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Dieses  lieft  ist  vor  Drucklegung  juristisch 
dahingehend  überprüft  worden,  daß  weder 
Inhalt  noch  Aufmachung  irgendwelche 
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no0°0°  Frankfurter  Allgemeine,  17.  Feburar  1981,  S.  6 
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"Inzwischen  wird  in  den  Reihen  der  Schulbuchkommission  selbst  unumwunden  zugegeben,  daß  die  deutsch  polnischen 
O Schulbuchempfehlungen  nicht  Anliegen  und  Aufgabe  der  Wissenschaft,  sondern  der  politischen  Pädagogik  sind.  So  betont 
O laut  eben  veröffentlichtem  Protokoll  einer  Anhörung  im  Mainzer  Landtag  der  Leiter  der  deutschen  Vcrhandlungsdelegation 
Professor  Mertineit  nachdrücklich: 

'Ich  möchte  sehr  hoffen,  daß  das,  was  wir  hier  vorlegen  (-  Schulbuchempfehlungon),  nicht  etwa  als  Wissenschaftsergebnis 
betrachtet  wird.  Das  ist  es  nicht,  das  will  es  nicht  sein,  das  kann  es  nicht  seia  Es  ist  ein  politisch  pädagogisches  Ergebnis  des 
geringsten  gemeinsamen  Nenners,  auf  den  man  sich  einigen  konnte." 

....  In  der  vorliegenden  Form  sind  die  deutsch-polnischen  Schulbuchempfehlungen  Ausdruck  politischen  Wollens,  nicht 
aber  wissenschaftlicher  Erkenntnis. 

Professor  Dr.  Josef  Joachim  Menzel.  Mainz" 

- Die  Lehrer  jedoch  haben  als  historisch  wahr  auszugehen,  was  in  den  Schulgeschichtsbuchern  steht,  - 
- und  wehe  dem  Schüler,  der  nicht  glaubt,  daß  es  sich  um  wissenschaftlich  erwiesene  Erkenntnisse  handelt  - 
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Die  profilierte  „Wahrheit” 


Wir  erleben  * daß  hier  auch  in  West- 
deutschland die  “öffentliche  Meinung”  seit  Jahrzehnten 
in  perfektionierter  Form  manipuliert  wird.  Die  Metho- 
den sind  äußerst  vielfältig  und  in  einem  einheitlichen 
Sinne  wirksam,  wie  man  dies  früher  nur  in  Diktaturen 
für  möglich  gehalten  hat.  Diese  Methoden  erstrecken 
sich  vom  Strafrecht  und  seiner  einseitigen  Auslegung 
bzw.  Handhabung  bis  zur  gezielten  •‘Desinformation"; 
von  amtlichen  Schulrichtlinien  bis  zur  Subventionierung 
genehmer  Literatur;  von  der  Sprachregelung  der  Regie- 
rungsvertreter zur  Personalpolitik  im  gesamten  öffent- 
lichen und  halböffentlichen  Bereich;  von  der  Indizierung 
historischer  Literatur  als  "jugendgefährdende  Schriften" 
bis  zu  den  Gutachten  des  offiziellen  "Instituts  für 
Zeitgeschichte”  für  Behörden  und  Gerichte;  von  "F.m- 
pfehlungen"  der  offiziellen  Schulbuchkommissionen  bis 
zur  Dokumentensiebung;  von  vielfältigen  Methoden  der 
Agenteninfiltration  in  nicht  genehme  Parteien.  Organi- 
sationen, Vereine  mit  dem  Ziel,  diese  öffentlich  zu 
diskreditieren,  bis  zum  Verzicht  auf  Unterbindung  und 
Abwehr  nachgewiesener  Falschdarstellungen,  die  das 
eigene  Volk  verunglimpfen.  Die  Aufzählung  könnte  fort- 
gesetzt werden.  Bei  alledem  fällt  auf:  Der  scheue  Blick 
auf  das  befreundete  Ausland,  ob  man  denn  immer  noch 
gefalle. 

Da  kann  ein  Bundesinnenminlster  ohne  Unterlaß  von 
der  “verfassungsfeindlichen  Zielsetzung  der  NPD" 
sprechen  und  derartige  Formulierungen  zum  Dauer- 
bestandteil seiner  Verfassungsschutzberichte  machen. 
Hiernach  sei  die  NPD  "von  dem  der  nationalsozialisti- 
schen Ideologie  entliehenen  völkischen  Kollektivismus 
geprägt”,  der  auch  “rassistische  Züge"  aufweise  und  im 
übrigen  die  “Einzel interessen  den  Gemeinschaftsinter- 
essen unterordne”,  was  wiederum  “gegen  die  Menschen- 
rechte gerichtet"  sei. 

Das  Bundesverfassungsgericht  hat  im  April  1981 
abermals  in  einem  Organ  klage  verfahren  der  NPD  ent- 
schieden, daß  solcherlei  Formulierungen  "Werturteile 
ohne  rechtliche  Auswirkungen"  seien.  Mithin:  Ist  eine 
Behörde  derart  tätig,  so  sind  das  "Werturteile  ohne 
rechtliche  Auswirkungen”.  Wie  oft  aber  wirkt  sich 
bereits  ein  solches  Verhalten  von  Behördenleitern  in 
einem  Aneifern  der  Staatsanwaltschaften  und  anderer 
Behörden  aus,  um  ihrerseits  im  Sinne  der  Sprachregelung 
des  obersten  Dienstherm  tätig  zu  werden? 

Was  hier  am  Beispiel  des  Ministers  Baum  — bei  Herrn 
Benda  war  es  nicht  anders!  und  der  NPD  verdeutlicht 
wurde,  wirkt  sich  ja  leider  auf  alle  Parteimitglieder  als 
Einzelpersönlichkeiten  — in  ihrem  Arbeitsverhältnis  wie 
in  ihrer  persönlichen  Beurteilung  — entsprechend  aus. 


Und  da  eine  politische  Meinung  gar  nicht  aus  einer 
historischen  Verwurzelung,  will  sagen  Beurteilung  histo- 
rischer Zusammenhänge,  zu  trennen  ist.  wird  mit  der 
öffentlichen  Diskriminierung  einer  parteipolitischen 
Meinung  bzw.  Mitgliedschaft  gleichzeitig  ein  uner- 
wünschtes Geschichtsbild  kriminalisiert.  Und  schon  sind 
wir  bei  den  Historikern,  die  ihrerseits  zwar  Anspruch  auf 
einen  grundgesetzlich  geschützten  Freiraum  für  wissen- 
schaftliche Forschung  haben,  aber  dennoch  gleicher- 
maßen in  eine  dauernde  Auseinandersetzung  mit  Behör- 
den und  Gerichten  gezwungen  werden,  weil  nach  An- 
sicht der  "demokratischen  Obrigkeit"  (auch  "Demokra- 
tie" ist  ein  Herrschaftsverhältnis!)  politisch  nicht  wahr 
sein  darf,  was  historisch  einwandfrei  erweislich  ist. 

So  kämpft  der  unabhängige  Historiker  heute  an 
mehrfachen  Fronten  zugleich:  Zum  einen  kämpft  er  um 
die  Sichtung  unsortierter  und  ungefälschter  Dokumente 
und  Sachverhalte  und  wehrt  sich  gegen  eine  Massenflut 
von  Lügen  und  Verleumdungen,  zum  andern  steht  er 
dem  weltweiten  Unisono  der  politischen  Einflüsse  des 
ln-  und  Auslandes  sowie  der  Medien  Presse,  Funk.  Film, 
Fernsehn,  auch  den  Massenorganisationen  der  herrschen- 
den Parteien  mit  ihren  öffentlichen  Geldern  und  politi- 
sierenden Kräften  aller  Art  gegenüber,  die  das  Rocht  zur 
Diffamierung  des  Andersdenkenden  aus  der  Sprachrege- 
lung der  Offiziellen  herleiten. 

Da  gibt  es  aber  noch  eine  Front:  Der  Kampf  mit  den 
Behörden  als  solchen  und  den  Gerichten.  Alles  dies 
freilich  muß  nicht  etwa  jeden  Historiker  treffen,  sondern 
nur  jenen,  der  die  Tabuzonen  berührt,  in  denen  die 
Grundlagen  der  gegenwärtigen  Beurteilungsmaßstäbe 
verankert  sind. 

Wie  dieser  Kampf  auf  verschiedenen  Ebenen  nahtlos 
ineinander  übergeht,  mag  folgende  Kontrastdarstellung 
deutlich  machen: 

Die  So wjetamt liehe  Nachrichtenagentur  TASS  griff 
am  3.  Februar  1982  das  österreichische  Staatsfernsehen 
ORF  scharf  an.  weil  es  die  sowjetische  Femsehserie  vDer 
unbekannte  Krieg"  nicht  in  sein  Programm  übernommen 
hat.  In  dieser  Serie  werden  Geschichtslügen  in  einen 
manipulierten  “dokumentarischen"  Rahmen  eingebaut, 
wie  z.B.  die  Ermorderung  tausender  polnischer  Offiziere 
im  Wald  von  Katyn,  die  den  Deutschen  angelastct  wird, 
während  sie  in  Wirklichkeit  mit  Genickschüssen  sowjeti- 
scher Kommissare  bewerkstelligt,  wurde.  Die  Ver- 
weigerung der  Übernahme  dieser  Geschichtsklitterung 
nennt  TASS  eine  “Verhöhnung  des  Andenkens  von 
Millionen  Opfern  des  Faschismus  und  Mißachtung  der 
lehren  der  Geschichte".  Daß  dieser  Film  in  Zusammen- 
arbeit mit  amerikanischen  Produzenten  gestaltet  wurde, 
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macht  die  Sache  nicht  besser  und  beweist  nur,  wie  oft 
sich  Amerikaner  schon  als  Handlanger  des  Kommunis- 
mus betätigt  haben,  wofür  Europas  gegenwärtige  Land- 
karte der  erschüttemste  Beweis  ist. 

Die  seit  Jahrzehnten  einseitige  Handhabung  der  öf- 
fentlichen Medien  (Presse,  Funk,  Femsehn)  zur  "Gestal- 
tung der  öffentlichen  Meinung”  hat  die  amtlichen  Or- 
gane der  Bundesrepublik  Deutschland  noch  nie  zu  einem 
Einschreiten  veranlaßt;  man  muß  sogar  den  Eindruck 
eines  gleichgerichteten  Grundkonzepts  haben,  denn  die 
amtlichen  Schulrichtlinien  für  den  Geschichtsunterricht 

verbindlich  für  alle  Lehrer  - weisen  in  die  gleiche 
Richtung.  Für  einen  Fachhistoriker  mit  andersartigen, 
neuen,  gesicherten  Erkenntnissen  ist  es  so  gut  wie 
unmöglich,  gegen  diese  Institutionen  und  den  Einfluß 
ihrer  Hintermänner  anzukommen. 

Es  erscheint  geradezu  märchenhaft,  würden  wir  ein- 
mal von  einem  Gerichtsurteil  hören,  das  ungefähr  wie 
folgt  lautet: 

"Menschen  deutscher  Abstam- 
mung haben  auf  Grund  ihres  Persön- 
lichkeitswertes in  der  Bundesrepub- 
lik Anspruch  auf  Anerkennung  des 
Verfolgungsschicksals  der  Deut- 
schen seit  dem  Versailler  Frieden 
1919,  während  des  Zweiten  Welt- 
krieges insbesondere  in  bezug  auf 
den  zivilen  Bombenkrieg  und  die 
Massenaustreibung  aus  den  deut- 
schen Ostprovinzen,  die  Behandlung 
der  deutschen  Kriegsgefangenen  und 
in  bezug  auf  die  Racheiustiz  nach 
1945,  Wer  die  Deutschenmorde  aus 
diesen  Zeiten  leugnet  oder  verharm- 
lost, beleidigt  jeden  einzelnen  von 
ihnen  und  kann  sich  hierbei  nicht 
auf  das  Grundrecht  der  freien  Mei- 
nung berufen.  Betroffen  sind  durch 
solche  Äußerungen  auch  erst  nach 
1945  geborene  Personen,  wenn  sie 
als  Reichs-  oder  Ausländsdeutsche 
in  jener  Zeit  verfolgt  worden 
wären.” 

Dieser  Hinweis  ins  Märchen- 
land ist  lediglich  als  Kontrast- 
programm gedacht,  der  zum 
Nachdenken  anregen  sollte. 


Und  so  viel  Zeit  zum  Lesen  hat  er  schließlich  auch  nicht. 
Außerdem:  Mit  Leuten,  um  die  sich  die  Bundesprüfstelle 
oder  gar  der  Staatsanwalt  kümmert,  will  er  ja  als  guter 
Bürger  auch  nichts  zu  tun  haben;  ändern  kann  er 
ebenfalls  nichts  , Arger  will  er  keinen.  Und  so  mag  er 
denken,  "irgendetwas  wird  schon  dran  sein”,  man  wird 
ja  schließlich  nicht  einwandfreie  wissenschaftliche  Lite- 
ratur auf  den  Index  verbannen  — im  20.  Jahrhundert! 
Was  wäre  denn  das  für  ein  Staat?  ! 

Um  der  Ergebnisse  der  historischen  Forschung  willen 
sind  nachfolgend  wesentliche  und  beispielhafte  Urteils- 
begründungen, Gutachten,  Behördenentscheidungen  - 
inhaltlich  z.T.  verkürzt  — wiedergegeben,  die  belegen, 
wie  die  Argumente  aussehen,  mit  denen  heute  eine 
unabhängige  historische  Forschung  bekämpft  wird. 

Diese  Beispiele  können  nur  einen  Ausschnitt  dessen 
auf  zeigen,  was  wirklich  im  Gange  ist.  Das  Spektrum 
reicht  von  Hausdurchsuchungen  bei  Leuten,  die  einmal 
Emst  Zündel  in  Toronto  in  Kanada  10,-  DM  überwiesen 
haben  bis  zu  unqualifizierten  Bücherbesehlagnahmun- 


Da  flattert  einem  Historiker  plötzlich  ein  “blauer 
Brief”  ins  Haus:  Bundesprüfstelle  für  jugendgefährdende 
Schriften.  Das  historische  Quellenwerk  so  und  so  soll  auf 
den  Index  für  jugendgefährdende  Schriften;  ist  dies  dann 
geschehen,  so  ist  jedes  Vorrätighalten  (mit  Ausnahme  für 
den  herausgebenden  Verlag),  jede  Werbung,  jeder  Ver- 
sandhandel verboten;  für  Zuwiderhandlungen  ist  der 
Staatsanwalt  zuständig.  Ein  solches  Buch  ist  dann 
“plötzlich  verschwunden”.  Andere  Neuerscheinungen 
auf  dem  Büchermarkt  lenken  den  Michel  ab,  schließlich 
kann  und  soll  er  sich  ja  mit  etwas  anderem  beschäftigen. 


gen,  von  willkürlichen  Verboten  ordnungsgemäß  ange- 
meldeter Versammlungen,  ja  sogar  Bundesparteitagen 
der  NPD,  die  vom  Parteiengesetz  vorgeschrieben  sind,  bis 
zur  Diffamierung  und  Dienstentlassung  von  Partei- 
amtsträgem und  -mitgliedern,  sowie  Historikern  und 
Schriftstellern. 

Dennoch:  Die  historische  Wahrheit  ist  so  fest  ver- 
ankert, daß  sie  Generationen  überdauert! 

In  zukünftigen  politischen  Gefahrenlagen  ist  nur 
handlungsfähig,  wer  sich  die  Unabhängigkeit  des  Den- 
kens und  politisches  Stehvermögen  bewahrt  hat! 


4 


Indizierungsbegründung 
der  Bu-prüfstelle 

Pr.  106/78 


Sachverhalt 

1.  Das  Buch  "Wahrheit  für  Deutschland  - Die  Schuldfrage  des 

2.  Weltkrieges"  von  Udo  Walendy  ist  1964  in  erster  und  1965  in 
zweiter  erweiterter  Auflage  im  eigenen  Verlag  des  Autors.  Verlag 
für  Volkstum  und  Zeitgeschichtsforschung,  erschienen.  Es  wird 
seitdem  in  weiteren  Auflagen  auch  als  Taschenbuch  vertriebea  In 
einer  Taschenbuchausgabe,  It.  Impressum  1970  als  1.  Auflage 
erschienen,  heißt  es  auf  der  letzten  Seite  (494):  "Das  Buch 
Wahrheit  für  Deutschland  - Die  Schuldfrage  des  Zweiten  Welt- 
krieges' liegt  in  Originalgröße  einschließlich  Kartenmaterial  vor 
zum  Preis  von  25,-  DM.  Der  Kartensonderdruck  dieses  Buches  ist 
zu  erhalten  zum  Preis  von  2,50  DM  (Voreinzahlung)". 

2.  Das  Jugendamt  Hamm  beantragte  mit  Schreiben  vom 
28.08.78  die  Indizierung  dieses  Buches,  weil  es  "mit  einer  Fülle 
von  Dokumentationsnachweisen  die  'politische  Zweck behauptung 
von  Deutschlands  Schuld  am  2.  Weltkrieg  widerlegen  will.  Solche 
Ausführungen  widersprechen  historischen  Tatsachen  und  verfäl- 
schen beim  unkundigen  Leser  das  Bild  von  der  Wirklichkeit.  Sie 
sind  somit  geeignet,  Jugendliche  sozialethisch  zu  verwirren  und  in 
der  Entwicklung  zu  gefährden". 

3.  Der  Antraqsgegner.  Autor  und  Verleger  des  Buches,  bean- 
tragt Abweisung  des  Indizierungsantrages,  hilfsweise  Vertagung 
der  Verhandlung. 

Zur  Begründung  des  Abweisungsantrages  macht  er  den  Wissen- 
schaftsvorbehalt des  § 1 Abs.  2 Nr.  2 GjS  geltend  und  verlangt, 
den  Antrag  schon  mangels  ausreichender  Begründung  zurückzu- 
weisen. Mit  Schriftsatz  vom  16.09.1978  an  die  Bundesprüfstelle 
führt  er  aus: 

“Hi1  uto  erhallt'  ich  erneut  eine  Vorladung  zu  Ihrer  Hundes 
prüf  stelle  wegen  meine*  Ruches  “Wahrheit  für  Deutschland  Die 
Selm  hl  frage  des  Zweiten  Weltkrieges”. 

Ich  kann  dazu  vorab  nur  sagen,  daß  ich  so  du  as  grotesk  finde. 
Das  Hneli  ist  in  der  ersten  Auflage  bereits  796/  erschienen  und 
hat  zur  Erstellung  15  Jahre  Arbeit  und  Forschung  erfordert. 
Obgleich  dann  5(W  Seiten  mittels  unanfechtbarer  Dokumen - 
Mionen  Beweis  angetreten  wird,  genügt  ein  einziger  Satz  eines 
Sachunkundigen  nun  Jugendamt  llantm,  indem  die  "politische 
Zweckbehauptung  von  Deutschlands  Schult I am  2.  II  eltkrieg" als 
den  “ historischen  Fakten  widersprechend''  behauptet  uirtl  (dies 
natürlich  ohne  Heweis!).  um  ein  Verfahren  vor  Ihrer  iBundes- 
Itrüfstelle  in  Gang  zu  setzen. 

Fine  Beweisführung  für  meine  gedruckten  Behauptungen 
brauche  ich  nicht  mehr  anzutreten,  sie  liegen  seit  DM,1  gedruckt 
vor  und  sind  bis  zur  Stände  von . keinem  Historiker  widerlegt 
worden.  Auch  ist  mir  nicht  bekannt,  daß  irgendein  Autor,  auf  den 
ich  mich  in  meiner  Arbeit  bezogen  habe,  jemals  in  seinen 
Bekundungen  für  "jugendgefährdend" angesehen  worden  ist. 

Sie  werde n in  Ihry  Sitzung  nicht  über  mein  Buch  zu  entschei- 
den haben,  sondern  über  die  Frage,  ob  eine  sachliche . wertneutra- 
le. vom  politischen  Opporlunitismus  unabhängige  historische  For 
schling  in  der  Bundesrepublik  möglich  und  erlaubt  ist  oder  nicht. 
Damit  werden  Sie  ein  geschichtswirksames  I tleil  zu  fällen  haben. 
Ich  hätte  Ihnen  geraten  und  tue  es  jetzt  noch,  dieses  Thema  so 
nicht  zu  behandeln.  Die  Auswirkung  für  die  Bundesrepublik 
Deutschland  wäre  außerordentlich.  Sach  meiner  Kenntnis  hat 
jeder  deutsche  Botschafter  dieses  Buch  in  seiner  Dienst  bibliothek.  ” 


4.  Aufgrund  der  mündlichen  Verhandlung  vom  9.  November 
1978  beauftragte  das  12er  Gremium  der  Bundesprüfstelle  das 
Institut  für  Zeitgeschichte.  München,  in  einem  Gutachten  zu 
Fragen  des  Wahrheitsgehaltes  des  Buches  und  dazu  Stellung  zu 
nehmen,  ob  das  Buch  der  Wissenschaft  im  Sinne  § 1 Abs.  2 Nr.  2 
GjS  diene. 

Das  am  16.1 1.78  in  Auftrag  gegebene  Gutachten  wurde  am  5. 
Mai  1979  von  dem  Historiker  Dr.  Graml,  Angehöriger  des  Insti- 
tuts für  Zeitgeschichte,  erstellt  und  der  BPS  übersandt.  Der 
Vorsitzende  der  BPS  beraumte  daraufhin  Termin  zur  weiteren 
mündlichen  Verhandlung  für  den  7.  Juni  1979  an.  Die  Termins- 
nachricht und  Ablichtung  des  Gutachtens  wurden  dem  Antrags- 
gegner It.  Postzustellungsurkunde  am  19.  Mai  1979,  also  recht- 
zeitig vor  der  14-tagigen  Ladungsfrist  (§  4 DVO  GjS),  zugestellt. 

Der  Antragsgegner  nahm  mit  Schriftsatz  vom  22.  Mai  1979  zu 
den  Ausführungen  des  Gutachters  Stellung  und  beantragte  Ver- 
tagung des  Termins  vom  7.  Juni,  da  er  infolge  seines  seit  längerem 
festgelegten  Urlaubs  verhindert  sei.  diesen  Termin  wahrzunehmen. 
Der  Vorsitzende  der  BPS  teilte  ihm  daraufhin  mit  Schreiben  vom 
25.  Mai  1979  folgendes  mit: 

“Ihrem  I ertagungsantrag  kann  ich.  wie  schon  bei  Ihrem 
Telefonanruf  angedeutet,  nicht  entsprechen.  Ich  halte  die  Sache, 
die  bereits  seit  1 1.9.78  anhängig  ist.  für  entscheidungsreif.  Fine 
I erlagung  bis  zur  nächsten  Sitzung  des  12er  Gremiums  am 
30.8.1979  ist  nicht  vertretbar.  Das  12er  Gremium  wird  über  Ihren 
Verlagungsan trag  am  7.6.  zu  entscheiden  haben  und  ggfls.  eine 
Sachentscheidung  treffen.  Zum  Termin  vom  7.6.79  lade  ich  mit 
gleicher  Post  gern.  ff  < DV()  GjS  Herrn  Dr.  Graml  oder  einen 
Mich'tundigen  Vertreter  als  Sachverständigen,  damit  er  im  Termin 
zu  Fragen  zur  Verfügung  steht.” 

Der  Antragsgegner  nahm  an  der  mündlichen  Verhandlung  am 
7.6.79  nicht  teil.  Der  Gutachter  Dr.  Graml  erläuterte  und  ergänzte 
sein  Gutachten.  Außerdem  ging  er  ausführlich  auf  Fragen  der 
Mitglieder  des  12er  Gremiums  ein. 

5.  Wegen  der  weiteren  Einzelheiten  des  Sach-  und  Streitstandes 
wird  auf  den  Prüfgegenstand  und  die  Prüfakte,  die  Gegenstand  der 
mündlichen  Verhandlung  waren,  Bezug  genommen. 

Grunde 

6.  Das  Buch  "Wahrheit  für  Deutschland  Die  Schuldfrage  des 
Zweiten  Weltkrieges"  von  Udo  Walendy  war  antragsgemäß  in  die 
Liste  der  jugendgefährdenden  Schriften  einzutragen  und  durch 
Bekanntmachung  dieser  Eintragung  im  Bundesanzeiger  Nr.  107 
vom  12.06.79  den  verfassungskonformen  '•  Ankundigunqs-,  Ver- 
triebs-, Werbe-  und  Weitergabebeschränkungen  der  §§  3 bis  5 GjS 
zu  unterwerfen,  so  daß  es  zwar  Erwachsenen,  nicht  meht  aber 
Kindern  und  Jugendlichen  zugänglich  gemacht  werden  darf  und 
nicht  mehr  öffentlich  angekündigt  werden  darf. 

Das  Buch  ist  geeignet.  Kinder  und  Jugendliche  sozialethisch  zu 
verwirren  (desorientieren),  wie  das  Tatbestandsmerkmal  "sittlich 
zu  gefährden"  in  § 1 Abs.  1 Satz  1 GjS  auszulegen  ist.  2) 

Zu  den  sozialethisch  desorientierenden  Schriften.  Ton-  und 
Bildträgern,  Abbildungen  und  anderen  Darstellungen  (§  1 Abs.  3 
GjS)  "zählen  vor  allem  unsittliche,  verrohend  wirkende,  zu  Ge- 
walttätigkeit, Verbrechen  oder  Rassenhaß  anreizende  sowie  den 
Krieg  verherrlichende"  Medien  wie  § 1 Abs.  1 Satz  2 GjS 
beispielhaft,  aber  nicht  erschöpfend  bestimmt.  Der  Begriff 
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kriegsverherrlichend  ist  weit  auszulegen  und  umfaßt  auch  knegs- 
ver  har  miosende  Medien.  4) 

jugendgefährdend  im  Sinne  des  Oberbegriffes  von  § 1 Abs.  1 
Satz  1 GjS  sind  - auch  wenn  sie  nicht  unter  einen  der  Teilbegrit  e 
des  Satzes  2 des  § 1 Abs.  1 GjS  fallen  - nach  der  Rechtsprechung 

z.B.  Medien  ... 

- die  Jugendlichen  als  eine  Verteidigung  und  damit  Werbung 

für  die  Ideologie  des  Nationalsozialismus,  seine  Rassenlehre,  seine 
Führung,  sein  Erziehungsprogramm  und  seine  Kriegführung  er- 
scheinen. *)  . . . . ... 

- die  die  Ursachen  des  Zweiten  Weltkrieges  unrichtig  darstel- 
len. indem  sie  z.B.  den  Krieg  als  eine  dem  deutschen  Volk 
aufgezwungene  Notwehrhandlung  erscheinen  lassen./*  Zur  Be- 
gründung dieser  Auffassung  hat  das  OVG  Munster  in  dem  Urte 
vom  1 7. Mai  1972  auf  Seite  21  der  Urteilsausfertigung  ausgefuhrt: 

“Ebenso  unterliegt  et  keinen  Bedenken,  daß  die  Bundespriif- 
Melle,  die  - wie  gezeigt  - den  tatsächlichen  Gegebenheiten  mehl 
entsprechenden  Aussagen  über  Ursachen.  Führung  und  l erlauf 
des  / weiten  Weltkrieges  ilnrübcr  hinaus  als  geeignet  angesehen 
hat,  Jugendliche  in  ihrem  rechten  Verständnis  der  jüngsten  I er- 
gan  gen  heit  und  ihrem  Verhältnis  zur  gegenwärtigen  allgemeinen 
politischen  Lage  zu  beeinträchtigen.  Diese  im  Kern  unwahren 
Aussagen  laufen  den  Anliegen  staatsbürgerlicher  Erziehung  zu - 
wider  und  ktinnen  insbesondere  die  Anstrengungen  um  gute 
zwischenstaatliche  Beziehungen , die  Verständigung  mit  'Um  ehe- 
maligen  Kriegsg>‘gnern  erschweren,  die  ohnedies  noch  immer  nicht 
ganz  frei  sind  von  der  Belastung  durch  die  Ereignisse  f es  Zweiten 
Weltkrieges.  Ihs  hierfür  unerläßlich  richtige  historische  Bild  wird 
durch  die  indizierten  Schallplatte  nicht  vermittelt,  sondern 
Vielmehr  verzerrt.  Das  zu  erkennen,  setzt  aber  ein  auf  Wissen 
gegründetes  Urteilsvermögen  voraus,  das  Jugendlich e im  allge- 
meinen nicht  haben  und  naturgemäß  noch  nicht  besitzen  können, 
sondern  geraile  erst  noch  Gegenstand  ihrer  sachlichen,  wahrheits- 
gemäßen Unterrichtung  und  ihrer  Ihnfuhrung  zu  einem  unbefan- 
gnen historisch- politischen  Bewußtsein  sein  soll." 

Nach  % 1 Abs.  2 GjS  dürfen  Schriften.  Ton-  und  Bildtrager. 
Abbildungen  und  andere  Darstellungen  (Medien)  auch  dann,  wenn 
sie  jugendgefährdend  sind,  "nicht  in  die  Liste  aufgenommen  wer- 

Lallein  wegen  ihres  politischen,  sozialen,  religiösen  oder  weltan- 
schaulichen Inhalts, 

2.  wenn  sie  der  Kuns.  oder  de.  Wissenschaft,  der  Forschung  oder 
der  Lehre  dienen, 

3.  wenn  sie  im  öffentlichen  Interesse  liegen,  es  sei  denn  daß  die 
Art  der  Darstellung  zu  beanstanden  ist." 

Die  Tendenzklausel  des  % 1 Abs.  2 Nr.  1 GjS  kann  auf  Medien, 
die  für  den  Nationalsozialismus  eintreten.  nach  der  Recht, 
sprechung  des  Bundesverwaltungsgerichts  keine  Anwendung  fin- 
den, da  es  sich  beim  Nationalsozialismus  um  eine  vom  Grundge- 
setz mißbilligte  Geisteshaltung  handelt. 

7.  Unter  Beachtung  dieser  Grundsätze  hat  das  Jugendamt 
Hamm  den  Indizierungsantrag  zu  Recht  gestellt  und  kurz  und 

prägnant  begründet.  ’ . ^ 

Das  12er  Gremium  hat  sich  der  Auffassung  des  Antrags!  elf  er  s 
voll  und  ganz  angeschlossen,  daß  das  Buch  geeignet  ist.  Jugend- 
liche sozialethisch  zu  verwirren,  weil  es  die  Ursachen  des  Zweiten 
Weltkrieges  unrichtig  darstellt  und  den  falschen  Eindruck  er 
weckt,  der  Krieg  sei  eine  dem  deutschen  Volk  aufgezwungene 
Notwehrhandlung  gewesen. 

Das  12er  Gremium  hat  darüber  hinaus  angenommen,  daß  das 
Buch  für  das  NS-Regime  Werbung  betreibt  und  es  verharmlost. 

8 Udo  Walendy  behauptet  in  dem  Buch.  Adolf  Hitler  treffe 
für  den  Ausbruch  des  Zweiten  Weltkrieges  keine  Verantwortung. 
Vielmehr  sei  er  das  Opfer  eine,  antideutschen  Einkreisung  ge- 
worden. An  dieser  hätten  sich  nacheinander  die  Franzosen,  die 


Engländer,  die  Polen,  die  Tschechen,  die  Amerikaner  und  die 
Russen  beteiligt.  Hitler  sei  immer  nur  den  Aktionen  der  anderen 
zuvorgelrommen.  Aggressive  K.iegsziele  hätten  nur  Deutschlands 
Feinste  entworfen  und  sie  hatten  auch  die  großen  K.regsver- 
brechen  begangen.  Auf  Seite  43  schreibt  Walendy  u.a.  wörtlich. 

"...  Gleichermaßen  unverantwortlich  war  es,  zu  unterstelle  ... 
Hitler  wollte  in  Verfolgung  seines  P.ogrammes  --  die  Juden 
vernichten....  Er  hatte  kein  eroberungslüsternes,  vernichtungsw.l h- 
ges  Programm  dieser  oder  ähnliche.  Art."  An  dieser  Stelle  wird 
auf  Fußnote  40  verwiesen.  Darin  wird  ausgefuhrt:  Die  Hitler  und 
Deutschland  so  stark  belastende  ‘Juden-Endlosung  wird  in  einer 
anderen  Arbeit  des  Autors  untersucht.  Hier  soll  nur  die  Festste  • 
lung  genügen,  daß  es  vor  Kriegsbeginn  kein  Vern.chtungsp.o- 
qramm  gegeben  hat  ..."  Es  folgt  dann  u.a.  eine  Aufstellung  der 
sieben  großen  Kriegsverbrechen,  unter  denen  d?  ‘nd“5tr,J!!J**,fl 
betriebene  Vergasung  von  mehreren  Millionen  jüdischer  Kinder, 
"und  Manne,  nicht  «wahn,  wird.  Abschließend  räumt  de. 
Autor  in  der  Fußnote  zwar  ein.  daß  die  Vernichtung  .ud.ich* 
Menschen  durch  das  NS-Regime  ein  Verbrechen  war.  Dieses  wird 
aber  unzulässigerweise  mit  Kriegsverbrechen  anderer  aufgerech- 
net Die  Fußnote  schließt  wörtlich  wie  folgt:  (S.  44) 

-II,.  Vernichtung  ,»n  jüditchen  Mengen  während  de.  Km- 

war  ein  Verbrechen,  das  wird  niemand  bestreiten  wollen.  Mar 
« kan*  auch  nienuind  bestreiten,  < laß  der  Weg  dorthin  von  so 
zahlreichen  und  grauenvollen  Verbrechen  der  anderen  V f*  man 
kirrt  war.  die  in  dieser  Zusammenballung,  PerversUdt  und  zentra- 
len Lenkung  ihresgleichen  in  der  menschlichen  Geschichte  suchen. 
Man  kann  nicht  , las  eine  richten  und  das  andere  ^ 
Jede  Bewertung  muß.  wie  gesagt,  auf  die  Knegsschuldfrage  zu 
riiekgehen.  ” 

9.  Demgegenüber  gilt  als  gesicherte  historische  Erkenntnis: 
Hitler  war  von  Anfang  an  entschlossen,  die  Reichsgrenzen  nach 
Osten  auszudehnen.  Natürlich  hatte  er  dieses  Ziel  wie  die  ersten 
Etappen  dahin,  wie  z.B.  die  Besetzung  des  Rhe.nlandes  Oste  - 
reichs  und  Böhmen  und  Mährens,  gern  friedlich  erreicht.  Aber  als 
sich  England.  Frankreich  und  Polen  endlich  weigerten,  immer  nur 
nachzugeben,  brach  er  leichtfertig  den  Zweiten  Weltkrieg  vom 
Zaun  - m der  Annahme  - die  anderen  wurden  wieder  nachgeben 
ode.  schnell  zu  besiegen  sein.  Dabei  hoffte  er  bis  zuletzt,  einen 
Feldzug  gegen  England  nicht  unternehmen  zu  müssen. 

Hitler  war  von  Anfang  an  entschlossen,  die  Juden  zunächst  in 
Deutschland  und  dann  in  den  von  ihm  besetzten  Gebieten  zu 
vernichten.  Dazu  dienten  ihm  von  ihm  und  Goebbels  angezettelte 
Pogrome  gegen  die  Juden  in  Deutschland  (z.B.  am  9/10.  Novem- 
ber 1938),  fu«  die  die  Juden  dann  noch  eine  Milliarde  Reichsmark 
Buße  bezahlen  mußten,  unmenschliche  Gesetze  und  Verordnun- 
gen die  jetzt  unter  dem  Titel  "Gesetze  des  Unrechts  erschienen 
sind*),  utopische  Auswanderungspläne,  wonach  die  Juden  auf 
Madagaskar  auf  ihre  Kosten  angesiedelt  werden  sollten,  und 
schließlich  der  Versuch  ihrer  vollständigen  physischen  Vernich- 
tung durch  Vergasung  in  Vernichtungslagern.  Als  er  vor  seinem 
Tode  am  30.4.1945  einsehen  mußte,  daß  ihm  dieses  Ziel  trotz  de 
Ermordung  von  ca.  6 Millionen  Juden  noch  nicht  gelungen  war, 
manifestierte  er  seinen  Judenhaß  in  einem  Aufruf  an  seine 
Nachfolger,  die  Judenvernichtung  fortzusetzen,  indem  er  im 


!)  BVerwG  Urteil  vom  08.03.77  I C 39.72  in  NJW  77.  >411 
21  BVerwG  Urteil  vom  16.12.71  BVerwGE  39.  97 
3)  BVerwG  Urte.1  vom  16.01.66  BVerwGE  23,  1 12 
di  qvitwGE  23  112  ausdrücklich  bestätig!  durch  BVerwGE  28,  01 
3 umu  von.  Mti.lMS  A>  II  A 436.64.  «MH* 

bestätigt  durch  BVerwGE  28.  61 

6»  OVG  Munster  Urteil  vom  17.  5.1972  Az  XII  A ™ Az  1 L 

“»BVerwGE  23.112  ♦ Beschlüsse  VG  Köln  vom  15.12.1978  Az 

8,  'S®  d!Äch.s.  Zusammen*,,«!.  von  HO.,,  Gerald.  A„a,d 
Verlag.  St.  Augustin  1979 
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□♦□*□*□♦□*□*□*□*□*□*□♦□*□*□•□*□*□*□*□»□ 
letzten  Absatz  seines  politischen  Testamentes  vom  29,4.1945  j 
schrieb:  g 

“Vor  allem  verpflichte  ich  die  Führung  der  Nation  und  die  * 
Ge folgte  ha ft  zur  /wirtlichen  Einhaltung  der  Rassegesetze  und  zum 
unbarmherzigen  Widerstand  gegen  den  Wcltvergifter  aller  Volker, 
das  internationale  Judentum.  " 8a) 

Die  Einzelheiten  der  Judenvernichtungspolitik  Hitlers  sind  in 
der  Entscheidung  Nr.  2765  der  Bundesprüfstelle  vom  17.  Mai 
1979  betr.  das  vom  Antragsgegner  vertriebene  Buch  "Der  Jahr- 
hundertbetrug'' von  Arthur  R.  Butz  dargelegt.  Darauf  wird  Bezug 
gonommen. 

Zur  Außenpolitik  Hitlers  schreibt  Joachim  C.  Fest:  °) 

“..  Ausgangspunkt  aller  Überlegungen  war,  daß  Deutschland  in 
seiner  militärisch,  politisch  und  geographisch  bedrohten  Mittellage 
nur  überleben  könne,  'n  enn  es  rücksichtslos  Machtpotilik  in  den 
Vordergrund  stellt.  ' Schon  in  einer  früheren  \useinandersetzung 
mit  der  wilhelminischen  Außenpolitik  halte  llitler  die  llternatiie 
entwickelt,  daß  Deutschland  sich  entweder  unter  Verzieht  auf 
Seehandel  und  Kolonien  mit  England  gegen  Rußland  - oder  alter, 
ivenn  es  Seemacht  und  Welthandel  anstrebte,  im  I er’ in  mit 
Rußland  gegen  England  hätte  wenden  können.  Er  selber  gab  in 
den  frühen  zwanziger  Jahren  eindeutig  der  zuletzt  genannten 
Möglichkeit  den  Vorzug.  Denn  er  rechnete  England  zu  den 
‘ prinzipiellen ’ Gegnern  des  Reiches  und  entwickelte  aus  diesem 
Ansatz  sein  unverkennbar  prorussisches  Konzept:  unter  dem 
Einfluß  iler  Emigranten  kreise  um  Scheubner- Richter  und  Rosen- 
berg zielte  es  auf  ein  Ründni » mit  einem  "nationalen' . ‘wieder- 
gesundeten', vom  "Jüdisch- bolschewistischen  Joch’  befreiten 
Rußland  gegen  tlen  Westen,  und  weder  der  I. ebensraum  begriff 
noch  die  Eher zeugung  von  der  Minderwertigkeit  der  slawischen 
Rasse,  die  später  im  Mittelpunkt  je  ine  r expansiven  Ostideologie 
stand,  spielten  damals  e ine  Rolle.  Erst  Anfang  1023.  vor  allem 
wohl  angesichts  der  Stabilisierung  des  Soujetregimes,  tauchte  der 
Gedanke  auf.  die  Rnndnissituation  umzukehren  und  mit  England 
gegen  Rußland  zu  paktieren.  Mehr  als  ein  Jahr  lang  hat  Hitler, 
wenn  die  Quellen  diesen  Schluß  erlauben,  die  -neue  Konzeption 


Rastenburs  Ostpreußen.  Begrüßung  an  einem  Krankenhaus.  Hin- 
ter Adolf  Hitler  Reichsaußenminister  v.  Ribbentrop,  ganz  rechts 
im  Bild  Generalfoldmarschall  Keitel;  der  große  SS-Offizier  Ad- 
jutant Heinz  Linge. 

•ODC*ü*D*D*[>D*U*Q*Q*D*D*a*D*Q*Q»C]«D* 

Die  Idee  des  Krieges  gegen  Frankreich  war  damit  gewiß  nicht 
aufgegeben,  sie  blieb  vielmehr  eine  der  außenpolitischen  Konstan- 
ten Hitler * Ins  hin  zu  den  letzten  llunkcrnwnologeni  aber  sie 
nickte  nun.  ebenso  wie  das  mit  dem  Verzicht  auf  Südtirol 
erkaufte  Wohlwollen  Italiens  oder  das  mit  der  Preisgabe  aller 
kolonialen  Forderungen  erstrebte  llündnis  mit  England,  in  die 
Reihe  der  Voraussetzungen  für  die  ungehinderte  Wendung 
Deutschlands  nach  Osten.  Schon  im  zweiten  Rand  von  ' Mein 
Kampf',  den  er  im  Ijtufe  des  Jahres  1023  niederschrieb,  wandte 
Hitler  sich  mit  äußerster  Schärfe  gegen  das  revisionistische  Kon- 
zept. lins  auf  die  Wiederherstellung  gänzlich  unlogischer,  zufälli- 
ger. viel  zu  enger  und  überdies  mditärgeographisch  unzweck- 
mäßiger Grenzen  gerichtet  sei  und  überdies  dazu  führe.  Deutsch- 
land in  Gegensatz  za  allen  ehemaligen  Kriegsgegnern  zu  bringen 
und  den  zerfallenden  Rund  der  Feinde  erneut  zusammenzufuhrv n: 
• Die  Eortlerung  nach  II  ie de rher Stellung  der  Grenzen  des  Jahres 
1914'.  so  formulierte  er  int  Sperrdruck,  ‘ist  ein  politischer 
Unsinn  von  Ausmaßen  und  Folgen,  die  ihn  als  Verbrechen 
erscheinen  lassen.'  Demgegenüber  sei  der  Erwerb  von  Groß- 
räumen die  einzige  \ktion . 'die  vor  Gott  und  unserer  deutschen 
Sachuelt  einen  Rlutemtalz ' rechtfertige  und  die  verantwort- 
lichen Staatsmänner  ' dereinst  freispreche  von  Blutschuld  und 
Volksopferung' . 

Die  kriegerische  II  endung  in  die  II  eiten  Rußlands,  die  Idee  des 
großen  Germanenzuges  zur  Errichtung  eines  gewaltigen  Konlinen- 
Inlreichs  in  dem  alten  'deutschen  -Befehlsrau in  im  Osten' , war 
von  ila  an  der  zentrale  Gedanke  der  hitlerschen  Politik , er  selber 
hat  ihm  'ungeteilte  Hingabe'  sowie  'Anspannung  ober  auch  der 
letzten  Energie'  zugestanden  and  als  'ausschließlichen  /.weck 
sinnt  olb-n  politischen  Handelns  gerühmt.  Auch  dieser  Entschluß 
geirann  säkularen  Rang: 


immer  wieiler  überprüft,  weitergefährl,  ihre  Konsequenzen  und 
Realisierungschancc n berechnet,  ehe  er  <lann  in  dem  berühmten  I. 
Kapitel  von  'Mein  Kampf  den  Gedanken  des  Lebensraumkri eges 
gegen  Rußland  programmatisch  entwarf. 


8a»  ebda.  S.  41 

9)  Joachim  Fest.  Hitler  - Eine  Biographie  Propyläen  Verlag  1973.  7.  Aull. 
1974.  S.  307  311.  hier  aus  der  7.  Aull,  unter  Weglassung  der  Fußnoten 
Zitiert. 
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‘Damit  ziehen  wir  \ationalsozialisten  bewußt  einen  Strich 
unter  die  außenpolitische  Richtung  unserer  Vorkriegszeit.  Wir 
setzen  dort  an,  wo  man  vor  sechs  Jahrhunderten  endete.  Wir 
stoppen  den  ewigen  Cermanenzug  nach  dem  Süden  und  Westen 
Europas  und  weisen  den  Blick  nach  dem  Land  im  Osten.  Wir 
schließen  endlich  ab  die  Kolonial - und  Handelspolitik  der  Vor- 
kriegszeit und  gehen  älter  zur  Bodenpolitik  der  Zukunft.'  

Aus  diesen  Vorstellungen  formte  sich  schon  Anfang  der  zwan- 
ziger Jahre  die  Konzeption  der  später  von  Hitler  betriebenen 
Politik:  das  frühe  Bündnis  bemühen  um  England  und  die  Achse  mit 
Rom.  der  Feldzug  gegen  Erankreich  sowie  der  umfassende  Aus- 
rottungskrieg  im  Osten  zur  Eroberung  und  Inbesitznahme  des 
"Herzlandes  der  Welt".  Moralische  Oberlegungen  beschwerten  ihn 
nicht.  Ein  Bündnis,  dessen  Ziel  nicht  die  Absicht  zu  einem  Kriege 
umfasse,  sei  sinnlos,  versicherte  er  in  'Mein  Kampf,  Staats- 
grenzen würden  stets  durch  Menschen  geschaffen  und  geändert, 
‘nur  dem  gedankenlosen  Sehuachkopf  erschienen  sie  als  unab- 
änderlich, die  Kraft  tles  Eroberers  beweise  hinlänglich  dessen 
Recht,  'wer  hat,  hat’:  ilas  waren  die  Maximen  seiner  politischen 
Moral.  End  so  haarsträubend  und  aberwitzig  das  Programm  nach 
anmulete,  das  er  sich  aus  seinen  Alpträumen,  seinen  Geschichts- 
theorien, seinen  biologischen  Trugschlüssen  und  Si tuat ionsanal v- 
sen  gurechtkonstr uiert  halte:  es  uar,  soviel  ist  richtig,  in  all  seiner 
überspannten  Radikalität  erfolg» er sprerhend>‘r  ab  das  maßvollere 
revisionistische  Konzept,  das  Südtirol  otlrr  das  Elsaß  zuriickver- 
langte.  Im  Gegensatz  zu  seinen  nationalen  Partnern  hatte  Hitler 
begriffen,  daß  Deutschland  innerhalb  des  bestehenden  Macht-  und 
Ordnungssystems  ohne  Chance  war,  und  sein  tiefes  Ressentiment 
gi'gen  die  Formalität  kam  ihm  zugute,  als  er  sich  auf  machte,  es 
von  Grund  auf  in  Frage  zu  stellen.  \ur  wer  iLis  Spiel  verweigerte, 
konnte  es  gewinnen.  Indem  er  sich  nach  außen  wandte,  ggen  die 
Sowjetunion,  die  diesem  System  offen  mit  Vernichtung  drohte, 
wuchsen  ihm  dessen  Kräfte  zu  und  machten  Deutschland  unver- 
sehens 'potentiell  so  stark...,  daß  die  Eroberung  eines  Weltreichs 
in  ganz  präziser  Hinsicht  leichter  uar  als  die  isolierte  Wieder- 
gewinnt! ng  von  Bromberg  oder  Könighiille'  und  der  Griff  nach 
»Moskau  aussichtsreicher  als  der  nach  Straßburg  oder  Bozen. 

Wie  das  Ziel,  so  kannte  und  akzeptierte  Hitler  auch  das 
Risiko,  und  es  ist  bemerkenswert,  mit  web  her  I n beirr  harke  it  er 
sieh  I9J3  ,m  die  Verwirklichung  des  frühen  Entwurfs  gemacht 
hat.  Für  ihn  lautete  die  Alternative  niemals  anders  als  auf 
Weltmacht  oder  Untergang  im  denkbar  buchstäblichsten  Sinne. 
Jedes  Wesen  strebt  nach  Expansion',  hatte  er  1930  in  einer 
Rede  vor  Professoren  und  Studenten  in  Erlangen  versichert,  'und 
jedes  Volk  strebt  nach  der  Weltherrschaft' : der  Salz  folgte,  wie  er 
meinte,  ohne  alle  Umstände  aus  dem  Gesetz  der  \atur,  tlas 
allenthalben  den  Sieg  des  Stärkeren  und  dir  Vernichtung  oder 
bedingungslose  Unterwerfung  des  Schwachen  wünschte.  Daher 
auch  am  Ende,  als  er  alles  verspielt  und  den  I nlergung  vor  Augen 
sah,  die  ungerührte,  die  einstigen  l ertraulen  tief  irritiere  mir,  aber 
doch  nur  konsequente  Äußerung  zu  Albert  Speer,  'es  sei  nicht 
notwendig,  auf  die  Grundlagen,  die  <las  (druts>-hej  Volk  zu  seinem 
primitivsten  Weiterleben  braucht,  Rücksicht  zu  nehmen' . denn  es 
'hätte  sich  als  das  schwächere  erwiesen,  und  dem  stärkeren 
Oslvolk  gehöre  dann  ausschließlich  die  Zukunft'.  Deutschland 
hatte  weit  mehr  als  einen  Krieg  verloren,  er  war  ganz  ohne 
Hoffnung  Zum  letzten  Mal  bewgte  er  sich  dem  Maturgesetz, 
'dieser  grausamen  Königin  aller  W eisheit',  die  die  gebieterischste 
Instanz  seines  Lebens  und  Denkens  gewesen  war...." 

Sebastian  Haffner  faßt  die  außenpolitischen  Ziele  Hitlers  wie 
folgt  zusammen:  ">) 

Was  Hitler  wollte,  war  Deutschlands  Vorherrschaft  in 
Europa  und  direkte  Herrschaft  über  Rußland.  im  übrigen  die 
Erhaltung  der  europäischen  Herrschaft  über  Afrika  und  große 
Teile  Asiens  und  Ozeaniens.  Eine  Mac  hl pvramide.  mit  den  alten 


europäischen  I Iterseekolonien  und  der  neuen  deutschen  Kolonie 
Rußland  ganz  unten  an  der  Basis,  den  übrigen  europäischen 
lÄndem.  abgestuft  in  deutsche  \ebcnländer,  IlüfsvÖlkcr,  Satel- 
liten und  schein-  oder  halbunabhängige  Bundesgenossen  als  Mit- 
telbau, und  Deutschland  an  der  Spitze.  Dieses  riesige  deutsch- 
beherrschte  Maehtgebilde  sollte  dann  sjx'iter  mit  guten  Aussichten 
den  Kampf  mit  Amerika  und  Japan  um  die  Weltherrschaft 
aufnehmen  können... 

Auch  der  umstrittene  englische  Autor  David  Irving  läßt  in 
seinem  neuesten  Buch  »')  an  Hitlers  seit  der  Mitte  der  zwanziger 
Jahre  konsequent  verfolgtem  Ziel  der  Ostexpansion,  der  Erobe- 
rung des  europäischen  Rußland  keinen  Zweifel,  und  die  von  ihm 
‘entdeckten'  Quellen  bieten  hierzu  manche  nützlichen  Belege. 

In  diesem  Zusammenhang  erscheint  auch  folgendes  erwähnens- 
wert: 

Die  schlimme  Durchhalteparole  "Wollt  Ihr  Kanonen  oder 
Butter"  wird  meist  der  berüchtigten  Sportpalastrede  vom  Februar 
1943  zugeschrieben,  in  der  Goebbels  den  "totalen  Krieg"  pro- 
klamierte. Tatsächlich  fiel  dieses  Schlagwort  viel  früher,  nämlich 
schon  im  Januar  1936. 

”...  Bei  einer  Kundgebung  des  Gaues  Groß-Berlin  führte 
Minister  Goebbels  aus.  daß  man  sich  durch  die  Sorgen  der 
Ge  gen  uar  I,  wie  eine  belanglose  Butterknappheil,  die  inzwischen 
behoben  sei.  den  Blick  für  die  Zukunft  nicht  verwirren  lassen 
sollte.  Man  könne  zur  Mot  auch  einmal  ohne  Butter,  nie  aber  ohne 
Kanonen  fertig  werilen...."  ,J) 

Hiernach  wird  deutlich,  daß  es  Hitler  bei  seiner  Außenpolitik 
nicht  um  die  "Brechung  der  Ketten  von  Versailles"  ging,  sondern 
in  Wahrheit  um  die  Durchsetzung  seiner  pseudowissenschaftlichen 
Rasseprinzipien  mit  der  völkischen  Heilslehre  vom  Lebensraum, 
getragen  von  dem  ideologisch-totalitären  Charakter  des  national- 
sozialistischen Herrschaftssystems. 

Ein  Buch,  das  vorgibt.  Hitlers  Außenpolitik  der  dreißiger  Jahre 
darzulegen  und  diese  Fakten  und  Zusammenhänge  verschweigt, 
bedeutet  eme  Verharmlosung  des  Nationalsozialismus  und  ist 
geeignet,  diesen  bei  jugendlichen  Lesern  als  eine  akzeptable 
Ideologie  erscheinen  zu  lassen. 

Es  verhindert. 

"schon  den  zerstörerischen  Ausbruch  des  deutschen  National- 
sozialismus, der  sich  im  Namen  der  verabsolutierten  Nation  gegen 
die  Gesamtheit  der  humanen  Werte  des  Westens  erhob  und  sie  als 
bloße  Heuchelei  denunzierte,  als  Beginn  einer  neuen  anomischen 
Kulturkrise'' ,J)  zu  erkennen. 

Das  Buch  verhindert  ferner  bewußt,  daß  jugendliche  Leser  "die 
im  Nationalsozialismus  herrschende  und  von  ihm  ausgehende 
Unfreiheit,  die  Negierung  der  Menschenrechte  unter  ihm  und  die 
in  seinem  Zeichen  begangenen  Verbrechen"  erkennen,  wie  es  der 
Bundesgerichtshof  erst  kürzlich  formuliert  hat.  |4> 

10.  Das  Buch  stellt  nicht  nur  eine  abstrakte  Gefährdung  für 
Jugendliche  dar,  was  zu  seiner  Indizierung  ausreichen  würde.  Es 
stellt  in  hohem  Maße  eine  konkrete  Gefährdung  für  die  sozial- 
ethische Entwicklung  Jugendlicher  dar.  So  werben  die  Jungen 
Nationaldemokraten  - Landesverband  Nordrhein- Westfalen  - 

10)  Sebastian  Haffner.  Anmerkungen  zu  Hitler.  Kindler  Verlag  Munchen 
1978.  S.  125 

1 1 David  Irving.  Hitlers  Weg  zum  Krieg.  Aus  dem  Englischen  übersetzt  von 
Georg  Auerbach.  F.A.  Herbig  Verlag,  München  Berlin  1979.  529  Seiten 
121  Archiv  der  Gegenwart  <AdGI  Siegler.  Verlag  f0r  Zcitarchive,  St 
Augustin  1936.  S.  2383 

131  Richard  Lowenthal  - Zur  Umwertung  unserer  Werte  Politische 
Legitimität  und  kultureller  Wandel  in  modernen  Industriegesellschaften, 
ln:  L 76  - Demokratie  und  Sozialismus,  herausgegeben  von  Heinrich 
Boll,  Gunter  Grass  und  Carola  Stern.  Heft  11.  1.  Vierteljahr  1979  S.  137 
hier  S.  142 

14}  Urteil  des  Bundesgerichtshofes  vom  25.  Apr  il  1979  Az:  3 StR  89/79 
Seite  8 der  Urteilsausfertigung 
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Abteilung  Politische  Aufklärung.  Postfach  30  04  27,  4600  Dort- 
mund 30,  mit  folgendem  Schreiben  und  angeheftetem  Bucher- 
angebot u.a.  für  das  verfahrensgegenstandliche  Buch  sowie  die 
Bücher  von  David  L.  Hoggan,  Captain  Rüssel  Grenfell,  Harry  E. 
Barnes,  Herben  Grabert,  Mut  Verlag.  Erich  Kern  usw. 

Das  Schreiben  des  Landesverbandes  NRW  der  Jungen  National- 
demokraten hat  folgenden  Wortlaut:  (ohne  Datum  etwa  von  Juli 
1978) 

u WARUM  WERDE*  WICHTICE  DOKl  MENTE  l \ TER- 
DRÜCKT  UND  VERSCHWIEGEN? 

Diese  Frage  läßt  sich  leicht  beantworten: 

Weil  sie  den  Herrschenden  unangenehm  sind. 

Da  wir  Jungen  Nationaldemokraten  den  Herrschenden  sotiel 
I Unannehmlichkeiten  bereiten  wollen  wie  möglich,  und  weil  wir 
meinen,  daß  die  deutsche  Jugend  das  Recht  auf  umfassende 
Unterrichtung  hat.  wollen  wir  mit  dieser  Schrift  einen  Reitrag  zur 
Wahrheitsfindung  leisten. 

Die  hier  aufgeführten  Dokumente  werden  zum  großen  Teil 
totgeschwiegen.  Sie  finden  so  gut  wie  keine  Rerücksichtigung  in 
den  Schulen  und  Unis,  .sie  sollen  der  Jugend  vorenthalten  werden. 
Das  geht  oftmals  so  weit , ibiß  Ruchhändler  unter  Druck  gesetzt 
werden,  diese  Rächer  nicht  zu  verkaufen!  Auch  die  sogenannten 
Massenmedien  wagen  es  nicht,  diese  heißen  Eisen  anzufassen. 

Früher  wurden  unangenehme  Rächer  verbrannt,  heute  i er- 
kannt! 

Wir  wollen  nicht  uie  die  anderen  immerzu  die  Vergangenheit 
bewältigen.  Wer  das  tut,  vergewaltigt  die  Zukunft. 

Wir  meinen  aber,  daß  ilem  geschichtlich  und  politisch  Inter- 
essierten die  Möglichkeit  gegeben  werden  muß,  auch  solche 
Dokumente  kennenzulernen,  die  den  Herrschenden  nicht  / lassen. 

Unsere  Empfehlung: 

Beschäftigt  Euch  mit  dem  einen  oder  anderen  dir  hier  aufge- 
führt on  Rächer. 

Fordert  Ranker  und  Rrofessoren  auf.  darüber  zu  diskutieren. 
Sprecht  mit  politisch  und  geschichtlich  interessierten  Freunden 
und  Bekannten  über  diese  Fragen. 

'Man  kann  ein  ganzes  Volk  für  eine  kurze  Zeit  belügen. 

Man  kann  einen  Teil  des  Volkes  für  immer  belügen. 

Man  kann  aber  nie  ein  ganzes  Volk  für  immer  belügen.' 

Diese  Worte  von  Abraham  Lincobi  wollen  wir  Jungen  .\atio- 
naldcmokralen  den  Umerziehern  von  heute  ms  Stammbuch 
schreiben. 

Die  aufgeführten  Bücher  könnt  Ihr  beziehen  über: 

Ruchdienst  MUT.  Rost  fach,  3091  Asendorf 

Buchdienst  Klaus  Hoff  mann.  Postfach  1203.  3042  Munster. 

W AHRHEIT  FÜR  DEUTSCHLAND! 

Junge  Nationalde mokralen 
Abteilung  Politische  Aufklärung  " 


15)  Siehe  Fußnote  7) 

*)Erganzun<j  des  Herausgebers: 

Unter  Zeitdruck  von  14  Tagen  gesetzt,  irrte  Walendy  ijn  Schriftsatz  vom 
22.5.1979.  Hoggans  Buch  war  in  der  Tat  1961  erschienen.  - Völlig 
abwegig,  ja  diffamierend  ist  die  "Folgerung"  der  Bundesprüfstelle,  "die 
Ausführungen  sind  ....  gar  bezeichnend  für  sein  Buch  und  seine  Zitier - 
weise".  Im  Buch  selbst  ist  ein  solcher  Irrtum  nämlich  an  keiner  Stelle 
vorhanden! 


1 1.  Der  Indizierung  steht  die  politische  Tendenzklausel  des  § 1 
Abs.  2 Nr.  1 GjS  nicht  entgegen.  Denn  diese  Schutzbestimmung 
kommt  NS- verherrlichenden  und  verharmlosenden  Schriften  nicht 
zugute,  's) 

12.  Der  Indizierung  stand  auch  der  Wissenschaftsvorbehalt  des 
§ 1 Abs.  2 Nr.  2 GjS  nicht  entgegen.  Das  Buch  "Wahrheit  für 
Deutschland"  dient  nicht  der  Wissenschaft. 

Der  Antragsgegner,  Autor  und  Verleger  des  Buches  ''Wahrheit 
für  Deutschland"  wirft  in  seinem  Schriftsatz  vom  22.  Mai  1979  an 
die  Bundesprüfstelle  dem  Gutachter  Dr.Graml  im  Hinblick  auf  das 
Erscheinungsjahr  des  Buches  von  David  L.  Hoggan  "Der  erzwun- 
gene Krieg  Die  Ursachen  und  Urheber  des  2.  Weltkrieges"  vor.  er 
habe  sich  nicht  einmal  die  Mühe  gemacht,  festzustellen,  wann  die 
erste  Auflage  seines  (Walendys)  Buches  erschienen  sei  und  fährt 
dann  wörtlich  fort:  "Es  war  im  Jahr  1964  als  das  Hoggan- Buch 
gleichzeitig  erschien.  Erst  die  zweite  Auflage  (1965)  ist  sowohl 
um  die  Erkenntnisse  von  Hoggan  als  auch  Taylor  usw.  ergänzt 
worden." 

Diese  Ausfuhrungen  des  Antragsgegners  sind  zumindest  un- 
verständlich, wenn  nicht  gar  bezeichnend  für  sein  Buch  und  seine 
Zitierweise.  Denn  der  Bundesprüfstelle  liegt  eine  vor  kurzem  im 
Buchhandel  erstandene  Ausgabe  des  Hoggan  Buches  vor.  Diese 
Ausgabe  ist  It.  Angabe  im  Impressum  im  Jahre  1961  (und  nicht 
1964)  erschienen.  Walendy  hätte  diese  Ausgabe  also  durchaus  bei 
seinem  im  Jahre  1964  erstmals  erschienenen  Buch  kritisch  ver- 
werten können  - und  müssen  - wenn  sein  Buch  der  Wissenschaft 
dienen  soll.  *) 

In  dem  genannten  Schriftsatz  vom  22.  Mai  1979  führt  der 
Antragsgegner  ferner  aus: 

"Vierzehneinhalb  Jahre  lang  schweigt  sich  das  Institut  für 
Zeitgeschichte  zu  diesem  Buch  in  der  Öffentlichkeit  aus,  dann 
schreibt  ein  subalterner  Mitarbeiter  dieses  Instituts  ein  'Cut- 
achten'  wohl  nicht  für  die  Öffentlichkeit,  sondern  für  Ihre 
Dienststelle  - und  dann  dient  dieses  'Gutachten'  zur  Bewertung 
einer  Indizierung 

Diese  Art  des  Vorgehens  ist  nach  meinem  Demokratie- 
Verständnis  keine  sachhrhc  iuseinan der setzung,  zumal  ich  dann 
noch  unter  Zeitdruck  gesetzt  bin." 


Aus:  Deutsche  Zeitung 
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Der  Vorwurf,  er  sei  unter  Zeitdruck  gesetzt  worden,  stimmt 
weder  objektiv  noch  subjektiv.  In  seinem  Schriftsatz  vom  16. 
September  1978  an  die  Bundesprüfstelle  hat  er  nämlich  ausge- 
fuhrt:  "Eine  Beweisführung  für  meine  gedruckten  Behauptungen 
brauche  ich  nicht  mehr  anzutreten,  sie  liegen  seit  1964  gedruckt 
vor  und  sind  bis  zur  Stunde  von  keinem  Historiker  widerlegt 
worden.” 

Der  Sachverständige  Dr.  Graml  überreichte  zur  Widerlegung 
der  Ausführung  des  Antragsgegners,  zur  Erklärung  des  beklagten 
Schweigens  des  Instituts  für  Zeitgeschichte  und  zur  Stützung 
seiner  Auffassung,  das  Buch  "Wahrheit  für  Deutschland"  diene 
nicht  der  Wissenschaft,  Ablichtung  der  Besprechung  dieses  Buches 
von  Waldemar  Besson  aus  der  Frankfurter  Allgemeinen  Zeitung 
von  Samstag,  dem  20.  Februar  1965  Nr.  43  Seite  11.  Die 
Besprechung  des  Historikers  Besson  lautet  wie  folgt: 

''Mohrenwäsche  für  II Hier 

I l>0  WALEN  DY:  Wahrheit  für  Deutschland  Die  Schuldfrage 
des /weiten  Weltkrieges.  Verlaß  für  Volkstum  und  Zeilgeschiehl* 
for schung  Vlotho/ Weser,  399  Seiten,  22.50  DM. 

Da  hohen  wir  also  wieder  einen,  der  den  Deutschen  die 
Wahrheit  verkünden  will.  Doch  schon  der  Name  des  Verlags  macht 
uns  hellhörig:  Volkstum  und  Zeitgeschichtsforschung  in  so  enger 
I arbindung  enthalten  eine  zu  klar,'  These.  Die  letzten  Zweifel 
lallen,  wenn  wir  Iw merken , daß  auf  der  letzten  S,‘ile  die  einschlä- 
gig bekannte  Zeitschrift  Walion  Europa ’ annonciert,  d-r  unser 
neuer  Wahrheit MpOStel  offenbar  seine  Inspirationen  verdankt. 

Die  Lektüre  bestätigt  die  ersten  Eindrücke.  Wir  haben  alles, 
wenn  auch  in  etwas  anderer  Aufmachung,  schon  anderswo  ge- 
lesen, he,  lloggan,  hei  Crcnfell,  Ui  NicoU.  Kein  II  ander,  da 6 dies 
auch  die  häufgst  zitierten  llücher  sind.  II alendy  findet  seine 
Einsichten  naturgemäß  bei  seinen  h-hrmeistern  bestätigt.  Das 
gestaltet  ihm.  eine  große  Anzahl  von  Anmerkungen  zu  machen, 
und  erhöht  de,  Anschein  der  Wissenschaftlichkeit.  Ja,  er  braucht 
nicht  einmal  mehr  die  Quellen  seihst  anzuführen,  es  genügt,  nach 
Hogguu  usw.  zu  zitieren.  Symptomatisch  für  diese  Art  von 
Wissenschaftlichkeit  ist  das  ' Quellenverzeichnis'  am  Schluß.  Denn 
Quelle  ist  für  den  Autor  eben  unterschiedslos  alles,  oh  es  sich  um 
zeitgenössische  Akten  und  Berichte,  amen  konische  AntbRoose- 
velt-Liternlur  oder  neonazistische  Apologetik  handelt.  Ilm  wurde 
man  wohl  in  einem  historischen  Proseminar  .sagen,  nenn  dort  als 
Quelle  für  ein  Kenne, ly- Hort  die  Walion  Euro /«'  angegeben 
würde ? Aber  an  solchen  Späßen  ist  die  ‘ Wahrheit * ido  H alendy, 
reich. 

\ach  alledem  ist  der  User  nicht  mehr  erstaunt,  wenn  er 
erfährt,  daß  Hitler  für  den  Ausbruch  des  Zweiten  U eh  karges 
keine  Verantwortung  treffe.  Vielmehr  sei  er  ,L,s  Opfer  einer 
antideutschen  Einkreisung gewonlen,  an  der  sich  nacheinander  die 
Tranzosen,  die  Engländer,  die  Tschechen,  die  Amerikaner,  die 
Polen  und  die  Russen  beteiligt  hätten.  Hitlers  Aktionen  seien 
immer  nur  präventiv  gewesen  und  also  dem  Angriff  der  anderen 
nur  im  letzten  Augenblick  zuvorgekommen.  Im  klaren  Gegensatz 
zu  Hitlers  Friedensliebe  hätten  dagegen  Deutschlands  Feinde 
aggressive  Kriegszieb - entworfen  und  die  ersten  großen  Krieg,, 
verbrechen  verübt.  Hie  gesagt,  solche  Töne  kennen  wir  längst, 
wenn  auch  diesmal  die  Unverfrorenheit  oder  Naivität  des  Autors 
besonders  kraß  ist.  Denn  dieser  bietet  nicht  nur  * Tatsachen '. 
sondern  er  packt  gleich  seine  abstruse  politische  Philosophie  mH 
hinein.  So  etwa,  ivenri  er  feststellt,  daß  der  deutsche  Antisemitis- 
mus nicht  zum  Krieg  gegen  Hitler  berechtigt  habe,  denn  erstens 
dürfe  sich  kein  Staat  in  die  Angelegenheiten  eines  anderen 
ein  mischen,  zweitens  habe  ,las  Fehlen  des  .Antisemitismus  in 
Japan  nicht  den  Abwurf  zweier  Atombomben  verhindert  und 
drittens  sei  der  Antisemitismus  in  anderen  Ländern  auch  nicht 
zum  Anlaß  von  Kriegserklärungen  genommen  worden.  In  dieser 
ionart  geht  es  weiter.  Das  Ruch  trieft  nur  so  von  ' theoretischen ' 


Einsichten,  wie  du«  der.  daf  Kriege  ihren  Ausgangspunkt  in 
unsachlicher  Agitation  von  Regierungen  und  Presse  nähmen. 

Iler  ein  solches  Machwerk  ernst  nimmt,  dem  ist  nicht  zu 
helfen.  Eine  iuseinandersetzung  mit  ihm  ist  auch  nur  deswegen 
notwendig . weil  es  leider  in  unserem  Unde  allzu  viele  Unbelehr- 
bare gibt,  die  der  schrecklichen  Wahrheit  des  Nationalsozialismus 
noch  immer  nicht  ins  Gesicht  sehen  wollen.  Ohne  die  geschäfts- 
tüchtige Spekulation  mit  diesem  Bodensatz  der  deutschen  Zeit- 
geschichte hätten  die  Halen  dys  nicht  die  geringste  Chance,  ge- 
druckt zu  werden.  Darum  sei  noch  einmal  thesenartig  zusammen- 
gefaßt,  uas  gegen  diese  Art  Uahrheit  ins  Feld  geführt  werden 
muß. 

I.  Man  kann  keine  Geschichte  von  Hitlers  Außenpolitik  schrei- 
ben, ohne  sie  auf  den  ideologisch- totalitären  Charakter  des  natio- 
nalsozialistischen Herrschaftssystems  zu  beziehen.  Daß  Hitler 
Nationalsozialist  war  und  nach  welcher  Art  Weltanschauung  er 
demzufolge  die  deutsche  Politik  der  dreißiger  Jahre  ausrirhtete, 
wird  bei  H alendy  mit  keinem  Hort  erwähnt. 

--  Hitlers  Außenpolitik  bediente  sich  nur  einer  revisio- 
nistischen Fassade.  In  Wahrheit  ging  es  ihm  nicht  um  die 
'Brechung  der  Ketten  von  Versailles',  sondern  um  die  Durch- 
setzung seiner  pseiido- wissenschaftlichen  Rasseprinzipien.  Mehl 
an  der  Räson  des  deutschen  Staates  orientierte  er  sich,  sondern  an 
der  völkischen  Heilste hr e vom  Lebensraum.  Aber  Hälendy  be- 
hauptet ungeniert,  zwischen  Hitlers  ‘Mein  Kampf  und  dem 
\ngriff  auf  Rußland  bestehe  nicht  'Kr  geringste  Zusammenhang. 

A Der  ton  unserem  Autor  so  vielfach  apostrophierte  Kriegs- 
uille  ,1er  Nachbarn  des  Reiches  war  in  Ihihr/ieit  Idoße  Abwehr- 
reaklion.  Die  angeblich  kriegslüsternen  Äußerungen  westlicher 
Staatsmänner,  die  H alendy  zitiert,  sind  nur  mit  der  Prämisse 
Hitlers  verständlich.  Damit  ist  nicht  entschuldigt,  daß  man  sieh 
auf  westlicher  Seite  nach  Beginn  des  Kriegt‘s  auf  den  totalen 
Kriegs  willen  Hitlers  einstellte  und  vielfach  Gleiches  mit  Gleichem 
vergalt.  Mil  der  K riegsschuld frag>-  aber  hat  dieser  bedenkliche 
Ä'pekt  der  alliierten  Kriegspolitik  in,  Gegensatz  zu  Walen  dys 
Meinung  nicht,  zu  tun. 

/.  H nlcndv  vertritt  int  Ernst  die  These,  nicht  der  Mörder, 
sondern  der  Ermordete  sei  schuld.  Hitler  hätte  natürlich  am 
liebsten  seine  Erfolge  friedlich  erreicht.  Aber  als  sich  die  anderen 
weigerten,  immer  nur  nachzugeben,  griff  er  leichtfertig  zur  Gc- 
ualt.  Wenn  es  deshalb  eine  Mitverantwortung  der  englischen 
Politik  gibt,  ilann  nur  dp  tue  gen,  weil  sie  durch  zu  viel  Nachgiebig- 
keit Hitler $ Begehrlichkeit  und  Gnfehlbarkeilsglauben  noch  ver- 
stärkte. 

5.  Die  Uahrheit  für  Deutschland'  erfahren  wir  beim  lloggan- 
Epigonen  U alendy  nicht.  Wir  müssen  sie  bei  de,,  Männern  des 
deutsche,,  Widerstands  suchen,  die  ab  Patrioten  erkannten,  wer 
die  Zerstörung  des  Bismarckschen  Reiches  betrieb.  Fiir  U alendy 
und  seinesgleichen  sind  die  R>sk,  Weizsäcker  und  Go  erd  der 
Verräter.  Für  uns  aber  ha/wn  sie  mit  dem  Opfer  ihres  J. ehern 
bezeugt,  daß  es  Hitlers  monomaner  und  verbrecherischer  Kriegs - 
uille  war.  der  zum  I ntergang  Deutschlands  führte. 

In  diesen  finf  Punkten  gibt  cs  heute,  auch  bei  mancherlei 
Nuancen  im  einzelnen,  einen  Konsensus  der  internationalen  For- 
schung. dort,  wo  sie  sich  frei  entfalten  kann.  Mit  ihr  hat  sich 
H alendy  überhaupt  nicht  auseinandergesetzt.  Er  hat  cs  auch  nicht 
nötig,  denn  sein  Ziel  ist  nicht  dir  historische  Erkenntnis,  sondern 
die  Mohrenwäsche  für  Adolf  Hitler.  Walcndy  braucht  sich  deshalb 
auch  nicht  an  die  Grunderfordernisse  einer  glaubwürdigen  Historie 
zu  halten.  Was  gilt  ihm  das  Gebot,  für  die  Details  den  rechten 
Zusammenhang  und  die  ihnen  angemessenen  Proportionen  zu 
finden.  Denn  er  wußte  ja  schon,  was  er  sagyn  wollte,  noch  ehe  er 
seine  Quellen  benützte.  Reagieren  wir  auf  diese  Art  Wahrheits- 
suche  nicht  mit  blindem  Ärger,  der  ihr  zu  viel  Ehre  an  täte, 
sondern  strafen  uir  sie  durch  Nichtbeachtung.  Denn  die  Deut- 
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schon  des  Jahres  1965  haben  andere  Sorgen,  ah  ihrem  verflosse- 
nen Führer  nachzu trauern.  ” 

Der  von  der  Bundesprüfstelle  als  Gutachter  bestellte  Historiker 
Dr.  Graml  vom  Institut  für  Zeitgeschichte,  München,  kam  in 
seinem  schriftlichen  Gutachten  vom  5.  Mai  1979  im  wesentlichen 
zu  folgenden  Ergebnissen: 

Das  Buch  Walendys  "Wahrheit  für  Deutschland”  dient  nicht 
der  Wissenschaft.  Es  versucht,  die  alt-  und  neunationalsozialisti- 
sche Geschichtslegende  zu  verbreiten,  Hitler  trage  am  Ausbruch 
des  Zweiten  Weltkrieges  keine  Verantwortung.  Das  Buch  stelle  im 
Grunde  einen  Aufguß  der  Arbeit  von  Hoggan  "Der  erzwungene 
Krieg",  die  1961  in  einem  Tübinger  Verlag  erschienen  sei,  dar.  Da 
Hoggan  schon  lange  der  verfälschenden,  die  Leser  bewußt  in  die 
Irre  führenden  Wiedergabe  von  Quellen  überführt  sei,  habe  die 
Fachwissenschaft  keinen  Anlaß  gesehen,  sich  mit  seinem  Epigo- 
nen Walendy  zu  befassen.  Walendy  habe  sich  nicht  nur  die 
falschen  Thesen  Hoggans,  sondern  auch  dessen  Technik  der 
irreführenden  Zitierweise  zu  eigen  gemacht.  Dafür  führt  Graml 
eine  Reihe  von  Beispielen  an. 

Der  Eingangssatz  des  schriftlichen  Gutachtens  von  Dr.  Graml 
lautet:  "Udo  Walendys  hier  in  Rede  stehendes  Buch,  das  im 
Grunde  keine  geschlossene  Darstellung  ist,  sondern  ein  Sammel 
surium  kommentierender  Bemerkungen  zur  Vorgeschichte  des  2. 
Weltkrieges,  ist  nicht  einfach  wissenschaftlich  wertlos."  Die  mög- 
licherweise mißverständliche  Formulierung  "nicht  einfach  wissen- 
schaftlich wertlos"  hat  der  Gutachter  Dr.  Graml  in  der  münd- 
lichen Verhandlung  dahingehend  klargestellt,  daß  mit  dieser 
Formulierung  ausgesagt  werden  sollte,  das  Buch  Walendys  diene 
nicht  der  Wissenschaft,  sei  darüber  hinaus  gefährlich,  weil  es  im 
Gewände  wissenschaftlicher  Aufmachung  NS- Gedankengut  ver- 
breite. 

Der  Wortlaut  des  schriftlichen  Gutachtens  von  Dr.  Graml 
sowie  der  Wortlaut  der  Zusammenfassung  seiner  Erläuterungen 
und  Ergänzungen  im  Termin  vom  7.  Juni  1979  sind  dieser 
Entscheidung  als  Anlage  und  Bestandteil  beigefugt.  Damit  sollen 
auch  die  Bedenken  des  Antragsgegners  in  seinem  Schriftsatz  vom 
22.5.79  ausgeräumt  werden,  das  Gutachten  des  Historikers  Dr. 
Graml  sei  nur  für  die  Bundesprüfstelle  (und  nicht  für  die  Öffent- 
lichkeit) bestimmt. 

Dabei  ist  hier  nochmals  darauf  hinzuweisen,  daß  schon  1965 
von  dem  inzwischen  verstorbenen  Historiker  Besson  in  seiner 
oben  zitierten  Besprechung  in  der  FAZ  des  Buches  von  Walendy. 
also  völlig  unabhängig  von  dem  Indizierungsverfahren,  unmißver- 
ständlich dargelegt  wurde,  daß  das  Buch  nicht  der  Wissenschaft, 
sondern  der  Exkulpierung  Hitlers  dient. 

Dieser  Eindruck  wird  verstärkt  durch  die  weiteren  Bücher,  die 
der  Antragsgegner  geschrieben  hat.  verlegt  oder  vertreibt.  Der 
Antragsgegner,  geb.  am  21.1.1927  in  Berlin,  mehrere  Jahre  Mit- 
glied des  Bundesvorstandes  der  NPD  (ab  etwa  1967),  1971 
Landesvorsitzender  der  NPD  von  Nordrhein  Westfalen.  1972  Bun- 
destagskandidat der  NPD,  vertreibt  u.a.  folgende,  in  dem 
englischen  Verlag  Historical  Review  Press  herausgegebene  und  in 
England  gedruckte  Broschüren  und  Bücher: 

a)  "Starben  wirklich  sechs  Millionen  (Juden)?" 

von  Richard  Harwood  (Pseudonym) 

Schriftenreihe  Historische  Tatsache  Nr.  1 

Herausgegeben  von  Hisioricaf  Review  Press,  England  1975. 

Die  Broschüre  wurde  auf  Antrag  des  Jugendamtes  Hamm  von 
der  Bundesprüfstelle  mit  Entscheidung  Nr.  2722  vom  9.  Novem- 
ber 1978  indiziert,  bekanntgemacht  im  Bundesanzeiger  am  26.  No- 
vember 1978. 

Die  gegen  die  Entscheidung  eingelegte  Klage  hat  der  Kläger. 
Udo  Walendy,  mit  Schriftsatz  vom  14.  März  1979  zuruckgenom- 
men.  Das  Verwaltungsgericht  Köln  hat  das  Verfahren  eingestellt 
und  dem  Kläger  die  Kosten  auferlegt  (Beschluß  vom  16.03.1979 


Weltpressefoto:  Zwei  US-Kämpfer  in  ergriffener  Pose  vor  der 
“Dachauer  Gaskammer”.  Die  Unterschrift  lautete:  “In  dieser  mit 
‘Brausebad’  bezeichneten  Zelle  wurden  die  Häftlinge  vergast”.  — 
Man  muß  nur  die  Macht  haben,  dann  ist  das  Lügen  risikolos. 

•••*** •****»•**»**• ••*»***»* ****** ******* 

-Az.:  10  K 98/79-). 

b)  "Die  Methoden  der  Umerziehung”  von  Udo  Walendy 
Schriftenreihe  Historische  Tatsache  Nr.  2 Herausgegeben  von 
Historical  Review  Press.  England  1976. 

Diese  Broschüre  wurde  von  Udo  Walendy  in  dem  Verfahren 
betr.  "Der  Jahrhundertbetrug"  der  Bundesprüfstelle  in  der  Ver- 
handlung am  1 7.  Mai  1979  überreicht. 

c)  "Der  Nürnberger  Prozeß  - Methoden  und  Bedeutung"  von 
Richard  Harwood  (Pseudonym)  Schriftenreihe  Historische  Tat- 
sache Nr.  3 Herausgegeben  von  Historical  Review  Press,  England 
1977 

d)  "Der  Verrat  an  Osteuropa"  von  Udo  Walendy  Schriften- 
reihe Historische  Tatsache  Nr.  4 Herausgegeben  von  Historical 
Review  Press.  England  1978 

e)  "NS- Bewältigung  Deutsche  Schreibtischtäter  von  Dr. 
Wilhelm  Staglich  und  Dipl.-Pol.  Udo  Walendy  Schriftenreihe 
Historische  Tatsache  Nr.  5 Herausgegeben  von  Historical  Review 
Press,  England  1979 

Diese  Broschüre  wurde  von  Udo  Walendy  der  Bundesprüfstelle 
in  dem  Verfahren  betr.  "Der  Jahrhundertbetrug"  am  17.  Mai 
1979  überreicht. 

f)  Das  Buch  "Der  Jahrhundertbetrug"  von  Arthur  R.  Butz. 
Dieses  Buch  wurde  mit  Entscheidung  Nr.  2765  indiziert.  Gegen 
diese  Entscheidung  ist  Aussetzungsantrag  beim  Verwaltungsge- 
richt Köln  anhängig  (Az. : - 1 0 L 393/79  -). 

13.  Ein  Fall  geringer  Bedeutung  nach  § 2 GjS  konnte  mit 
Rücksicht  wegen  der  Schwere  der  von  dem  Buch  ausgehenden 
Jugendgefährdung  nicht  angenommen  werden. 

14.  Dem  Vertagungsantrag  des  Antragsgegners  vom  22.  Mai 
1979  konnte  nicht  stattgegeben  werden.  Es  besteht  keine  An- 
wesenheitspflicht für  den  Antragsgegner  bei  der  mündlichen  Ver- 
handlung. Da  die  Angelegenheit  nach  Eingang  des  Gutachtens 
entscheidungsreif  war,  mußte  darüber  im  nachstmöglichen  Termin 
erhandelt  werden.  Dies  war  der  Termin  vom  7.  Juni  1979.  Eine 
Vertagung  auf  den  dann  erst  am  30.  August  stattfindenden 
Termin  war  nicht  vertretbar.  Es  mußte  dem  Antragsgegner  über- 
lassen bleiben,  die  Prioritäten  zwischen  der  Wahrnehmung  seines 
Urlaubes  und  der  Wahrnehmung  des  Verhandlungstermins  vorder 
Bundesprüfstelle  zu  setzen. 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen  die  Entscheidung  kann  gemäß  §§  20  GjS,  42  VwGO 
innerhalb  eines  Monats  ab  Zustellung  schriftlich  oder  zu  Protokoll 
der  Geschäftsstelle  beim  Verwaltungsgericht  in  Köln,  Blumentahl- 
Straße  33,  Anfechtungsklage  erhoben  werden.  Die  vorherige  Ein- 
legung eines  Widerspruchs  entfällt  (§  20  GjS).  Gemäß  § 80  Abs.  5 
VwGO  kann  das  Verwaltungsgericht  auf  Antrag  die  aufschiebende 
Wirkung  der  Klage  anordnen. 

Stefen 


Anlage  zur  Entscheidung  Nr.  2772  der 
Bundesprüfstelle  vom  7.  Juni  1979 
INSTITUT  FÜR  ZEITGESCHICHTE 
Leonrodstraße  46b 
8000  München  19 
Telefon  18  00  26 

GUTACHTEN 

Betr.:  Udo  Walendy,  Wahrheit  für  Deutschland.  Die  Schuld- 
frage des  zweiten  Weltkrieges. 

Gutachtenauftraggeber:  Bundesprüfstelle  für  jugendgefähr- 
dende Schriften,  Bonn 

Auftrag  v.  16.11.78,  Ablieferung:  5.5.79 
Gutachter:  Hermann  Graml,  wissenschaftlicher  Mitarbeiter  des 
Instituts  für  Zeitgeschichte  München. 

Stellungnahme  zu:  Udo  Walendy,  Wahrheit  für  Deutschland. 
Die  Schuldfrage  des  zweiten  Weltkrieges.  Verlag  für  Volkstum  und 
Zoitgeschichtsforschung,  Vlotho  1970 

Udo  Walendys  hier  in  Rede  stehendes  Buch,  das  im  Grunde 
keine  geschlossene  Darstellung  ist,  sondern  ein  Sammelsurium 
kommentierender  Bemerkungen  zur  Vorgeschichte  des  Zweiten 
Weltkrieges,  ist  nicht  einfach  wissenschaftlich  wertlos.  Da  er  mit 
dem  Anspruch  auf  Wissenschaftlichkeit  auftritt,  jedoch  fortwäh- 
rend sowohl  gegen  die  simpelsten  handwerklichen  Regeln  wie 
gegen  die  sozusagen  ethischen  Prinzipien  der  Geschichtswissen- 
schaft sündigt,  und  zwar  um  alt-  bzw.  neonationalsozialistische 
Goschichtslegenden  verbreiten  zu  können,  muß  das  Buch  vielmehr 
als  gefährlich  bezeichnet  werden.  Die  Geschichtslegenden,  die 
Walendy  zu  beleben  versucht,  laufen,  kurz  gesagt,  darauf  hinaus, 
daß  er  seinen  Lesern  vorspiegelt,  die  Politik  Hitlers  und  des 
nationalsozialistischen  Deutschland  sei  von  jeder  Verantwortung 
oder  gar  Schuld  am  Ausbruch  des  Zweiten  Weltkrieges  freizu- 
sprechen, verantwortlich  und  schuldig  seien  vor  allem  britische 
und  amerikanische  Politiker  wie  Winston  Churchill,  Lord  Halifax 
und  Franklin  D.  Roosevelt,  natürlich  auch  die  politisch  weniger 
gewichtigen  Gegenspieler  Hitlers  wie  der  tschechoslowakische 
Staatspräsident  Eduard  Benesch  und  der  polnische  Außenminister 
Beck.  Walendy  lehnt  sich,  was  seine  Thesen  und  seinen  "wissen- 
schaftlichen" Apparat  angeht,  aufs  engste  an  die  früher  erschie- 
nenen Bücher  von  A.J.P.  Taylor  (Die  Ursprünge  des  Zweiten 
Weltkrieges,  Gütersloh  1962)  und  David  L.  Hoggan  (Der  erzwun- 
gene Krieg.  Die  Ursachen  und  Urheber  des  2.  Weltkriegs.  Tübingen 
1961)  an.  obwohl  die  Zeitgeschichtsforschung  Taylor  schon  langst 
Unkenntnis  bzw.  Ignorierung  der  wichtigsten  Fakten.  Zusammen- 
hänge und  Quellen  nachgewiesen  und  Hoggan  sogar  der  verfäl- 
schenden, die  Leser  bewußt  in  die  Irre  führenden  Wiedergabe  von 
Quellen  überführt  hat  (Gotthard  Jasper.  Über  die  Ursachen  des 
Zweiten  Weltkrieges.  Zu  den  Büchern  von  A.J.P.  Taylor  und 
David  Hoggan,  in:  Vierteljahrshefte  für  Zeitgeschichte  10  (1962), 


S.  311  — 340;  Hermann  Graml,  Zur  Diskussion  über  die  Schuld 
am  Zweiten  Weltkrieg,  in:  Kriegsbeginn  1939,  Darmstadt  1976,  S. 
429  - 469;  ders.,  David  L.  Hoggan  und  die  Dokumente,  in: 
Geschichte  in  Wissenschaft  und  Unterricht  14  (1963),  S.  492  - 
514,  auch  Sonderdruck  der  Vierteljahrshefte  für  Zeitgeschichte, 
Stuttgart  1963).  Es  ist  nicht  zuviel  gesagt,  wenn  man  feststellt, 
daß  Walendys  Buch  im  Grunde  ein  Aufguß  namentlich  der  Arbeit 
von  Hoggan  ist,  die.  wie  schon  angedeutet,  als  Propagandaschrift 
eines  amerikanischen  Rechtsradikalen  aufgefaßt  werden  muß  und 
deshalb  einige  Jahre  lang  in  der  Propaganda  deutscher  rechtsradi- 
kaler Gruppen  eine  große  Rolle  gespielt  hat;  daß  dabei  David 
Hoggan  von  den  rechtsradikalen  Propagandisten  in  der  Bundes- 
republik immer  wieder  als  "amerikanischer  Professor"  und  als 
mithin  objektiver  Forscher  präsentiert  wurde,  obwohl  er  keines- 
wegs Professor  war  oder  ist  und  obwohl  amerikanische  Herkunft 
allein  noch  nicht  gegen  Rechtsradikalismus  immunisiert,  sei  nur 
am  Rande  vermerkt. 

Die  Anlehnung  an  Hoggan  bedingt,  daß  Walendy  htoggans 
Technik  der  Irreführung  der  Leser  durch  verfälschende  Wieder- 
gabe von  Quellen  ohne  modifizierende  Korrektur  oder  irgendwie 
aufklarende  Hinweise  an  seine  eigenen  Leser  weitergibt.  Wenn  er 
unter  Berufung  auf  Hoggan  sich  dessen  Thesen  zu  eigen  macht, 
was  ein  durchgehendes  Wesenselement  der  Darstellung  ist,  er- 
weckt er  bei  seinen  Lesern  den  Eindruck,  als  beruhten  die  Thesen 
Hoggans  auf  ernsthafter  Forschung  und  seriöser  Quolleninterpre- 
tation.  Wenn  er.  was  sehr  häufig  geschieht,  nach  Hoggan  zitiert, 
macht  er  seinen  Lesern  weis,  die  angeführten  Dokumente  seien  bei 
Hoggan  korrekt  zitiert.  Jedoch  ist  Udo  Walendy  durchaus  in  der 
Lage,  die  bei  Hoggan  studierte  Technik  auch  selbst  anzuwenden. 
Diese  Technik  besteht  im  wesentlichen  aus  zwei  Anwendungs- 
formen: einmal  werden  in  den  Gang  der  Argumentation  immer 
wieder  falsche  bis  unsinnige  Feststellungen  eingestreut,  die,  ohne 
belegt  zu  werden,  die  Leser  tauschen  und  ihr  Denken  in  die  vom 
Autor  gewünschte  Richtung  lenken  sollen;  zweitens  werden  Quel- 
len m einer  Weise  zitiert,  die  den  Lesern  ein  völlig  falsches  Bild 
vom  Inhalt  und  vom  Sinn  des  jeweiligen  Dokuments  geben  will. 

Zur  ersten  Kategorie  einige  herausgegriffene  Beispiele  aus 
Walendys  Buch  (die  Liste  ist  in  den  Grenzen,  die  der  Umfang  des 
Buches  zieht,  beliebig  zu  verlängern): 

Beginnen  wir  mit  einer  Behauptung,  bei  der  Walendy  die 
erwähnte  Technik  auf  Hoggan  selbst  anwendet.  Er  sagt  (S.  30  f., 
Anm.  14).  Hoggan  habe  in  den  USA  viele  Quellen  einsehen 
können,  die  deutschen  Historikern  praktisch  nicht  zugänglich 
seien,  und  Walendys  Buch  "Wahrheit  für  Deutschland"  sei  von  der 
Geschichtswissenschaft  nicht  angezweifell  worden.  Der  erste  Teil 
der  Behauptung  ist  eine  schlichte  Lüge;  es  ist  völlig  unerfindlich, 
welche  amerikanischen  oder  deutschen  Quellen  zu  den  internatio- 
nalen Beziehungen  der  Zwischenkriegszeit  für  deutsche  Historiker 
nicht  zugänglich  sein  sollen.  Der  zweite  Teil  der  Behauptung  ist 
zwar  dem  Wortlaut  nach  im  wesentlichen  richtig,  fuhrt  die  Leser 
aber  trotzdem  in  die  Irre.  "Wahrheit  für  Deutschland"  isrdeshalb 
von  der  Geschichtswissenschaft  nicht  angezweifelt  worden,  weil 
von  den  seriösen  in-  und  ausländischen  Forschern,  die  sich  mit 
Zeitgeschichte  beschäftigen,  keiner  eine  Notwendigkeit  gesehen 
hat.  sich  nach  der  vernichtenden  und  entlarvenden  Kritik  an 
Hoggans  erstem  Buch  auch  noch  mit  dem  matten  Aufguß  dieses 
Buchs  zu  befassen.  Nehmen  wir  eine  ganz  andere  Behauptung 
Walendys.  Er  sagt  (S.  120),  die  tschechoslowakische  Mobil- 
machung vom  23.9.1938  und  die  für  Deutschland  gefährlichen 
Pläne  der  Sowjetunion  bzw.  Frankreichs,  auf  tschechoslowaki- 
schem Territorium  militärische  Stützpunkte  einzurichten,  seien 
durch  das  Münchner  Abkommen  "im  wesentlichen"  nicht  hin- 
fällig geworden.  In  Anbetracht  des  tatsächlichen  außen-  wie 
innenpolitischen  Verhaltens  der  Prager  Regierung  nach  München, 
das  auf  eine  praktisch  totale  Respektierung  aller  deutschen 
Wünsche  hinauslief  und  die  zu  selbständiger  Politik  nicht  mehr 
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fähige  sog.  Resttschechei  in  einen  gefügen  Satelliten  Deutschlands 
verwandelte,  der  von  allen  europäischen  Machten  auch  als  solcher 
betrachtet  und  behandelt  wurde,  kann  Walendys  Behauptung  nur 
als  grotesk  bezeichnet  werden. 

Auf  Seite  47  behauptet  Walendy,  Winston  Churchill,  der 
entgegen  den  Tatsachen  als  deutschfeindlich  und  als  übler  Kriegs- 
hetzer charakterisiert  wird,  habe  seit  dem  Ersten  Weltkrieg  in 
zunehmendem  Maße  die  öffentliche  Meinung  Großbritanniens 
repräsentiert.  Nun  hat  Churchill  noch  in  den  zwanziger  Jahren 
eine  führende  Rolle  in  der  britischen  Politik  gespielt  und  auch 
danach  in  der  Konservativen  Partei  stets  Einfluß  ausgeubt,  wenn- 
gleich sein  Einfluß  spätestens  seit  Anfang  der  dreißiger  Jahre 
ständig  schwächer  wurde;  was  er  aber  mit  Sicherheit  nicht 
repräsentierte,  schon  gar  nicht  zwischen  1933  und  Sommer  1939, 
das  war  die  öffentliche  Meinung  in  Großbritannien. 

An  anderer  Stelle  (S.  451  behauptet  Walendy,  im  20.  Jahr- 
hundert seien  in  Deutschland  "Ostjuden"  in  Führungspositionen 
der  deutschen  Gesellschaft  gelangt,  wahrend  dies  in  den  USA.  in 
Großbritannien  und  Frankreich  durch  bewußte  Abwehr  ver- 
hindert worden  sei.  Er  will  damit  sagen,  daß  die  antisemitische 
Politik  des  Dritten  Reiches  eine  begreifliche  Abwehrreaktion  war 
und  die  anderen  Nationen  keinen  Grund  zur  Kritik  an  einer 
Politik  hätten,  die  sie  ja  selbst  praktizierten.  Wiederum  bleibt 
unerfindlich,  welche  “Ostjuden"  in  Fuhrungspositionen  der  deut- 
schen Gesellschaft  gelangt  sein  sollen.  Oder  will  Walendy  Familien 
wie  die  Bleichroeders,  die  Rathenaus  und  die  ßallins  zu  den 
"Ostjuden"  rechnen?  Andererseits  sind  in  den  USA.  Groß- 
britannien und  Frankreich  Juden  mit  vergleichbarer  Familien- 
geschichte. aber  auch  jüdische  Einwanderer  aus  Osteuropa  sehr 
viel  leichter  und  rascher  in  Fuhrungspositionen  gelangt  als  in 
Deutschland  und  in  solchen  Positionen  nie  wegen  ihrer  Herkunft 
ernsthaft  angefochten  worden  (etwa  Bernard  Baruch  und  Henry 
Morgenthau  in  den  USA,  Lord  Rothschild  und  Edwin  Montagu  in 
England);  erst  recht  wurden  sie  nicht  ermordet,  wie  Walter 
Rathonau,  oder  systematisch  verfolgt,  wie  die  deutschen  Juden 

seit  1933. 

Um  den  antideutschen  Grundzug  der  Politik  nahezu  aller 
Nachbarn  Deutschlands  darzutun.  schreibt  Walendy  (S.  40).  schon 
zur  "Weimarer  Zeit..,,  hatten  "Praventivkriegs''-absichten  gegen 
Deutschland  bestanden,  die  "erst 
vor  der  unmittelbaren  Ausführung 
hinfällig"  geworden  seien.  Die  ein- 
zige Präventivkriegsuberlegung.  die 
aus  der  Zwischenkriegszeit  gegen 
Deutschland  gerichtet  bekannt 
ist,  wurde  von  Marschall  Pilsudski 
angestellt;  sie  war  eine  Reaktion  auf 
Hitlers  Machtübernahme  und  gedieh 
nicht  über  eine  vorsichtige  Sondie- 
rung Polens  bei  Frankreich  hinaus. 

Um  hingegen  den  friedfertigen 
Charakter  der  Politik  Hitlers  zu  un- 
terstreichen, erklärt  Walendy  (S. 

371,  nicht  einmal  das  Inter- 


nationale Militärtribunal  in  Nürnberg  habe  Hitler  nachweisen 
können,  daß  er  schon  im  Jahre  1933  einen  Krieg  plante.  Dazu  ist 
zu  sagen:  Erstens  hat  sich  das  IMT,  über  den  Hinweis  auf  die  in 
"Mein  Kampf"  proklamierte  expansionistische  deutsche  Außen- 
politik hinaus,  um  einen  solchen  Nachweis  nicht  bemüht;  das  IMT 
nahm  als  konkreten  Beginn  der  NS-" Verschwörung"  zum  Kriege 
das  Jahr  1937  an.  Zweitens  verschweigt  Walendy.  daß  nach  dem 
Nürnberger  Prozeß  Hitlers  kriegerische  Absichten  schon  für  1928 
und  1933  anhand  schriftlicher  und  mündlicher  Äußerungen  des 
"Führers"  nachgewiesen  wurden  (Hitlers  Zweites  Buch.  Ein  Doku- 
ment aus  dem  Jahre  1928,  eingel.  und  kommentiert  von  Gerhard 
L.  Weinberg.  Stuttgart  1961;.  Th.  Vogelsang,  Neue  Dokumente 
zur  Geschichte  der  Reichswehr  1930—  1933,  in:  Vierteljahrshefte 
für  Zeitgeschichte  2 (1954),  S.  397  - 4361. 

Ein  klassisches  Beispiel  irreführender  und  vernebelnder  - auf 
der  anderen  Seite  den  politischen  Standort  des  Autors  Walendy 
enthüllender  - Darstellung  ist  die  Charakterisierung  (S.  38)  des 
NS-Totalitarismus  und  der  totalitären  NS-Herrschaft  als  "Einheit- 
lichkeit der  politischen  Gestaltung",  die  außerdem  im  Zuge  der 
Geschichte  gelegen  habe  und  von  allen  Staaten  anerkannt  worden 
sei. 

Auch  zur  zweiten  Kategorie  der  Täuschungstechnik  Walendys, 
der  verfälschenden  Wiedergabe  von  Quellen,  seien  einige  Beispiele 
genannt  (abermals  könnte  die  Liste  mühelos  verlängert  werden): 
Da  wird  den  Lesern  mit  einem  Satz  in  Anführungszeichen  weis- 
gemacht (S.  93).  daß  1938  "mehrere  Geschwader  sowjetischer 
Flugzeuge  auf  tschechischen  Flugplätzen  standen".  Der  Satz  soll 
den  Lesern  zeigen,  wie  gefährlich  die  "Mil itarall ianz"  zwischen 
Frankreich,  Sowjetunion  und  CSR  für  Deutschland  war  und  wie 
verständlich  also  Hitlers  Vorgehen  gegen  das  sowjetische  "Flug- 
zeugmutterschiff" in  Mitteleuropa,  eben  die  CSR.  erscheinen 
muß.  Wenn  Walendy  tatsächlich  ein  gewisses  Studium  der  Akten 
betrieben  haben  sollte,  müßte  er  aber  wissen,  daß  die  als  Reaktion 
auf  die  Politik  Hitlers  in  den  dreißiger  Jahren  geschlossenen 
Vertrage  zwischen  Paris,  Moskau  und  Prag  zu  keiner  Zeit 
militärische  Bedeutung  bekamen;  wie  ernst  Hitler  diese  diploma- 
tischen Manöver  genommen  hat.  geht  etwa  daraus  hervor,  daß  er 
Anfang  1936  seinen  Diplomaten  in  Paris  abschreckende  Warnun- 
gen vor  der  Ratifizierung  des  französisch-sowjetischen  Vertrags 
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ausdrücklich  verboten  hat,  weil  ihm  ein  Scheitern  der  Ratifizie- 
rung in  der  französischen  Kammer  den  - gewiß  schwachen  - 
Vorwand  zur  Kündigung  des  Vertrages  von  Locarno  und  zum 
Einmarsch  ins  entmilitarisierte  Rheinland  genommen  hätte.  Erst 
recht  ist  die  Behauptung  von  den  sowjetischen  Geschwadern  in 
der  CSR  pure  NS-Propaganda  ohne  jeden  Wahrheitsgehalt. 

Um  die  Berechtigung  der  deutschen  Politik  in  der  Sudetenkrise 
1938  zu  unterstreichen,  sagt  Walendy  seinen  Lesern  (S.  99).  sogar 
der  deutschfeindliche  Churchill  habe  am  7.9.1938  in  einem 
Leitartikel  der  Londoner  "Times'*  die  Angliederung  der  Sudeten- 
gebiete an  Deutschland  empfohlen.  Als  Quelle  gibt  er  an:  W.  Ch 
Churchill,  der  Zweite  Weltkrieg.  Bd.  I.  1.  Buch.  "Der  Sturm  zieht 

nUf  ( ' S'  362'  Und  d6r  Leser  muß  annef>men,  daß  alles  seine 
Richtigkeit  hat.  An  der  genannten  Stelle  hat  Churchill  in  der  Tat 
jenen  Leitartikel  zitiert,  aber  selbstverständlich  nur.  um  diese 
seiner  damaligen  politischen  Konzeption,  die  er  öffentlich  und 
mit  Leidenschaft  verfocht,  völlig  konträre  publizistische  Recht- 
fertigung  der  Appeasement-Politik  Chamberlains  vernichtend  zu 
kritisieren. 

Auf  Seite  354  wird  den  Lesern  mit  Anführungszeichen 
Kleindruck  und  Quellenangabe  der  Eindruck  vermittelt,  am 
26.8.1939  habe  der  britische  Botschafter  in  Washington.  Sir 
Ronald  Lmdsay.  seinem  Außenminister  in  London  berichtet. 
Präsident  Roosevelt  sei  angesichts  der  Aussicht  auf  einen  neuen 
Weltkrieg  "in  Ekstase"  geraten;  auch  habe  Roosevelt  versprochen 
den  Briten  deutsche  Schiffe  in  die  Hände  zu  spielen.  Man  könnte 
sicherlich  darüber  hinwegsehen,  daß  Walendy,  wie  zuvor  schon 
Hoggan,  dem  amerikanischen  Präsidenten  bei  dieser  Unterredung 
mit  Sir  Ronald  eine  "teuflische  Freude"  andichtet  (Lindsay 
formulierte:  "...  impish  glee".  was  wohl  besser  als  "spitzbübisches 
Vergnügen"  übersetzt  wird!,  worüber  man  aber  nicht  hinwegsehen 
kann,  ist  die  Tatsache,  daß  weder  in  dem  von  Walendy  zitierten 
Bericht  Lindsays  noch  in  den  beiden  anderen  Berichten,  die 
Lmdsay  am  26.8.1939  nach  London  gesandt  hat.  ein  Wort 
enthalten  ist.  das  auch  nur  annähernd  in  dem  Sinne  vorstanden 
worden  könnte,  den  Walendy  als  Wortlaut  des  Lindsay-Berichts 
ausgibt.  Die  "Ekstase"  Roosovelts  und  das  genannte  Versprechen 
des  amerikanischen  Präsidenten  kommen  nicht  vor.  Wohl  aber  ist 
in  einem  der  Telegramme  Lindsays  davon  die  Rede,  daß  Präsident 
Roosevelt  sich  sehr  befriedigt  über  die  auf  seine  Initiative  hin 
ausgesprochene  Bereitschaft  des  polnischen  Staatspräsidenten  ge- 
äußert habe,  zur  Rettung  des  Friedens  direkten  deutsch- 
polnischen Verhandlungen  über  Danzig  und  die  Korridorfrage 
zuzustimmen  (Documents  on  British  Foreign  Policy.  III  Bd  VII 
Dok.  316.  317,  3181. 

Einen  Höhepunkt  der  Täuschungstechnik  erreicht  Walendy  in 
seinem  Kapitel  über  die  Vorgeschichte  der  Zerstörung  der  sog 
Resttschechei  im  März  1939  IS.  115  ff.).  Um  die  Leser  zu  der 
Ansicht  zu  bringen,  Hitler  habe  die  Rest-CSR  keineswegs  zer- 
stören wollen,  vielmehr  sei  er  durch  einen  von  ihm  völlig  unbe- 
einflußten Auflösungsprozeß  des  Rumpfstaates,  bedingt  durch 
den  tschechisch-slowakischen  Gegensatz,  zum  Ordnung  stiftenden 
Eingreifen  genötigt  worden,  unterschlagt  Walendy  nicht  nur 
sämtliche  Dokumente,  die  beweisen,  daß  auf  Hitlersund  Ribbon- 
trops  Anweisung  der  SD  sowohl  den  tschechisch-slowakischen 
Gegensatz  ziel  bewußt  angeheizt  wie  auch  im  tschechischen  Gebiet 
"Zwischenfälle”  inszeniert  hat,  sondern  er  gibt  überdies  ein  völlig 
falsches  Bild  von  den  Dokumenten,  aus  denen  Hitlers  direktes 
Einwirken  auf  slowakische  Führer  hervorgeht.  So  behauptet  Wa- 
lendy (S.  118),  Hitler  habe  am  12.2.1939  in  einer  Unterredung 
mit  Professor  Tuka,  als  dieser  von  ihm  stürmisch  die  Unter- 
stützung der  slowakischen  Unabhängigkeitsbewegung  begehrte, 
"ausweichend  geantwortet"  und  es  "in  diesem  Monat  vor  der 
Krise  noch  abgelehnt,  einen  unabhängigen  slowakischen  Staat  zu 
befürworten".  Tatsächlich  hat  Hitler  seinem  Besucher,  nach  dem 
Protokoll,  das  der  Legationsrat  Hewel  vom  Persönlichen  Stab  des 


Reichsaußenministers  angefertigt  hat  (Akten  zur  deutschen  Aus- 
wart,gen  Politik,  Serie  D.  Bd.  4,  S.  183  ff.),  klargemacht,  daß  die 
Slowaken  nach  einem  selbständigen  Staat  streben  müßten,  wenn 
sie  nicht  eines  Tages  der  ungarischen  Expansionspolitik  zum 
Opfer  fallen  wollten,  und  daß  er,  Hitler,  jederzeit  bereit  sei,  eine 
Slowakei,  die  sich  von  den  Tschechen  löse,  unter  seine  Fittiche  zu 
nehmen  und  zu  garantieren.  Auf  der  folgenden  Seite  seines  Buches 
'119)  schreibt  Walendy;  "Wenn  Dr.  Tiso  nach  diesen  Vorgängen 
in  der  Slowake,  (nämlich  nach  der  Absetzung  des  slowakischen 
Kabinetts  Tiso  durch  die  Prager  Zentral regierung  in  der  Nacht 
vom  9.  zum  10.3.1939  um  eine  Rucksprache  mit  Hitler  nachsucht 
und  sich  anschließend  vom  slowakischen  Landtag  einstimmig  die 
staatsrechtliche  Selbständigkeit  erklären  läßt,  so  trifft  den  Reichs- 
kanzler für  diese  Entwicklung  kein  Verschulden."  Tatsache  ist 
aber,  daß  selbst  der  schwere  Konflikt  vom  9.  10.  1939  nicht 
genügte,  um  jene  slowakischen  Politiker,  die  im  Lande  etwas 
zählten,  zur  Forderung  nach  staatlicher  Selbständigkeit  zu  veran- 
lassen. Daraufhin  hat  nicht  etwa  Tiso  um  eine  Unterredung  mit 
Hitler  nachgesucht,  sondern  hat  Hitler,  wie  es  in  dem  wieder  von 
Hewel  geschriebenen  Protokoll  heißt  (AD AP.  D.  4,  S.  212  ff.), 
"nun  Minister  Tiso  berkommen  lassen".  In  konsequenter  Fort- 
setzung der  am  12.2.1939  in  der  Unterredung  mit  Tuka  offiziell 
eröffneten  Politik,  die  darauf  abzielte,  die  Slowaken  als  Spreng- 
satz zur  Entzündung  einer  Krise  zu  benutzen,  die  Hitler  als 
Vorwand  für  eine  Intervention  dienen  konnte,  in  krönendor 
Fortsetzung  dieser  Politik,  die  seither  von  SD- Emissären  in  der 
Slowakei  planmäßig  weiterverfolgt  worden  war,  eröffnet«  Hitler 
dem  vor  der  vollständigen  Separierung  von  Prag  zurückscheuenden 
Tiso.  daß  er,  der  Führer,  nun  die  Geduld  verliere;  wenn  die 
Slowaken  jetzt  nicht  ihre  Unabhängigkeit  proklamierten,  werde  er 
sie  dem  unmittelbar  bevorstehenden  Zugriff  der  Ungarn  preisqe- 
ben.  Hitler  ließ  den  Slowaken  nur  die  Wahl  zwischen  Unabhängig- 
keitserklarung  und  ungarischer  Herrschaft.  Tiso  fugte  sich  und 
mußte  sogar  noch  auf  Wunsch  Berlins  nach  der  Unabhängigkeit*- 
erklarung  einen  telegrafischen  Hilferuf  an  Hitler  schicken,  der  in 
Berlin  allerdings  erst  am  16.  März  eintraf,  als  die  Slowakei  bereits 
"selbständig"  und  Prag  schon  besetzt  war.  Es  versteht  sich,  daß 
dieses  Thema  bei  Walendy  nicht  vorkommt. 

Walendys  Darstellung  der  Vorgeschichte  der  Besetzung  Prags 
bietet,  wie  wohl  deutlich  geworden  ist,  noch  eine  dritte  Variante 
der  Tauschungstechnik.  nämlich  die  Aussparung  vieler  den  Ten- 
denzen des  Buches  widersprechender  Dokumente.  Wenn  den 
Lesern  eingeredet  werden  soll,  daß  Hitler  Mitte  Februar  1939 
noch  nicht  an  ein  Vorgehen  gegen  Prag  und  noch  nicht  an  eine 
entsprechende  Benutzung  der  Slowaken  gedacht  hat,  daß  er  selbst 
Mitte  Marz  1939  von  der  tschechisch-slowakischen  Krise  über- 
rascht und  gegen  seinen  Willen  von  den  Ereignissen  zur  Interven- 
tion gezwungen  wurde,  dann  ist  es  natürlich  nicht  angezoigt,  die 
Leser  mit  einer  Eintragung  im  Tagebuch  des  damaligen  Staats- 
sekretärs im  Auswärtigen  Amt.  Ernst  v.  Weizsäcker,  bekanntzu- 
machen. die  vom  13.2.1939  stammt  und  besagt,  "daß. in  ca.  4 
Wochen  die  Resttschechei  den  Todesstreich  erhalten  soll".  Nun 
sind  die  "Weizsacker-Papiere  1933-  1950"  erst  1972  erschienen, 
zwei  Jahre  nach  dem  Buch  von  Walendy.  aber  die  zitierte 
Tagebuchnotiz  ist  der  Zeitgeschichtsforschung  von  Leonidas  Hill, 
dem  Herausgeber  der  Weizsacker-Papiere,  schon  1968  mitgeteilt 
worden  (L.  Hill,  Three  Crises  1938  - 39,  in:  Journal  of  Con- 
temporary H, Story,  1968,  Heft  1);  sie  fand  auch  entsprechende 
Beachtung 

Aus  dem  bisher  Gesagten  dürfte  wohl  hervorgehen,  daß  die 
eingangs  gegebene  Charakterisierung  des  Buches  von  Udo  Walendy 
nicht  von  unangemessener  Scharfe  ist. 

München,  5.  Mai  1959 
Für  die  Richtigkeit: 
gez.  Unterschrift 

(Dr.  G ruchmann)  gez.  Hermann  Graml 
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Zur  Erläuterung  und  Ergänzung  meiner  schriftlichen  Stellung- 
nahme zu  Udo  Walendys  Buch  "Wahrheit  für  Deutschland"  führte 
ich  am  7.6.1979  mündlich  aus: 

1.  Die  Anfangssatze  der  Stellungnahme  sind  so  zu  verstehen, 
daß  nach  meiner  Einschätzung  Walendys  Buch  der  Wissenschaft 
nicht  dient,  daß  er  darüber  hinaus  aber  sogar  gefährlich  ist,  weil 
es,  um  nationalsozialistische  Geschichtslegenden  verbreiten  zu 
können,  dem  Leser  Wissenschaftlichkeit  vorzuspiegeln  sucht,  je- 
doch ständig  gegen  die  Regeln  der  Geschichtswissenschaft  ver- 
stößt. 

2.  In  seiner  Erwiderung  auf  meine  Stellungnahme  hat  Walendy 
meine  kritische  Feststellung,  sein  Buch  enthalte  zahlreiche  den 
Leser  irreführende  unbelegte  Behauptungen  und  überdies  zahl- 
reiche verfälschende  Wiedergaben  von  Quellentexten,  weder  gene- 
rell noch  hinsichtlich  der  genannten  Beispiele  entkräften  können. 
Insbesondere  konnte  er  nicht  widerlegen: 

a)  Daß  er  auf  S.  99  seines  Buches  (Paper  back- Ausgabe)  einen 
am  7.9.1938  in  der  Londoner  "Times"  erschienenen  Leitartikel, 
der  die  Abtretung  der  Sudetengebiete  an  Deutschland  empfahl,  zu 
Unrecht  Winston  Churchill  zugeschrieben  hat.  wobei  er  als  Beleg 
den  ersten  Band  der  Erinnerungen  Churchills  ("Der  Sturm  zieht 
auf",  Hamburg  1949.  S.  362)  anfuhrie,  obwohl  dort  seine  Be- 
hauptung nicht  bestätigt,  sondern  widerlegt  wird. 

bl  Daß  er  auf  S.  354  einen  Bericht  des  damaligen  britischen 
Botschafters  in  Washington,  Sir  Ronald  Lmdsay,  vom  26.&1939 
über  eine  Unterredung  mit  Präsident  Roosevelt  in  verfälschender 
Weise  zitiert  hat.  Uber  die  "Ekstase",  in  die  Roosevelt  angesichts 
der  Aussicht  auf  einen  neuen  Weltkrieg  geraten  sein  soll,  und  über 
seine  angebliche  Absicht,  den  Briten  deutsche  Schiffe  in  die 
Hände  zu  spielen,  ist  weder  in  dem  von  Walendy  genannten 
Bericht  noch  in  anderen  Berichten  Lindsays  aus  jenen  Tagen  auch 
nur  eine  Silbe  zu  finden  (vgl.  Documents  on  British  Foreign 
Policy,  III,  Bd.  VII,  Dok.  316,  317,  318). 

c)  Daß  er  auf  S.  1 18  f„  in  seiner  Darstellung  der  Vorgeschichte 
des  deutschen  Einmarschs  in  die  sog.  Rest-Tschechei,  die  Unter- 
redungen Hitlers  mit  slowakischen  Politikern  (am  12.2.1939  mit 
Prof.  Tuka,  am  13.3.1939  mit  Tiso)  in  einer  Weise  wieder  gegeben 
hat,  die  nicht  den  überlieferten  Protokollen  entspricht  (Akten  zur 
Deutschen  Auswärtigen  Politik  1918  - 1945,  Serie  D,  Bd.  IV.  Nr. 
168,  202).  Zu  der  in  seiner  Erwiderung  gestellten  erstaunlichen 
- Frage  nach  Zeugnissen  über  nationalsozialistische  Provokatio- 
nen im  tschechischen  Gebiet  und  über  die  Tätigkeit  deutscher 
Emissäre  in  der  Slowakei  ist  z.B.  auf  folgende  Dokumente 
hinzuweisen:  Bericht  des  deutschen  Geschäftsträgers  in  Prag. 
Hencke,  vom  13.3.1939  (ADAP,  D,  IV,  Nr.  197);  Aufzeichnunj 
des  Vortr.  Legationsrats  Altenburg  vom  12.3.1939  (ADAP,  D.  IV. 
Nr.  193);  mehrere  Berichte  des  SD-Vertreters  Dr.  Kurt  Rabl, 
Aufzeichnung  des  SD-Vertreters  Dr.  Stahlecker  vom  7.12.1938, 
zahlreiche  Berichte  des  deutschen  Konsuls  in  Preßburg.  v.  Druffel, 
Bericht  des  SS-Hauptsturmführers  Polte  vom  10.11.1938  lalle 
Politisches  Archiv  des  Auswärtigen  Amtes,  Bonn);  Nachkriegs- 
aussagen des  Staatssekretärs  a'.D.  Keppler  (Wilhelmslraßen- 
Prozeß).  Diese  und  zahlreiche  weitere  Zeugnisse  sind  benutzt  und 
zitiert  in  dem  Standardwerk  von  Jörg  K.  Hoensch.  Die  Slowakei 
und  Hitlers  Ostpolitik,  Köln-Graz  1965. 

3.  Noch  einige  weitere  Beispiele  für  Walendys  Arbeitsweise: 

a)  Auf  S.  274  behauptet  er,  Großbritannien  habe  im  Jahre 
1939  "auch  die  sowjetische  Expansion  auf  Kosten  Polens  und  der 
baltischen  Staaten”  unterstützt,  wahrend  man  Hitler  an  den  im 
deutsch-sowjetischen  Nichtangriffspakt  vom  23.8.1939  "in  Rech- 


nung" gestellten  Veränderungen  keine  Schuld  geben  könne  <S. 
377).  Tatsache  ist  aber,  daß  die  Verhandlungen  zwischen  den 
Westmachten  und  der  Sowjetunion  im  Jahre  1939  auch  daran 
gescheitert  sind,  daß  die  Westmachte  eben  nicht  bereit  waren,  sich 
über  die  berechtigte  Furcht  der  ost-  und  südosteuropäischen 
Staaten  vor  der  Sowjetunion  hinwegzusetzen,  während  Hitler,  um 
Polen  für  seinen  Überfall  zu  isolieren,  der  Sowjetunion  bedenken- 
los ost-  und  südosteuropäische  Territorien  geopfert  hat.  Walendys 
Darstellung  stellt  die  Dinge  auf  den  Kopf. 

Auf  S.  266  zitiert  er  eine  Hitler  entlastende  Äußerung  des 
"britischen  Historikers  und  Generals  J.F.C.  Füller",  ohne  den 
Leser  darauf  hinzuweisen,  daß  Füller  zu  den  britischen  Faschisten 
gehörte,  den  deutschen  Angriff  auf  Polen  schon  1939  begrüßte 
und  befreundeten  deutschen  Militärs  damals  den  Rat  gab,  polni- 
sche Juden  zu  erschießen. 

c)  Als  Beleg  für  Roosevelts  grundsätzlich  antideutsche  Politik 
sagt  Walendy  auf  S.  345,  Roosevelt  habe  am  14.1 1, 1938  den 
amerikanischen  Botschafter  in  Berlin,  Hugh  Wilson,  zur  Bericht- 
erstattung nach  Washington  zurückgerufen.  Da  Wilson  nicht  auf 
seinen  Posten  zuruckkehrte,  sei  Roosevelts  Schritt  dem  Abbruch 
diplomatischer  Beziehungen  zu  Deutschland  gleichgekommen. 
Diese  Folgerung  ist  natürlich  im  rechtlichen  wie  im  politischen 
Sinne  unhaltbar.  Was  Walendy  aber  dem  Leser  verschweigt,  ist  die 
Tatsache,  daß  Wilson  wegen  des  als  "Reichskristallnacht"  in  die 
Geschichte  eingegangenen  Judenpogroms  vom  November  1938 
abberufen  wurde. 

d)  Auf  S.  386  behauptet  Walendy,  es  sei  nachgewiesen,  daß  der 
britische  Außenminister  Lord  Halifax  eine  telefonische  Mitteilung 
des  britischen  Vertreters  in  Warschau,  Kennard,  vom  26.8.1939 
frei  erfunden  habe,  wonach  die  polnische  Regierung  zu  direkten 
Verhandlungen  mit  Deutschland  bereit  sei.  In  Wahrheit  ist  die 
Behauptung  Walendys  frei  erfunden.  Sein  Nachweis  besteht  wie- 
derum nur  in  einer  Behauptung,  und  zwar  des  rechtsradikalen 
Autors  Friedrich  Lenz.  Die  entsprechenden  britischen  Dokumente 
sind  hingegen  jederzeit  im  Londoner  Public  Record  Office  ein- 
Zusehen  und  zu  kontrollieren. 

4.  Zu  Walendys  Kritik  an  sog.  "Schlüsseldokumenten". 

a)  Hoßbach- Nieder schrift  vom  10.11.1937. 

Walendy  behauptet,  die  von  dem  damaligen  Oberst  Hoßbach 
am  10.11.1937  angefertigte  Aufzeichnung  einer  Rede  Hitlers  vor 
seinen  höchsten  politischen  und  militärischen  Mitarbeitern  in  der 
Reichskanzlei  am  5.11.1937  (Hoßbach  nahm  als  Wehrmacht- 
Adjutant  bei  Hitler  an  der  Besprechung  teil»  stamme  von  einem 
"Angehörigen  des  Widerstands”  (S.  444),  womit  er  offenbar  die 
Niederschrift  als  zumindest  subjektiv  gegen  Hitler  beeinflußt 
charakterisieren  will.  Indes  entspricht  seine  Behauptung  nicht  den 
Tatsachen.  Der  Oberst  und  spatere  General  Hoßbach  hat  nicht 
dem  Widerstand  angehört,  darauf  auch  nie  Anspruch  erhoben. 
Walendy  behauptet  ferner  (S.  443),  von  der  Niederschrift  existiere 
weder  das  Original  noch  eine  Abschrift,  sondern  nur  die  Foto- 
kopie einer  Abschrift.  Nun  ist  zwar  das  handschriftliche  Original 
noch  nicht  gefunden,  doch  existiert  von  diesem  Original  eine 
Abschrift,  die  Oberst  Graf  Kirchbach,  damals  in  der  Kriegsge- 
schichtlichen Abteilung  des  Generalstabs,  im  November  1943 
anfertigen  ließ.  Graf  Kirchbach  brachte  diese  Abschrift  im  Januar 
1944  bei  seinem  Schwager  Viktor  v.  Martin  in  Sicherheit,  der  sie 
>m  Herbst  1945  der  britischen  Militärregierung  übergab.  Im 
Nürnberger  Kriegsverbrecherprozeß  wurde  diese  Abschrift  des 
Originals  verwendet.  Walendy  erweckt  schließlich  auch  den  Ein- 
druck (S.  444),  als  sei  General  Hoßbach  nach  dem  Kriege  von  der 
Niederschrift  abgeruckt.  In  Wahrheit  hat  er  bereits  am  15.3.1946 
eidesstattlich  erklärt,  "er  müsse  nach  Inhalt,  Abfassung  und  Stil  in 
summa  eine  Wiedergabe  seiner  Niederschrift  als  vorliegend  an- 
nehmen", und  davon  ist  er  nie  mehr  abgerückt.  All  dies  hätte 
Walendy  wissen  können,  denn  Prof.  Walter  Bußmann  hat  darüber 
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ausführlich  gehandelt:  "Zur  Entstehung  und  Überlieferung  der 
'Hoßbach-Niederschrift'",  in:  Viertel  jahrshefte  für  Zeitgeschichte 
16  (19681,  S.  373  — 384.  Natürlich  sagt  Walendy  dem  Leser  auch 
nicht,  daß  Göring  in  Nürnberg  die  Hoßbach-Niederschrift  als 
inhaltlich  korrekt  anerkannt  hat  (Bußmann.  S.  378)  und  daß 
Generalstabschef  Beck  am  12.11.1937  eine  Stellungnahme  zur 
Niederschrift  Hoßbachs  verfaßte,  in  der  die  Niederschrift  selbst 
inhaltlich  referiert  wurde,  und  zwar  in  völliger  Übereinstimmung 
mit  dem  als  Hoßbach-Niederschrift  bekannt  gewordenen  Doku- 
ment. 

b)  Hitlers  Ansprache  vor  der  Generalität  am  22.8.1939 

Von  dieser  Ansprache  gibt  es  sieben  Niederschriften.  Walendy 
erwähnt  nur  die  drei  Niederschriften,  die  in  Nürnberger  Kriegs- 
verbrecherprozessen eine  Rolle  spielten.  Von  diesen  dreien  scheint 
er  die  für  Hitler  günstigste,  nämlich  die  des  Generaladmirals 
Böhm,  als  einigermaßen  zuverlässig  anzusehen,  während  er  den 
beiden  anderen,  die  von  Admiral  Canaris  bzw.  von  einem 
unbekannten  Verfasser  stammen,  jeden  Quellenwert  abspricht. 
Vor  allem  behauptet  er,  die  in  dem  Canaris-Dokument  ent- 
haltenen Satze  Hitlers,  Kriegsziel  sei  die  "Beseitigung  der  leben- 
den Kräfte"  Polens  und  er  habe  nur  Angst,  daß  ihm  "im  letzten 
Moment  ein  Schweinehund  einen  Vermittlungworschlag  vorlegt", 
seien  nie  gesagt  worden.  "Alle  deutschen  Generale  und  Admirale. 


die  über  diese  Besprechung  aussagen  konnten';,  hätten  dies  be- 
zeugt (S.  453  - 461 ).  Was  er  seinen  Lesern  nicht  sagt,  ist  folgendes: 
Prof.  Winfried  Baumgart  hat  längst  nachgewiesen,  daß  das  Canaris- 
Dokument  die  zuverlässigste  Wiedergabe  der  Hitler-Rede  darstellt: 
"Zur  Ansprache  Hitlers  vor  den  Führern  der  Wehrmacht  am  22. 
August  1939".  in  : Vierteljahrshefte  für  Zeitgeschichte  16  (1968), 
S.  120  — 149.  Ferner:  Die  Wendung  von  der  "Beseitigung  der 
lebendigen  Kräfte"  ist  auch  vom  damaligen  Generalstabschef 
Haider  notiert  und  in  seinem  Tagebuch  festgehalten  worden,  das 
in  Nürnberg  noch  nicht  vorlag  (Generaloberst  Haider,  Kriegstage- 
buch Bd.  1.  bearb.  v.  Hans- Adolf  Jacobsen,  Stuttgart  1962,  S.  23 
- 26).  Die  Sorge  vor  einem  Vermittlungsvorschlag  hatte  Hitler 
bereits  am  14.8.1939  vor  Haider  und  dem  Oberbefehlshaber  des 
Heeres,  v.  Brauchitsch.  zum  Ausdruck  gebracht  (Haider,  KTB  Bd. 
1.  S.  11).  Daß  er  dies  auch  am  22.8.1939  tat,  wird  durch  eine 
Aufzeichnung  über  seine  Rede  bestätigt,  die  General  Liebmann  im 
November  1939  angefertigt  und  nach  dem  Kriege  ausdrück- 
lich als  richtig  bezeichnet  hat.  Hier  wird  der  Satz  folgender- 
maßen wiedergegeben:  Er,  Hitler,  fürchte  nur  eins,  "daß  ihm 
im  letzten  Augenblick  noch  irgendein  Kerl  mit  einem  Ver- 
mittlungsvorschlag in  die  Quere  kame"(Baumgart,  S.  146).  im 
übrigen  hat  auch  Haider  nach  dem  Kriege  bekräftigt,  daß  sich 
Hitler  am  22.8.1939  in  diesem  Sinne  geäußert  hat  (IfZ,  ZS  240, 
Bl.  42). 


□■□■u-u-u-a-ci'D-n-n-n-n-n-n-n-n-n-n-n-D-n-n-n-n-n-n-n-D-n 

Wie  gewissenlos  gelogen  wird 


rechtes  Bild  aus  “Kennzeichen  ‘J*  - Bilder,  Dokumente.  Berich- 
te", hrsg.  v.  Helmut  Eschwege,  Köderberg  Verlag,  Krankfurt'M 
1979,  S.  163  mit  dem  Text:  “Transporte  in  Ghettos  und  Vernich- 
tungslager". ^ 

Linkes  Bild  aus  “Hamburger  Abendblatt"  v.  21.10.1981  S.  4 mit 
der  Unterschrift:  “So  ‘reisten’  Hamburger  nach  dem  Zweiten 
Weltkrieg  von  Bahnsteig  5 zum  Hamstern  und  bis  nach  West- 
deutschland. Links  der  Doppeldecker  der  ehemaligen  Lübeck- 
BUchener  Eisenbahn." 

Der  rechte  Bildausschnitt  ist  dem  linken  Bild  entnommen  und  mit 
einem  Vernichtungstext  versehen,  der  eindeutig  erlogen  ist.  Sol- 
che Fälschungsbücher  werden  nicht  indiziert  und  auch  nicht 
strafverfolgt. 


(Über  den  Fortgang  bei  den  Verwaltungsgerichten 
berichten  wir  später) 


Gutachten 

Dr.  Georg  Franz 


Auftragsgemäß  erstatte  ich  Ihnen  zur  Vorlage  beim  Vrrwal- 
tungsgcricht  Köln,  10.  Kammer  in  Sachen  Udo  Walendy  gegen 
Bundesrepublik  Deutschland 

Aktenzeichen:  10  K 2900/79 

folgendes 

Gutachten 

Zu  meiner  Qualifikation  als  Gutachter  bemerke  ich.  daß  ich 
wissenschaftlich  ausgebildeter  Historiker  bin:  meine  Dissertation 
“Erzherzog  Franz  Ferdinand  und  die  Plane  zur  Reform  der 
Habsburger  Monarchie"  wurde  in  der  Schriftenreihe  des  Südost- 
Instituts.  München,  Nr.  35,  1943  veröffentlicht.  Mein  Werk 
umfaßt  bisher  II  Bücher  und  eine  Reihe  wissenschaftlicher 
Aufsätze  zur  Geschichte  des  19.  und  20.  Jahrhunderts.  Ich  war 
Mitarbeiter  mehrerer  wissenschaftlicher  Institute,  außerdem  bin 
ich  Mitglied  verschiedener  wissenschaftlicher  Gesellschaften,  da- 
runter der  "Ranke-Gesellschaft  für  Geschichte  im  öffentlichen 
Leben".  Derzeit  bin  ich  als  freiberuflicher  Historiker  tätig. 

Das  Gutachten  bezieht  sich  auf  das  Werk  von  Udo  Walendy 
"Wahrheit  für  Deutschland",  Vlotho  1970  und  auf  das  im  obigen 
Verfahren  vom  Institut  für  Zeitgeschichte.  Hermann  Grand,  am 
05.  Mai  1979  schriftlich  erstattete  Gutachten  samt  dessen  in  der 
mündlichen  Verhandlung  vor  der  Bundesprüfstelle  protokollierten 
Ergänzung 

Zur  Frage  der  Wissenschaftlichkeit:  ... 

Methodik 

Walendy  geht  bei  der  Untersuchung  methodisch  vor;  er  stutzt 
sich  auf  umfassendes  Material  an  Akten  und  Literatur,  soweit 
diese  w-ährend  der  Entstehungszeit  des  Manuskripts  (bis  etwa 
Ende  1964)  für  ihn  erreichbar  war.  Wesentliche  Grundlage  seiner 
Erkenntnis  sind  die  "Documenta  on  British  Foreign  Policy", 
Freund:  “Weltgeschichte  der  Gegenwart  in  Dokumenten",  die 
amtliche  amerikanische  Aktenveröffentlichung  "Foreign  Rela- 
tions",  ferner  die  "IM  1 -Akten"  (Akten  des  Nürnberger  Haupt- 
kricgsvcrbrecherprozesscs)  und  die  Farbhücher  verschiedener  Re- 
gierungen. sowie  Akten  zur  deutschen  auswärtigen  Politik 
(ADAP)  und  die  deutschen  Weißbücher  Nr.  1.  2 und  3,  ferner 
polnische  Dokumente. 

Weiter  weist  der  Verfasser  als  Belege  die  umfangreiche  Litera- 
tur deutscher  und  ausländischer  Herkunft,  sowohl  englischer, 
französischer,  polnischer  und  russischer  Provenienz  aus.  Erst 
durch  die  Schilderung  des  Gegen-  und  Wechselspiels  der  inter- 
nationalen Diplomatie  werden  die  einzelnen  Regierungsentschlüv 
sc  und  Maßnahmen  verständlich.  ... 

Walendy  verweist  mit  Recht  darauf,  daß  wichtige  Quellen  (zur 
Zeit  der  Niederschrift  seiner  Arbeit)  nicht  zugänglich  waren;  auch 
heute  sind  noch  große  Teile  wichtiger  Quellen  nicht  zugänglich. 
Dies  gilt  insbesondere  von  den  Kreml-Archiven,  den  französischen 
Quellen,  aber  auch  von  amerikanischen  Quellen,  wie  beispiels- 
halber der  geheime  Schriftwechsel  zwischen  Churchill  einerseits 
und  Bernard  Baruch  andererseits 

Die  in  Rede  stehende  Arbeit  Walcndys  bl  in  wissenschaftlicher 
Weise  chronologisch  und  nach  Sachgebieten  übersichtlich  geglie- 
dert. ... 

ln  der  Bundesrepublik  Deutschland  gehört  Udo  Walendy  zu 
den  ersten,  die  den  Mut  hatten,  die  Grundlagen  der  Allein-  und 


Kollektiv  Schuldthese  wissenschaftlich  zu  untersuchen  und  die 
Ergebnisse  zu  veröffentlichen.  Er  verbindet  damit  nicht  nur  die 
Absicht  "Wahrheit  für  Deutschland"  durch  intensive  Forschung 
zu  gewinnen  und  damit  den  Zweck  der  Geschichtswissenschaft  zu 
erfüllen,  durch  Erforschung  der  Wirklichkeit  der  Wahrheit  zu 
dienen,  sondern  auch  eine  höhere  Absicht,  nämlich  durch  Ge- 
winnung der  Erkenntnb  über  die  wahren  Hintergründe  und  die 
Schuldigen  am  2.  Weltkrieg  einen  dritten  Weltkrieg  zu  vermei- 
den  

Mit  dieser  Zielsetzung  dient  Walendy  nicht  nur  der  Wissen- 
schaft, sondern  auch  dem  Wöhle  der  Menschheit.  Walendy  geht 
wissenschaftlich  von  der  richtigen  Grundüberlegung  aus,  daß  an 
einer  solchen  Katastrophe,  wie  sie  die  beiden  Weltkriege  darstel- 
len. niemals  eine  einzelne  Person,  eine  einzelne  Regierung,  ein 
einzelner  Staat,  ein  einzelnes  Volk  allein  “schuld"  sein  können. 

Walendy  geht  mit  einem  umfassenden  wissenschaftlichen 
Rüstzeug  an  die  Arbeit.  Er  setzt  historisch  zutreffend  bei  dem 
Versailler-Vertrag  und  den  anderen  “Friedensverträgen"  von  1919 
an.  aus  denen  ursächlich  das  Unglück  eines  2.  Weltkriegs  hervor- 
ging. Er  behandelt  umsichtig  die  Politik  der  Siegermächte  von 
1919,  die  unter  Mißachtung  des  Selbst  Bestimmungsrecht*  große, 
deutsch  besiedelte  Teile  des  Reiches  der  polnischen  Republik 
teilweise  sogar  im  Widerspruch  zu  dem  Ergebnis  der  Abstimmun- 
gen (Oberschlesien  20.03.1921)  zuschlugen.  Anhand  zahl- 
reicher Zitate  weist  Walendy  nach,  daß  auch  bedeutende  Politiker 
der  Entente  und  ausländische  Publizisten  in  der  dem  Selbst* 
Bestimmungsrecht  deT  Völker  Hohn  sprechenden  Abtrennung  des 
sogenannten  "Polnischen  Korridors"  und  der  deutschen  Stadt 
Danzig  vom  Reichsgebiet  eine  ständige  Gefährdung  des  Friedens 
erblickten..... 

Im  streitgcgenstandlichen  Werk  webt  der  Verfasser  weiter 
nach,  daß  ungeachtet  der  deutschfeindlichen  Politik  die  Reichs* 
regierung  unter  Hitler  sorgfältig  darauf  bedacht  war.  gute  Be- 
ziehungen zu  Warschau  zu  pflegen.  Die  Rcichsregicrung  sah  in 
Polen  einen  Schutzwall  gegen  die  Bedrohung  durch  das  kommu- 
nistische Rußland. 

Anhand  eines  Vergleichs  des  Rüstungsstandes  der  europäischen 
Staaten  und  Großmächte  im  Jahre  1939  zeigt  Walendy,  daß  das 
Deutsche  Reich  für  einen  Krieg  nicht  vorbereitet  war.  Auf  die 
fatale  Rolle  der  Vereinigten  Staaten  und  Sowjetrußlands  bei  dem 
innereuropäischen  Streit  weist  er  zutreffend  hin  und  legt  die  nun 
erkannten  damaligen  Absichten  und  Vorstellungen  dar.  Das  dra- 
matische Endringen  im  August  1939  mit  dem  Zusammcmpiel 
zwischen  Warschau  und  London  beweist,  daß  die  Polen  mit  der 
Rückenstärkung  von  London  nicht  verhaiidlungsbereit  waren.  Sic 
beantworteten  das  letzte  deutsche  Verhandlungsangebot  mit  der 
Generalmobilmachung.  die  ebenso  als  Kriegserklärung  aufzufassen 
war.  wie  die  allen  Menschenrechten  hohnsprechende  Mißhandlung 
der  Volksdeutschen  in  Polen. 

Das  von  Walendy  am  Schluß  des  in  Rede  stehenden  Buches 
zusammengefaßte  Ergebnis  seiner  mehrjährigen  Forschungen  wird 
durch  die  Darlegung,  insbesondere  durch  die  vorgetragenen  Quel- 
len, Urkunden  und  Unterlagen  gedeckt.  Der  Verfasser  schreibt 
zusammenf assend:  “Wer  vorurteilslos  die  Ursachen  und  Anlässe 
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des  2.  Weltkrieges  untersucht,  muß  erkennen,  daß  dieser  Krieg 
weder  von  Hitler,  noch  von  anderen  Staatsmännern  wirklich 
gewollt,  planmäßig  vorbereitet  oder  mit  sinnvollen  Zidvorstdlun- 
gen  verbunden  worden  ist."....  “Im  Gegenteil  dürfte  feststehen, 
daß  viele  Regierungen,  die  sich  gegen  Deutschland  haben  auf- 
putschen lassen,  überhaupt  nicht  überblickten,  was  sie  taten,  fair 
wen  sie  es  taten  und  welche  nachteiligen  Folgen  die  Handlung  für 
sie  selber  nach  sich  ziehen  müsse." 

Diese  Worte  des  Historikers  Walendv  enthalten  ein  gerechtes, 
nüchternes,  sachliches  und  kritisch  abgewogenes  Urteil  im  echten 
wissenschaftlichen  Sinne  einer  objektiven  Geschichtsforschung 
und  Geschichtsschreibung.  Walendy  hat  damit  seine  wissenschaft- 
liche Qualifikation  bewiesen.  ... 

Die  Tatsache,  daß  Walendys  Werk  in  der  hier  vorliegenden 
Ausgabe  von  1970  in  den  wesentlichen  Ergebnissen  durch  neue 
Quellen  und  Darstellungen,  die  nach  seinem  Buch  in  den  Sieb- 
zigerjahren herauskamen,  bestätigt  wurde,  ist  ein  Beweis  für  seine 
gründliche  und  erfolgreiche  wissenschaftliche  Arbeit. 

Das  vorliegende  Werk  Walendys  ist  sowohl  in  formaler  Hinsicht 
(Methodik)  als  auch  im  Hinblick  auf  das  Bemühen  um  objektive 
Wahrheit  ein  wissenschaftliches  Werk.  Von  einer  verfälschenden 
Zitierweise  kann  keine  Rede  sein;  diese  Unterstellung  des  Gut- 
achters Gram!  muß  als  bösartig  bezeichnet  werden,  zumal  dieser 
keine  einschlägigen  Belege  hierfür  benennt.  Irrtümer  bei  Zitaten 
können  jedermann  unterlaufen;  es  gehört  zu  den  Gepflogenheiten 
der  Wissenschaftler,  dem  Verfasser  eines  Buches  von  vornherein 
den  guten  Willen  (die  “bona  fides")  zuzubilligen;  der  Gutachter 
Graml  besorgt  in  unsachlicher  Weise  das  Gegenteil.  ... 

Die  Stellungnahme  des  Herrn  Graml  weist  alle  Merkmale  der 
Flüchtigkeit  und  des  Mangels  an  Sachkenntnis  auf.  Graml  vertei- 
digt in  höchst  einseitiger  Manier  und  unter  Vernachlässigung 
längst  gesicherter  wissenschaftlicher  Erkenntnisse  politische  Pro- 
pagandathesen  

Herr  Graml  bezeichnet  das  Werk  Walendys  zunächst  als  "nicht 
einfach  wissenschaftlich  wertlos",  er  billigt  also  dem  in  Rede 
■teilenden  Werk  durchaus  einen  wissenschaftlichen  Wert  zu.  meint 
aber  dann  in  seinen  mündlichen  Ausführungen,  diese  Qualifikation 
bedeute,  daß  das  Werk  nicht  geeignet  sei.  der  Wissenschaft  zu 
dienen.  Einer  solchen  Logik  zu  folgen,  fällt  ausgesprochen  schwer. 

Sodann  hält  Graml  das  Buch  für  "gefährlich”  mit  der  Begrün- 
dung es  verbreite  "nationalsozialistische  Geschichtslegenden". 
Diese  Beurteilung  beruht  entweder  auf  einer  absoluten  Unkennt- 
nis der  wissenschaftlichen  Literatur  oder  auf  intellektueller  Un- 
redlichkeit. 

Auch  ohne  besondere  fachliche  Ausbildung  ist  erkennbar,  daß 
die  Meinung,  das  zu  beurteilende  Werk  Walendys  sei  ein  "Sammel- 
surium kommentierender  Bemerkungen"  unzutreffend  ist. 

Das  Urteil  des  Herrn  Graml,  der  Verfasser  Walendy  verstoße 
fortwährend  gegen  die  simpelsten  handwerklichen  Regeln  und  die 
sozusagen  ethischen  Prinzipien  der  Geschichtswissenschaft,  ist 
durch  nichts  belegt.  Die  Tatsache,  daß  die  Ergebnisse  der  For- 
schung Walendys  der  Meinung  des  Herrn  Graml  zuwider  laufen, 
kann  ein  derartiges  Urteil  nicht  rechtfertigen. 

Die  Aussage  des  Herrn  Graml.  Walendy  versuche  “die  Politik 
Hitlers  und  des  nationalsozialistischen  Deutschlands"  von  jeder 
Verantwortung  oder  gar  Schuld,  am  Ausbruch  des  2.  Weltkriegs 
freizusprechen,  ist  durch  den  Text  des  inkriminierten  Werkes 
widerlegt.  Herr  Graml  scheint  der  Meinung  zu  sein,  ausschließlich 
Deutschland  und  die  Regierung  des  3.  Reiches  trage  die  Schuld 
am  Ausbruch  des  2.  Weltkrieges;  eine  solche  Meinung  läßt  sich 
nach  dem  heutigen  Stand  der  wissenschaftlichen  Forschung  nicht 
mehr  aufrecht  erhalten. 

Die  Behauptung  des  Herrn  Graml,  Walendy  stützte  sich  in 
seinen  Ausführungen  vornehmlich  auf  A.J.P.  Taylor:  “Die  Ur- 
sprünge des  2.  Weltkrieges"  und  auf  Hoggan:  "Der  erzwungene 


Krieg"  beruht  entweder  auf  einer  mangelhaften  Untersuchung  des 
inkriminierten  Werkes  oder  ist  bewußt  falsch. 

Walendy  weist  in  seinem  Werk  nämlich  eine  Literatur  von  rund 
225  Werken  deutscher,  französischer,  englischer,  russischer,  polni- 
scher Sprache  aus  und  beruft  sich  auf  32  Dokumenlarwerke 
internationaler  Herkunft,  sowie  auf  24  Zeitungen  und  Zeitschrif- 
ten. Bei  rund  1.320  Anmerkungen  wird  von  Walendy  Hoggan  nur 
15  mal.  Taylor  nur  36  mal  zitiert;  auf  die  "British  Doeuments  on 
Foreign  Policy"  beruft  sich  Walendy  in  165  Fällen  und  zitiert  sehr 
häufig  auch  die  “Weltgeschichte  der  Gegenwart  in  Dokumenten" 
von  Michael  Freund.  Diese  Sachlage  muß  Herr  Graml  glatt 
übersehen  haben,  ebenso  wie  den  Umstand,  daß  das  W'crk  Walen- 
dys auf  den  amerikanischen  Dokumenten  "Foreign  Relations", 
den  "Akten  zur  deutschen  auswärtigen  Politik  (AI)AP)”,  den 
Akten  des  Nürnberger  Prozesses  (IMT)  beruht  und  schließlich 
von  Walendy  auch  häufig  russische  und  polnische  Werke  im 
Original  angeführt  sind. 

Hctt  Graml  bezeichnet  die  Erklärung  Walendys,  Hoggan  habe 
viele  Quellen  in  den  USA  einschen  können,  die  deutschen  Histori- 
kern nicht  zugänglich  waren,  als  "schlichte  läige"!  Sieht  man 
davon  ab,  daß  allein  schon  die  beleidigende  Form  einer  solchen 
Erklärung  die  Befangenheit  des  Herrn  Graml  erweist,  muß  ein 
solches  Urteil  die  Vermutung  auslösen.  daß  Herr  Graml  nicht 
ausreichend  informiert  ist.  Es  war  den  deutschen  Historikern  in 
den  Funfzigerjahren  dieses  Jahrhunderts  nämlich  tatsächlich  nicht 
möglich,  die  von  den  Siegern  des  2.  Weltkriegs  ins  Ausland 
verbrachten  deutschen  Akten  einzusehen.  ... 

Weiter  beanstandet  Herr  Graml  auf  Seite  3 seiner  Stellung- 
nahme Walendy»  Feststellung  der  potentiellen  Gefährlichkeit  der 
Tschechoslowakei  nach  Münchner  Konferenz. 

Dabei  unterschlägt  Herr  Graml  aber  die  Tatsache,  daß  die 
Münchner  Konferenz  an  der  Existenz  der  Bündnisse  Frankreich 
Tschechoslowakei  — Rußland  nichts  geändert  hat;  auch  die 
militärische  Bedrohung  Deutschlands  aus  dem  böhmisch-mähri- 
schen Raum,  der  strategischen  Herzgrube  Mitteleuropas  blieb 
unverändert.  Im  ostmitteleurop.iischen  Kaum  verfügte  Prag  über 
die  größte  Rüstungsindustrie,  und  so  blieb  auch  nach  der 
Münchner  Konferenz  die  Tschechoslowakei  das  ideale  militärische 
Sprungbrett  Rußlands  grgen  Deutschland 

Ebenso  nah-  sind  die  Ausfuhrungen  des  Herrn  Graml  im 
Hinblick  auf  den  nachmaligen  englischen  Premier  Churchill,  der 
auch  in  Großbritannien  nicht  als  friedfertiger  und  Deutschland 
wo  hl  gesonnener  Politiker  angesehen  wird.  Nachdem  Churchill 
auch  und  gerade  in  der  Zeit  zwischen  1933  und  1939  die 
Symbolfigur  der  antideutschen  Kriegspartei  in  England  war  und  - 
wie  Walendy  nachgewiesrn  hat  in  der  englischen  Presse,  Z.B.  im 
"Evening  Standard"  rin  hervorragendes  Mittel  zur  großflächigen 
Verbreitung  seiner  politischen  Ansichten  hatte,  kann  keine  Rede 
davon  sein,  daß  die  Feststellungen  Walendys  widerlegt  sind. 
Hierüber  scheinen  dem  Herrn  Graml  allerdings  ausreichende 
Kenntnisse  zu  fehlen. 

Auf  Seite  4 beanstandet  Herr  Graml  die  Feststellung  Walendys  j 
hinsichtlich  des  starken  jüdischen  Einflusses  in  den  deutschen 
Führungsschichten  im  20.  Jahrhundert.  Nun  wird  aber  die  Rich- 
tigkeit dieser  Feststellungen  Walendys  von  Nahum  Goldmann,  der 
führenden  Persönlichkeit  des  Wcltjudcntums  bezeugt;  in  seinem 
Buch  "Das  jüdische  Paradox",  welches  1978  in  deutscher  Über- 
setzung erschienen  ist,  bezeichnet  Goldmann  Berlin  als  das  “große 
Zentrum  des  osteuropäischen  Judentums”  (Seite  37).  Hiervon  hat 
Herr  Graml  offensichtlich  keine  Kenntnis  nehmen  w'oilcn  oder 
können:  als  Historiker  hätte  er  dieses  Werk  von  Nahum  Goldmann 
kennen  müssen  und  in  seiner  im  Jahre  1979  angefertigten  Stel- 
lungnahme verwenden  können. 

Goldmann  sehreibt  weiter  in  seinem  im  Jahre  1 980  erschiene- 
nen Erinnerungshand  "Mein  Leben  als  deutscher  Jude"  auf  Seite 
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115  ff.: 

“Von  der  wirtschaftlichen  Position  her  gesehen,  konnte  sich 
keine  jüdische  Minderheit  in  anderen  Ländern,  ja  nicht  einmal  die 
amerikanische,  mit  den  deutschen  Juden  messen.  Sie  waren  mil- 
führend  in  den  Großbanken,  wofür  es  nirgends  eine  Parallele  gab, 
und  durch  die  Hochfinanz  waren  sie  auch  in  die  Industrie 
eingedrungen. " 
und 

“Die  Geschichte  der  Juden  in  Deutschland  von  1870  bis  1930,  das 
ist  wohl  <Ier  glänzendste  Aufstieg,  der  einem  Zweig  des  jüdischen 
Volkes  geglückt  ist.  ” 


Zum  Hinweis  des  Herrn  Graml  auf  "Hitlers  zweites  Buch"  als 
Geschichtsquelle  muß  redlicherweise  darauf  hingewiesen  werden, 
daß  es  keinerlei  Andeutungen  oder  gar  Nachweise  für  die  Urheber- 
“ schaft  Hitlers  gibt  und  im  Gegenteil  verschiedene  sprachliche 
Wendungen  darauf  hindeuten,  daß  dieses  Manuskript  erst  nach 
dem  2.  Weltkriege  verfaßt  worden  ist.  ... 

Es  wurde  bereits  erwähnt,  daß  die  Tschechoslowakei  eine 
erstrangige  strategische  Bedeutung  für  Angriffe  gegen  Deutschland 
und  den  Westen  hat.  Wenn  nach  der  Meinung  des  Herrn  Graml 
die  Bündnisse  zwischen  Paris.  Moskau  und  Prag  zu  keiner  Zeit 
militärische  Bedeutung  hatten,  erhebt  sich  die  Frage,  aus  welchem 
Grunde  sie  überhaupt  geschlossen  worden  sind.  Nicht  Walendy, 


Polnische  Kavallerie  1939.  So  glaubten  sie  gegen  die  deutsche  Wehrmacht  kämpfen  und  siegen  zu  können 
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Weiter  beanstandet  Herr  Graml  auf  Seite  *1  seiner  Mellung- 
nahmc  Walendys  Feststellung  hinsichtlich  der  Praventivkriegsvor- 
be reit un gen  gegen  Deutschland  vor  dem  Jahre  1939,  wobei  er 
allerdings  zugeben  muß,  daß  sogar  der  polnische  Marschall  Pilsudv 
ki  "solche  Überlegungen  angestelll  hat".  Indessen  scheinen  die 
Geschichtskenntnisse  des  Herrn  Graml  mangelhaft  zu  sein,  weil 
er  die  entsprechenden  Überlegungen  und  Vorbereitungen  Frank- 
reichs zwischen  1919  und  1923  nicht  zu  kennen  scheint  und 
übersieht,  daß  Frankreich  nicht  nur  im  Zuge  seiner  Erpressungen 
deutsche  Städte  in  Friedenszeiten  im  genannten  Zeitraum  besetzt 
hatte,  sondern  auch  zusammen  mit  Belgien  das  Kuhrgebiet  im 
Jahre  1923  rechtswidrig  besetzte,  um  das  Reich  in  den  Zusam- 
menbruch zu  treiben.  Graml  unterläßt  es  darüber  hinaus  anzufüh- 
ren, daß  im  März  1936  - anläßlich  des  Einzuges  deutscher 
Truppen  in  die  entmilitarisierte  Zone  im  Rheinland  — Frankreich 
ernsthaft  den  Krieg  gegen  Deutschland  vorbereitet  hatte  und  nur 
durch  den  Beschluß  des  britischen  Kabinetts,  sich  an  keiner 
Aktion  gegen  Deutschland  zu  beteiligen,  von  diesem  Präventiv- 
krieg abgehalten  wurde  (Seinerzeit  wurde  im  französischen  Mi- 
nisterrat mit  7 : 6 Stimmen  gegen  militärische  Maßnahmen 
abgestimmt) 

In  diesem  Zusammenhang  hätte  Herr  Gram!  aber  auch  auf  die 
ausführlichen  Feststellungen  Walendys  im  Hinblick  auf  die  Rüs- 
tung des  deutschen  Reiches  eingchcn  und  diese  widerlegen  müs- 
sen. In  der  Tat  sind  Walendys  Ausführungen  zu  diesem  Punkte 
nicht  zu  widerlegen 


sondern  Graml  verschweigt  dabei  wesentliche  Tatsachen.  Frank- 
reich brachte  nämlich  durch  seinen  Militärpakt  mit  Moskau  im 
Jahre  1935  Sowjetrußland  in  das  inncreuropäischc  Kräftespiel. 
Dazu  hat  der  Staatssekretär  im  polnischen  Außenministerium. 
Szembek.  dem  amerikanischen  Botschafter  Bullill  im  April  1935 
erklärt:  "Daß  wir  gegenwärtig  viel  mehr  Zeugen  einer  aggressiven 
Außenpolitik  gegen  Hitler  sind,  als  einer  aggressiven  Handlung  von 
Seiten  Deutschlands"  (Szembek.  Journal  1933  bis  1939,  Seite  59 
ff.  — Eintrag  vom  11.04.1935).  Bereits  am  04.04.1935  hatte  der 
polnische  Staatssekretär  fcstgcstcllt,  "daß  alle  umgehenden 
Kriegsgerichte  von  der  nämlichen  Quelle  stammen,  d.h.  aus 
jüdischen  und  freimaurerischen  Kreisen  und  von  der  Zweiten  und 
Dritten  Internationale"  a.a.O.,  Seite  57  ff.). 

Mit  diesen  und  anderen  Quellen,  die  aueh  Walendy  anführt, 
befaßt  sich  Herr  Graml  nicht;  er  führt  damit  gerade  das  aus,  was  er 
Walendy  vorwirft,  nämlich  die  Täuschung  der  Leser.  Es  wäre 
interessant  zu  erfahren,  aus  welchen  Akten  sich  feststellen  läßt, 
daß  die  Allianz  Paris  — Prag  Moskau  eine  "Reaktion  auf  Hitlers 
Politik  in  den  Dreißigerjahren"  (welche?  ) war  und  daß  diese 
Allianz  "keine  mOitärische  Bedeutung”  erlangt  hat.  Herr  Graml 
würde  sich  als  Wissenschaftler  erweisen,  wenn  cs  ihm  gelungen 
wäre,  diesen  Widerspruch  aufzulösen. 

Dagegen  behauptet  er,  Hitler  habe  im  Jahre  1936  seinem 
Diplomaten  in  Paris  "abschreckende  Warnungen  vor  der  Ratifizie- 
rung des  französisch-sowjetischen  Vertrages  ausdrücklich  ver- 
boten", wobei  Herr  Graml  es  sich  versagt,  Nachweise  oder  Quellen 
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für  diese  Behauptung  anzuführen 

Im  September  1938  telegrafierte  der  tschechische  Gesandte  in 
Moskau,  Fierlingcr.  folgendes  nach  Prag:  "...  Entsprechende  sow- 
jetische Luftstreit  kräfte  startbereit  wenn  nötig,  sofort  in  die 
Tschechoslowakei  abzufliegen.  Sowjetunion  hat  an  Westgrenze 
dreißig  kriegsstarke  Divisionen  zum  augenblicklichen  Eingreifen 
bereit."  (Zitiert  nach  Rudolf  Ströbinger:  A-54.  Spion  mit  drei 
Gesichtern.  München  1965.  Seite  94).  Man  kann  nicht  davon 
ausgehen,  daß  Ströbinger  als  tschechischer  Agent  nationalsozialist- 
ische Propaganda  ohne  jeden  Wahrheitsgehalt  verbreitet.  Darüber- 
hinaus  war  dir  Sorge  Hitlers  vor  russischen  Luftoperationen  auch 
aus  anderen  Griinden  berechtigt.  So  hatte  der  deutsche  Militär- 
attache General  Geyr  von  Schweppenburg.  am  19.01.1937  aus 
London  berichtet,  es  gäbe  Beweise  dafür,  daß  der  russische  und 
der  tschechische  Generalstab  sich  über  russische  Luftoperationen 
von  tschechischen  Flugbasen  aus  geeinigt  hätten.  Russische  Ver- 
bindungsoffiziere befänden  sich  zu  diesem  Zweck  bereits  in  der 
-echei  (David  Irving:  “Hitlers  Weg  zum  Krieg”  1979.  Seite 

Diese  Tatsachen  verbieten  es  schlechthin.  Walendys  diesbezüg- 
liche. wohlfundierte  Ausführungen  als  "pure  NS- Propaganda  ohne 
jeden  Wahrheitsgehalt”  zu  bezeichnen. 

Zum  Nachweis  der  “unwivHenschaftlichen"  Arbeitsweise  Wa- 
lendys bezieht  sich  Herr  Gram!  auf  Seite  6 seiner  Stellungnahme 
auf  die  Wiedergabe  eines  Gesprächs  Lindsay  / Roosevclt.  ... 

a)  Walendy  zitiert  hier,  was  jedem  User  unmißverständlich 
durch  Verweisung  auf  Fußnoten  61  und  62  erkennbar  ist.  einmal 
das  Werk  von  lloggan  "Der  erzwungene  Krieg”  und  zum  anderen 
die  Doc.  on  Bril.  For.  Policy. 

Primärquelle  dieser  Aussagen  sind  drei  Telegramme  von  Sir 
Lindsay  aus  Washington  an  Viscount  Halifax,  welche  am  26.  Aug. 
19.19  um  1.36  I hr  nachmittags  in  Washington  aufgegeben  worden 
sind  (Nr.  374  bis  Nr.  376). ... 

Aus  diesem  Bericht  über  das  Gespräch  des  englischen  Botschaf- 
ters mit  Präsident  Roosevclt  ergibt  sich,  daß  Roosevclt  dir 
Verkündung  des  Waffenembargos  aufgrund  des  Nentralitatsgcset- 
zes  solange  wie  möglich  hinausschieben  wollte,  wobei  er  vermutet, 
«laß  dies  auf  fünf  Tage  möglich  sein  werde,  um  es  den  Briten  zu 
ermöglichen,  möglichst  viel  Waffen  und  Munition  nach  Kanada  zu 
schaffen  (Telegramm  Nr.  375).  Der  gleiche  Bericht  (Telegramm 
Nr.  376)  gibt  die  Erklärung  Rooscvelts  wieder,  wonach  die 
Durchsuchung  .Icutschrr  Schiffe  auf  Waffen  auf  2 läge  ausge- 
dehnt werden  könne,  während  die  britischen  Schiffe  binnen  einer 
hallten  Stunde  abgefertigt  werden  könnten.  Zum  Abschluß  dieses 
Berichts  (Telegramm  Nr.  376)  gibt  Lindsay  seinen  Eindruck  von 
der  Stimmung  Roosevelts  wieder,  der  in  einem  Ton  von  "implsh 
glce"  gesprochen  haben  soll.  Der  Streit  um  die  Cbcrsetzung dieses 
Begriffs  ist  müßig;  unter  “imp”  wird  der  "kleine  Teufel”,  das 
Teufelchen”,  der  “Kobold"  verstanden.  Die  Cbcrsetzung  des 
Adjektivs  “impish”  mit  “teuflisch”  ist  daher  korrekt.  Das  eng 
lischt  Wort  "glee”  bedeutet  nirht  - wie  Graml  meint  - "Vergnü- 
8rn”  (j»y).  sondern  “Frohlocken”.  Walcndv  zitiert  hier  also 
richtig, wenngleich  er  nicht  nach  der  Primärquelle  zitiert.  Es  ist 
nicht  bekannt,  aber  auch  belanglos,  aus  welchem  Grunde  Walendy 
sich  nicht  auf  die  Primarquellcn.  sondern  auf  Hoggan  stutzt; 
Hoggai,  gibt  hier  nicht  den  Wortlaut,  sondern  den  Sinn  des 
Lindsay- Berichtes  wieder;  wenngleich  Lindsay  nicht  erklärt,  cs 
wurden  deutsche  Schiffe  unter  Talsehcn  Vorwanden  angchallcn. 
um  sie  auf  Waffen  zu  untersuchen,  so  daß  sie  unter  Umständen, 
die  man  zwischen  Amerika  und  England  genau  festigen  könnte, 
den  Briten  mühelos  in  die  Hände  fallen,  so  war  dies  indessen  eben 
gerade  der  Sinn  der  angekündigten  Aktionen  Roosevclt s.  Tatsäch- 
lich hat  die  amerikanische  Marine  von  Beginn  des  Krieges  an  der 
britischen  Marine  Schützenhilfe  geleistet,  indem  sic  ihr  Standorte 
deutscher  Schiffe  meldete,  und  diese  auf  einen  Kurs  zwang,  auf 
dem  sie  britischen  Kriegsschiffen  in  die  Hände  fallen  mußten.  Der 


Völkerrechtler  Friedrich  Berber  hat  in  seiner  Dokumentation 
Die  amerikanische  Neutralität  im  Kriege  1939  bis  1941”,  Berlin 
1943.  diese  Fälle  amerikanischer  Neutralitätsbniche  zusamraen- 
gesidlt  (Seile  18  ff.).  Berber  berichtet  außerdem,  daß  die  USA  im 
ersten  Kriegsjahr  151  Schiffe  mit  475.000  t sowie  743  Flugzeuge 
an  Großbritannien  geliefert  habe  (Seite  1 7). 

Diese  Tatsachen  in  Verbindung  mit  dem  vorgenannten  Lind- 
say-Bericht  weisen  nach,  daß  Roosevclt  den  Briten  jegliche  Hilfe 
zugesichert  hatte  und  diese  auch  ausführte.  Die  wörtliche  Wieder- 
gabe der  diesbezüglichen  Stelle  bei  Hoggan  durch  Walendy  kann 
deshalb  nicht  als  handwerklicher  Fehler  angesehen  werden,  weil 
der  Sachverhalt  richtig  wiedergrgeben  ist, 

b>  Somit  ist  aber  die  Meinung  des  Herrn  Graml  unrichtig,  es  sei 
in  dem  fraglichen  Bericht  (der  in  mehreren  Telegrammabschnittcn 
weitergdeitet  worden  ist)  kein  Wort  enthalten,  das  auch  nur 
annähernd  in  dem  Sinne  verstanden  werden  könne,  wie  er  den 

Ausführungen  Walendys  zu  entnehmen  ist 

Auf  Seite  6 seiner  Stellungnahme  befaßt  sich  Herr  Graml 
weiter  mit  der  sog.  "Sudelcnkrise".  wobei  er  freilich  die  heute 
von  keiner  Seite  mehr  bestrittene  Tatsache  verschweigt,  daß  die 
britische  und  die  französische  Regierung  gemeinsam  die  Prager 
Regierung  gezwungen  hatten,  die  Sudetengebiete  an  Deutschland 
ahzutreten.  Von  besonderer  Bedeutung  ist  in  diesem  Zusammen- 
hang. daß  die  beiden  Regierungen  die  von  Hitler  geforderte 
Volksabstimmung  verhindert  hatten.  ... 

b)  Die  Darstellung  der  Ereignisse  der  sog.  Sudetenkrise  durch 
Herrn  Graml  ist  nicht  nur  unvollständig.  sie  widerspricht 
auch  den  gesicherten  Ergebnissen  historischer  Forschung. 

Entgegen  der  Meinung  des  Herrn  Graml  ist  von  bedeutenden 
slowakischen  Politikern  die  Forderung  nach  staatlicher  Selbstän- 
digkeit erhoben  worden 


Aus  “Völkischer 
Beobachter'* 
8.7.1942 


Aus  “Völkischer 
Beobachter"  vom 
1.7.1942 


IMß  mitt 


Hrtfl  nur!  Spart  Hugtnraum! 


Herr  Graml  greifi  Walendy  (auf  Seile  7)  mit  der  Behauptung 
an.  Walendy  unterschlage  nicht  nur  sämtliche  Dokumente,  die 
beweisen,  daß  auf  Hitlers  und  Ribbentrops  Anweisung  der  SI) 
Sowohl  den  tschechisch-slowakischen  Gegensatz  zidbewußt  an- 
geheizt,  sowie  auch  in  tschechischen  Gebieten  "Zwischenfälle" 
inszenier«  habe,  sondern  gebe  auch  ein  völlig  falsches  Bild  von 
Dokumenten,  aus  denen  Hitlers  direktes  Einwirken  hervorgehe. 

Leider  aber  gibt  Herr  Graml  nicht  an.  welche  Dokumente 
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Walendy  unterschlagen  haben  soll  und  von  welchen  er  ein  falsches 
Bild  zeichnet. 

a)  Ausgangspunkt  der  Cberlcgung  des  Herrn  Graml  ist  die 
Tagebuchnotiz  Weizsäckers  vom  13.02.1939.  wonach  die  Rcst- 
tschechei  in  etwa  4 Wochen  den  lodesslreich  erhallen  solle. 

Diese  Tagebuchaufzeichnung  ist  belanglos,  wenn  man  die 
wesentlichen  historischen  Ereignisse  kennt.  ...*) 

Unter  Ziff.  3 a seiner  mundlichcn  Ausführungen  meint  Herr 
Graml,  Walendy  stelle  die  Dinge  auf  den  Kopf,  wenn  er  behaupte. 
Großbritannien  habe  im  Jahre  1939  auch  die  sowjetische  Expan- 
sion auf  Kosten  Polens  und  der  baltischen  Staaten  unterstützt; 
richtig  sei  vielmehr,  «laß  «lie  Verhandlungen  zwischen  Moskau, 
London  und  Paris  im  Sommer  1939  daran  gescheitert  seien,  daß 
die  Westalliierten  nicht  bereit  gewesen  waren,  sich  über  die 
berechtigte  Furcht  der  ost-  und  sudostcuropaischen  Staaten  vor 
der  Sowjetunion  hinwegzu»ct2en. 

Diese  Meinung  «Irs  Herrn  Graml  ist  unzutreffend. 

Richtig  ist  dagegen,  daß  Frankreich  der  russischen  Forderung 
nach  «len  baltischen  Staaten  als  Voraussetzung  für  Militärverhand- 
lungen nachgegeben  hat  und  ohne  W issen  und  gegen  den  Willen 
der  polnischen  un«l  rumänischen  Regierung  den  Russen  «las 
Durchmarschrccht  durch  polnisches  und  rumänisches  Gebiet  zu- 
gebilligt  hat  (vergl.  George  Rönnet  Vor  der  Katastrophe  1951 
— S.  255;  und  Sven  Allard  — Stalin  un«l  Hitler  - 1974  S.  145. 

Nun  macht  sich  Herr  Graml  unter  Ziff.  3 b seiner  mündlichen 
Ausführungen  die  bolschewistisch-kommunistische  Sprachrege- 
lung zu  eigen,  wonach  alle  diejenigen  Faschisten  sind,  welche  sich 
«lern  Kommunismus  rntgcgcnstcllcn.  Ansonsten  gibt  es  keinen 
Anlaß,  den  britischen  Historiker  General  Füller  als  "Faschisten’' 
ZU  bezeichnen,  weshalb  es  Herr  Graml  auch  unterlaßt  hierfür  und 
für  die  Behauptung,  Füller  habe  deutschen  Militärs  die  Erschie- 
ßung polnischer  Juden  empfohlen,  entsprechende  Nachweise  vor 
zu  legen.  Unverständlich  ist.  warum  Herr  Graml  Walendy  wegen 
«lieses  Zitats  angreift.  ... 

Walendy  bestreitet  die  Echtheit  des  Dokuments  Nr.  420  der 
DBFP,  wobei  er  sich  nicht  auf  Friedrich  Lenz  beruft,  sondern 
diesen  lediglich  als  ersten  benennt,  der  das  Problem  aufgeworfen 

hat. 

Herr  Graml  bestreitet  «licsc  Meinung  Walendys.  ohne  sieh  mit 
diesem  Echt  heit  sproblcm  auseinanderzusetzen  und  einen  Hinweis 
auf  die  Authentizität  zu  geben. ... 

Weiter  setzt  sich  Herr  Graml  mit  der  Kritik  Walendys  an  «len 
sog.  "Schlüsscldokumenten"  auseinander.  Bei  diesen  Ausführun- 
gen «les  Herrn  Graml  sind  zwei  Umstände  bemerkenswert;  zum 
einen  befaßt  er  sich  nur  mit  einigen  wenigen  Punkten  der  Kritik 
Walendys.  zum  anderen  übergeht  er  einige  wesentliche  Tatsachen, 
auch  Kritiken  von  anderen  Autoren,  die  erheblichen  Anlaß  zu 
Zweifeln  an  der  Authentizität  dieser  “Schlüsseldokumente" 
geben. 

a)  Es  ist  für  die  Beurteilung  der  Authentizität  der  Quelle  von 
nebensächlicher  Bedeutung,  ob  Hoßbach  dem  Widerstandskrcis 
zuzuordnen  ist  oder  nicht.  Hoßbach  selbst  schreibt  in  seinem 
Buch  "Zwischen  Wehrmacht  und  Hitler"  (auf  Seite  156  ff I als 
enger  Vertrauter  Becks  habe  dieser  ihn  über  den  vorbereiteten 
Staatsstreich  für  September  1938  unterrichtet.  Es  steht  also 
immerhin  fest,  daß  Hoßbach  mivden  Widerstandskreisen  konspi- 
riert hat  (auch  Haider,  Becks  Nachfolger,  wandte  sich  an  Hoßbach 
um  Rat),  und  daß  er  einen  Staatsstreich  gegen  Hitler  im  Frieden 
befürwortete,  lediglich  im  Kriegszustand  ablchntc.  Mit  dem  aber 


’)  Ergänzung  durch  den  Herausgeber  Sötern  diese,  lange  nach  dem  Tod  v. 
Weizsäckers  mit  seinem  Namen  in  Verbindung  gebrachten  "Aufzeich- 
nungen” überhaupt  stimmen.  Fälschungen  dieser  Art  wurden  bereits 
nachgewiesen,  siehe 

Udo  Walendy,  “Europa  in  Flammen  1939  - 1945“,  Bd  II.  s.  315  396. 


für  den  Inhalt  der  Niederschrift  bedeutsamen  Umstand,  nämlich 
daß  sic  fünf  Tage  nach  der  Besprechung  aus  dem  Gedächtnis  und 
handschriftlich  aufgeschrieben  worden  ist.  befaßt  sieh  Herr  Graml 
nicht..... 

Unzutreffend  ist  die  Behauptung  des  Herrn  Graml,  die  von 
Graf  Kirchbach  angefertigte  Abschrift  «1er  Hoßbach-Niederschrift 
sei  im  Nürnberger  Kriegsverbrecherprozeß  verwendet  worden.  In 
Nürnberg  hat  weder  die  Abschrift  Kirehbachs,  noch  eine  Kopie 
«lieser  Abschrift  Vorgelegen,  sondern  lediglich  eine  Fotokopie 
eines  von  der  Abschrift  gefertigten  Mikrofilmes.  ... 

Keineswegs  hat  — wie  Herr  Graml  glauben  machen  will  — 
Goring  in  Nürnberg  die  Hoßbach-Niederschrift  als  inhaltlich  k«>r- 
rekt  anerkannt.  ... 

b)  Nachdem  Herr  Graml  die  Kritik  Walendys  an  den  übrigen 
“Schliisseldokumenten’’  uhcrgrht.  befaßt  er  sich  mit  Hitlers  An- 
sprache vor  den  Oberbefehlshabern  der  Wehrmacht  am  22.08.39. 
Auch  diese  Auseinandersetzung  geschieht  nicht  mit  wissenschaft- 
lichen Methoden,  weil  Herr  Graml  wesentliche  Äußerungen  der 
damals  Beteiligten  unterschlägt  und  die  Untersuchung  von  Win- 
fried Baumgart  falsch  interpretiert. 

Da  es  nach  Winfried  Baumgart  nur  6 Fassungen  von  Aufzeich- 
nungen des  Inhalts  «Irr  damaligen  Rede  gibt,  muß  Herr  Graml 
noch  eine  weitere  aufgefunden  haben,  deren  Herkunft  und  Inhalt 
allerdings  im  Dunkeln  bleibt. 

Entgegen  der  Meinung  des  Herrn  Graml  sicht  Walendy  «lic  von 
Generaladmiral  Boehm  gefertigte  und  Unterzeichnete  Fassung 
nicht  deshalb  als  einigermaßen  zuverlässig  an,  weil  sie  die  als 
Hitler  am  günstigsten  zu  sein  scheint.  Walendy  gibt  im  wesent- 
lichen nur  Tatsachen  wieder,  mit  denen  sich  Herr  Graml  nicht 
befaßt.  ... 

Zusammenfassrnd  ist  somit  folgendes  anzumerken: 

1)  Das  inkriminierte  Werk  Walendys  trägt  alle  Merkmale  einer 
fachhistorisehen  Abhandlung  und  muß  vom  Standpunkt  eines 
Historikers  als  wissenschaftlich  bezeichnet  werden. 

2)  Zum  Zeitpunkt  «les  Abschlusses  «les  Manuskripts  fiir  die  hier 
zur  Beurteilung  stehende  Ausgabe  1970  de»  inkriminierten  Werkes 
waren  keine  gesicherten  Ergebnisse  der  historischen  Forschung 
vorhanden,  die  «lern  von  Walendy  gefundenen  Ergebnis  wider- 
sprechen und  die  Walendy  anzugeben  unterlassen  hat.  ... 

3)  Spater  sind  gesicherte  Ergebnisse  historischer  Forschung 
bekannt  geworden,  die  das  von  Walendy  gefundene  Ergebnis 
bestätigen.  ... 

4)  Das  inkriminierte  Werk  Walendys  weist  keine  Fehler  auf,  die 
seine  Wissenschaftlichkeit  in  Frage  stellen  k«»nntcn. 

51  Entgegen  dem  Vorwurf  des  Herrn  Graml  entspricht  Walen- 
dys  Werk  sowohl  in  Form.  Zielsetzung  Methodik  untl  Durch- 
führung wissenschaftlichen  Grundregeln,  die  dagegen  in  «1er  Stel- 
lungnahme des  Herrn  Graml  vernachlässigt  werden.  ... 

Da  Herr  Graml  nicht  auf  das  Wechselspiel  der  internationalen 
Diplomatie  eingeht,  sondern  nur  cinscirig  und  ausschließlich  die 
einzelnen  Maßnahmen  und  Schritte  der  deutschen  Regic/ung  ins 
Auge  faßt,  kann  er  zu  keinem  Verständnis  der  internationalen 
Entwicklung  kommen.  Graml  reprodu;  :ert  Propaganda,  nicht  aber 
wissenschaftliche  Ergebnisse,  welche  er  durch  Abqualifizierung 
des  Autors  Walendy  ersetzt.  Deshalb  liefert  auch  «lic  Stellung- 
nahme des  Herrn  Graml  keine  Grundlage  dafür,  das  inkriminierte 
Werk  Walendys  als  unwissenschaftlich  zu  bezeichnen. 

7)  Die  Stellungnahme  Gramls  entbehrt  nach  Aufbau,  Mctho«le 
und  in  der  Folgerichtigkeit  der  gezogenen  Schlüsse  eines  wissen- 
schaftlichen Fundaments;  weil  Herr  Graml  die  formalen  und 
ethischen  Prinzipien  eines  Wissenschaftlers  iin  allgemeinen  und 
eines  Fachhistorikers  im  bcsomlrren  vernachlässigt,  gewinnt  Seine 
Stellungnahme  den  Charakter  eines  politischen  Pamphlets. 

Uberlingen,  den  24.  August  1980 

gez.  (Dr.  Georg  Franz) 
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Vortragsthema  bestätigt 


BEZI  RKSHAUPTMANNSCHAFT 
Postfach  1 30 
A 5700 1 ZELL  AM  SEE 
Zahl:  13-  86.068/1  - 1982 

Zell  am  See.  am  17.2.1982 

Bescheid 

über  die  Erlassung  eines  Aufenthaltsverbotes. 

Spruch 

Die  Bezirkshauptmannschaft  Zell  am  See  erläßt  gegen  den 
deutschen  Staatsangehörigen  Udo  Walendy,  Historiker  und  Polito- 
loge, geh.  am  21.1.1927  in  Berlin-Charlottenburft  Vlotho  a.d. 
Weser,  Hochstraße  6,  BRD  wohnhaft,  gern.  § 3 (1)  in  Verbindung 
mit  § 4 des  Bundesgesetzes  vom  17.3.1954.  BGBL.  Nr.  75/1954 
(Fremdenpolizeigesetz),  ein  bis  zum  17.2.1992  (10  Jahre)  be- 
fristetes Aufenthaltsverbot  für  das  gesamte  österr.  Bundesgebiet. 

Sollte  der  Genannte  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Bescheides 
die  Bestimmungen  dieses  Bescheides  mißachten  und  unerlaubt  in 
das  österr.  Bundesgebiet  einreisen,  so  werden  gegen  ihn  Zwangs- 
maßnahmen gemäß  § 5 (1)  des  Fremdenpolizeigesetzes  angewen- 
det. Die  Kosten  für  solche  Maßnahmen  sind  gemäß  § 12  des 
genannten  Gesetzes  vom  betroffenen  Fremden  zu  tragen. 

Begründung 

Gemäß  § 3 (1)  des  Fremdenpolizeigesetzes  kann  gegen  Frem- 
de. deren  Aufenthalt  im  Bundesgebiet  die  öffentliche  Ruhe. 
Ordnung  oder  Sicherheit  gefährdet  oder  anderen  öffentlichen 
Interessen  zuwiderläuft,  ein  Aufenthaltsverbot  erlassen  werden 

Walendy  Udo  hat  am  12.11.1981  im  Rahmen  einer  von  der 
NDP.  Bezirksgruppe  Pinzgau,  in  Saalfelden  veranstalteten  Ver- 
sammlung (sogenannte  § 2 - Versammlung)  einen  Vortrag  zum 
Thema  "Kriminalisierung  der  Zeitgeschichtsforschung"  gehalten 

I n diesem  Vortrag  hat  Walendy  die  Behauptung  aufgestellt,  die 
er  mit  Bildmaterial  zu  beweisen  suchte,  daß  wahrend  de»  NS- 
Herrschaft  keine  6 Millionen  Juden  vergast  oder  auf  andere  Art 
umgebracht  worden  sind. 

Außerdem  hat  der  Genannte  die  Kriegsschuld  des  ehemaligen 
deutschen  Reiches  in  Abrede  gestellt 

Die  Tatsache  der  Ermordung  von  6 Millionen  Juden  ist  durch 
zahlreiche  Prozesse  und  Gerichtsurteile  sowie  durch  wissenschaft- 
liche Untersuchungen  eindeutig  nachgewiesen  worden. 

Walendy,  gelernter  Diplom-Politologe,  ist  Inhaber  des  rechts- 
extremistischen "Verlages  für  Volkstum  und  Zeitgeschichts- 
forschung" in  Vlotho.  Der  Inhalt  einer  großen  Anzahl  der  von 
ihm  verlegten  und  zum  Teil  selbst  verfaßten  Schriften  verfolgt  das 
Ziel,  jegliche  Kriegsschuld  des  ehemaligen  deutschen  Reiches  und 


die  zu  dieser  Zeit  an  den  Juden  begangenen  Verbrechen  zu 
leugnen.  Bisher  wurden  folgende  vom  genannten  Verlag  heraus- 
gegebene Schriften  in  der  BRD  von  der  Bundesprüfstelle  für 
jugendgefährdende  Schriften  indiziert  und  zwar: 

1)  1978  "Starben  wirklich  6 Millionen?"  von  Richard 
HARWOOD. 

2)  1979  "Der  Jahrhundertbetrug"  von  Arthur  BUTZ 

3)  1979  "Wahrheit  für  Deutschland  die  Schuldfrage  des  2. 
Weltkrieges"  von  WALENDY  selbst, 

4)  1981  "Hitlerjugend  - Soziale  Tatgemeinschaft''  von  Erich 

BLOHM. 

Es  wird  von  Walendy  in  seiner  gegenständlichen  Rede  auch 
bestätigt,  daß  gegen  ihn  in  der  BRD  mehrmals  in  den  letzten  10 
Jahren  wegen  Verdachtes  von  strafbaren  Handlungen  im  Zusam- 
menhang mit  seinen  falschen  Behauptungen  bezüglich  der  deut- 
schen Kriegsschuld  und  die  Judenvernichtungen,  gerichtliche  Er- 
mittlungsverfahren eingeleitet  werden  mußten.  Soweit  jedoch 
bekannt,  endeten  diese  Verfahren  mit  deren  Einstellung. 

Es  kann  keinesfalls  geduldet  werden,  daß  von  einem  Fremden 
in  Österreich  derartige  politisch  bedeutsame  wahrheitswidrige 
Behauptungen  kundgetan  werden,  wodurch  dem  Ansehen  Öster- 
reichs empfindlicher  Schaden  zugefugt  wird. 

Der  Aufenthalt  des  Udo  Walendy  in  Österreich  lauft  sohin 
aufgrund  der  oben  aufgezeigten  Umstande  öffentlichen  Interessen 
zuwider.  Die  Behörde  war  daher  verpflichtet,  das  ihr  nach  den 
angeführten  gesetzlichen  Bestimmungen  eingeräumte  freie  Er- 
messen zum  Nachteil  des  Fremden  auszulegen  und  wie  im  Spruch 
zu  entscheiden. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen  diesen  Bescheid  steht  gemäß  § 63  AVG  1950  die 
innerhalb  zwei  Wochen  ab  Zustellung  bei  der  Bezirkshauptmann- 
schaft Zell  am  See  schriftlich  oder  telegrafisch  einzubringende 
Berufung  offen,  die  einen  begründeten  Berufungsantrag  zu  ent- 
halten hat.  Die  Berufungsschrift  ist  mit  S 100.--  für  jeden  Bogen 
zu  stempeln. 

Bescheid  ergeht  an: 

1)  Herrn  Udo  Walendy.  Vlotho  a.d.  Weser.  Hochstraße  6,  BRD 

2)  die  Sicherheitsdirektion  für  das  Bundesland  Salzburg  in 
Salzburg  zur  gefl.  Kenntnisnahme  (2-fach) 

3)  das  Gendarmeriepostenkommando  in  Saalfelden  zur  Kennt- 
nis 

Für  die  Richtigkeit  Für  den  Bczirkshauptmann: 

der  Ausfertigung:  Mayerhofer  e.h. 

unleserliche  Unterschrift 
Stempel 
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Udo  Walendy 
Hochstr.  6 
D-4973  Vlotho 


An  die 

Bczirkshauplmannschaft 
Postfach  1 30 
A 5700  Zell  am  See 


D-4973  Vlotho/Wesrr,  den  23.  Februar  1982 


Bctr.:  Erlaß  eines  10-jährigen  Aufenthaltsverbotes  fiir  Österreich 
Bezug:  Spruchhcschcid  vom  1Z2.I982,  AZ:  13-86.068/1  • 1982 


Berufung 


Begründung: 

Gegen  den  mir  heute,  am  1 9.2.1 982  zugestelltcn  o.a.  Bescheid 
lege  ich  hiermit  Berufung  ein  und  begründe  sie  wie  folg«: 

Inwiefern  eine  Bezirlcshaupfmannschaft  Spruchbescheide  in 
bezug  auf  ganz  Österreich  aussprechen  kann,  entzieht  sich  meiner 
Kenntnis.  Doch  meine  ich  dem  Verständnis  der  deutschen 
Sprache  gemäß,  daß  eine  Bezirkshauptmannschaft  wohl  Tür  einen 
Bezirk,  nicht  hingegen  für  ein  ganzes  Land  zuständig  ist.  Schon 
aus  diesem  Grund  fechte  ich  die  Kompetenz  dieses  Bescheides  an. 

Die  Bezirkshaupt  mannst  haft  hat  richtig  recherchiert,  wenn  sie 
feststelll.  daß  ich  Historiker.  Verleger  und  Politologe  bin.  d.h.  ein 
mit  Diplom  l»escheinigtrs  abgeschlossenes  Studium  der  politischen 
Wissenschaften  besitze.  Sie  hat  ebenfalls  richtig  recherchiert, 
wenn  sie  feststellt,  «laß  sich  kein  einziges  bisheriges  Staatsanwalt- 
sc haftliches  Ermittlungsverfahren  gegen  mich  als  begründet  er- 
wiesen und  gegen  mich  zu  einer  Strafverfolgung  geführt  hat.  Ich 
ergänze  hiermit:  es  ist  /..7A.  auch  kein  Strafverfahren  “anhängig". 

Die  Bezirkshauptmannschaft  hat  falsch  formuliert,  wenn  sie 
meine  Worte  aus  einem  Vortrag  dahingehend  zitiert,  es  "mußten" 
(in  «len  letzten  10  Jahren  wegen  des  Verdachtes  von  strafbaren 
Handlungen)  gerichtliche  Ermittlungsverfahren  gegen  mich  einge- 
leilet werden.  Ich  habe  nie  geäußert,  daß  solche  Verfahren  hätten 
eingeleitet  werden  "müssen”.  Dies  ergibt  'ich  schon  daraus,  daß 
gerichtsamtlich  feststeht,  «laß  niemals  ein  Straftatbestand  vorlag. 
Wenn  junge,  in  historischen  Fragen  ungebildete,  jedoch  übereifrige 
und  dogmatisch  untolerante  Staatsanwälte  Ermittlungsverfahren 
einleitcn,  sei  es.  weil  sie  «las  Vertreten  anderer  Meinungen  in 
bezug  auf  «lie  politische  oder  historische  Lagebeurteilung  inner- 
halb einer  Demokratie  für  strafwürdig  ansehen.  sei  cs.  weil  sie  der 
Anzeige  eines  Burgers  oder  Pressegcwaltigen  nachgehen  (müssen), 
der  seinerseits  für  strafbar  hall,  wenn  in  einer  Demokratie  ein 
anderer  eine  andere  Meinung  hat  als  er  selbst,  dann  ist  da%  «loch 
noch  lange  kein  Beweis  dafür,  daß  ein  unbescholtener  Bürger. 
Wissenschaftler  oder  Verleger  mit  dem  Hinweis  auf  einen  solchen 
Sachverhalt  kriminalisiert  werden  darf.  Selbst  der  Borsenvcrcin 
des  deutschen  Buchhandels  sicht  erst  dann  eine  Verletzung  der 
Mitgliedspflichten  für  gegeben  an  (Satzung  § 14).  wenn  durch  ein 
rechtskräftiges  Urteil  nachgewiesen  ist.  «laß  ein  Verleger  strafbare 
Publikationen  verbreitet  hat.  Hinweise,  daß  cs  schon  genüge,  wenn 
ein  Staatsanwalt  ein  Ermittlungsverfahren  eröffnet  habe,  sind 
nicht  erwähnt,  - im  Gegensatz  zur  Andeutung  im  Spruchbescheid 
der  Bczirkshauplmannschaft  Zell  am  Sec. 

Erst  dort  beginnt  die  Demokratie,  wo  auch  eine  andere 
Meinung  gleichberechtigt  geduldet  wird.  Aber  cs  geht  ja  in 
meinem  Fall  offensichtlich  nicht  um  eine  unqualifizierte,  als 
falsch  nachweisbare,  ordnungs-  und  sittenwidrige  Meinung,  son- 
dern ganz  im  Gegenteil  um  eine  sehr  qualifizierte,  eine  in 
jedweder  Form  wissenschaftlich  detailliert  beweisfähige  Meinung, 
die  freilich  das  sei  zugegeben  durchaus  abweicht  von  der 
Meinung  des  durchschnittlichen  Zeitungslesers  oder  Femsehkon- 
sumenten.  Alle  meine  Vorträge  und  Bücher  sind  wissenschaftlich 
gehalten  und  stellen  sich  jeder  öffentlichen  Sachauseinander- 
setzung.  So  habe  ich  auch  stets  Einladungen  zu  Universitäten  und 


auch  Ladungen  als  vereidigter  Sachverständiger  vor  Gericht  sach- 
gerecht durchgestanden.  Bis  heute  hat  mir  noch  niemand  l'n- 
Wissenschaftlichkeit  oder  Uneinsichtigkcit  gegenüber  logischer  Be- 
weisführung nachgewiesen  oder  emsthaft  überhaupt  vorgeworfen. 

Was  den  Hinweis  der  Bczirkshauptmannschaft  Zell  am  See  auf 
die  Indizierung  jugendgefährdcmlrr  Schriften  anbetrifft,  so  kann 
ein  solcher  Hinweis  doch  nicht  als  Begründung  für  ein  Aufent- 
haltsverbot eines  Verlegers  oder  Autoren  in  einem  Staat  der 
westlichen  Well  herangezogen  werden.  Dies  ist  meines  Wissens 
auch  noch  nie  geschehen.  Abgesehen  davon,  «laß  der  bundes- 
deutsche Gesetzgeber  im  Jahre  1973  ausdrücklich  einen  bedeut- 
samen Unterschied  zwischen  den  Aufgabenbereichen  der  Staats- 
anwaltschaften auch  in  bezug  auf  pornographische  und  gcwalt- 
verherrlichende  Schriften  definiert  hat.  ist  dir  Bundesprüfstelle 
in  Bad  Godesberg  dem  Gesetz  (GjS  - Gesetz  über  dir  Verbreitung 
jugendgefährdender  Schriften)  zufolge  nur  zuständig  für  Porno- 
graphie. Rassenhaß  und  drn  Krieg  verherrlichende  oder  verharm- 
losende Medien.  Medien  (also  auch  Bücher),  dir  der  Kunst  oder 
Wissenschaft  dienen,  dürfen  laut  GjS  nicht  indiziert  werden. 

Was  jedoch  seit  einigen  Jahren  entgegen  dem  Vorliegen  de» 
Gcsetzestextrs  geschieht,  ist  eine  neue  "Interpretation”  dieses 
Gcsctzcstcxtcs  auch  mit  Hilfe  von  Urteilen  der  Verwalt ungsgcrich- 
tc.  die  darauf  hinausläuft,  auch  einwandfrei  wissenschaftliche 
Literatur,  ja  s«»gar  Dokumentationen,  die  jedoch  zu  unerwünsch- 
ten politischen  Folgerungen  führen  oder  fuhren  könnten,  auf  dem 
Wege  der  Imiizicrung  aus  «lern  Blickfeld  der  Jugendlichen,  in 
Wirklichkeit  aber  aus  dem  Blickfeld  der  Öffentlichkeit  zu  ver- 
bannen. Zur  Zeit  der  Verfassung  und  Pubtizicrung  der  von  der 
Bezirkshauptmannschaft  Zdl  am  See  aufgefuhrten.  inzwischen  auf 
der  Liste  «1er  jugendgefährdenden  Schriften  gelandeten  Bücher 
war  eine  derartige,  erst  seit  1979  durch  Herrn  W'ehnrr  (SPD)  in 
Bonn  eingefuhrte  Neuorientierung  in  der  Bundesprüfstellen- Praxis 
nicht  bekannt.  Unter  einer  CDU-geführtcn  Bundesregierung  wäre 
meines  Erachtens  eine  solche  politische  Überwälzung  nicht  ge- 
schehen. Ich  spreche  diese  Unterstellung  insofern  mit  ziemlicher 
Bestimmtheit  aus.  weil  ich  weiß,  daß  mein  Buch  "Wahrheit  für 
Deutschland  - Die  Schuldfrage  «les  Zweiten  Weltkrieges"  für  dir 
Dienstbibliothek  eines  jeden  deutschen  Botschafters  nach  Er 
scheinen  dieses  Buches  besorgt  worden  war  und  ich  selbst  lang- 
jährig - auch  n«»ch  lange  nach  Erscheinen  dieses  Buches  - in  dem 
der  CDU  nahestehenden  Rednerdienst  ‘'Arbeitsgemeinschaft  de- 
mokratischer Kreise"  ohne  die  geringsten  Beanstandungen  tätig 
gewesen  war. 

Mein  Buch  "Wahrheit  für  Deutschland  - Die  Schuldfrage  des 
Zweiten  Weltkrieges"  befindet  sich  unbeanstandet  - ohne  jeg- 
lichen sachlichen  Angriff  - seit  1964  auf  dem  internationalen 
Büchermarkt.  Es  hat  mir  in  keinem  einzigen  fremden  Land,  das 
ich  seither  besucht  und  in  dem  ich  z.T.  ebenfalls  Vorträge 
gehalten  habe  (England.  Niederlande.  Belgien.  Frankreich, 
Schweiz.  Italien.  Dänemark.  Schweden.  USA,  Kanada.  Südafrika) 
die  geringsten  Vorhalte  eingetragen  oder  Schwierigkeiten  bereitet. 
Auch  nicht  in  Österreich,  obgleich  mir  bekannt  war.  daß  bei 
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meinen  Vorträgen  stets  Angehörige  der  Kriminalpolizei  anwesend 
waren,  wie  dies  auch  in  der  Bundesrepublik  Deutschland  üblich 
ist.  Nun  auf  einmal  - 18  Jahre  spater  - zieht  die  Bczirkshaupt- 
mannschaft  Zell  am  See  dieses  Buch  heran,  um  mir  einen 
kriminellen  Nimbus  umzuhängen.  Ich  kann  das  ebenso  wenig 
verstehen,  wie  die  Indizierung  eines  solchen  wissenschaftlichen 
Buches,  von  dem  selbst  der  von  der  Bundesprüfstelle  herangezo- 
«enc  Sachverständige  des  Instituts  für  Zeitgeschichte.  I)r.  Graml. 
schriftlich  bescheinigen  mußte.  "daß  es  für  die  Wissenschaft  nicht 
ganz  wertlos  ist".  Im  übrigen  habe  ich  gegen  diese  Indizierung  den 
Rechtsweg  beschriltcn.  der  jedoch  noch  nic  ht  abgeschlossen  ist. 

Die  gleichen  Gründe  treffen  für  die  Indizierung  der  anderen 
Bücher  zu.  In  keiner  dieser  Schriften  ist  gegen  die  guten  Sitten 
verstoßen.  Gewalt  oder  Krieg  verherrlicht  oder  verharmlost,  zum 
Rassenhaß  aufgestachclt  oder  gar  Pornographie  eingeblendet.  Der 
Leiter  der  Bundesprüfstelle  in  Bad  Godesberg.  Rudolf  Siefen, 
schreibt  in  seiner  Broschüre  "Massenmedien  Jugend*  hu  tz” 
(Heft  7 der  Schriftenreihe  der  Bundesprüfstelle  für  Jugendschutz, 
Bonn  1976,  S.  104)  als  eine  seiner  vom  Gesetz  her  definierten 
Aufgaben: 

"töne  <kr  wichtigsten  und  vornehmsten  Aufgaben  der  UPS  ist 
es,  mit  der  Wissenschaft  susam menzuarbeiten , um  die  Kriterien 
und  Ergebnisse  ihrer  I rheit  einer  ständigen  wissenschaftlichen 
Diskussion  und  Weiterentwicklung  zu  unterziehen 

Zwar  erkennt  auch  er  somit  die  “ständige  wissenschaftliche 
Diskussion  "als  Voraussetzung  für  geistige  Weiterentwicklung  an. 
doch  sieht  das  in  der  Praxis,  wie  andere  Historiker  und  auch  ich 
erfahren  mußten,  leider  anders  aus.  Wenn  er  als  Bchördcnangc- 
stcllter  und  Nichtfachmann  für  spezielle  wissenschaftliche  Fach- 
bereiche in  der  Praxis  kraft  parteipolitischer  Dogmatik  diesen 
Geset/csauftrag  parteipolitisch  dahingehend  "interpretiert",  zur 
Wissenschaft  zu  erklären  und  einer  öffentlichen  Diskussion  für 
würdig  zu  befinden,  was  gerade  genehm  ist,  dann  kann  eine 
Beurteilung,  die  solcherart  von  Nichtfachleuten  - für  die  stimm- 
berechtigten Mitglieder  des  BPS-Lntschridungsgrcmi  ums  sind 
keine  nachgrwiesenen  Fachkenn misse  notwendig!  . für  eine 
Behörde  eines  ausländischen  Staates  nicht  zu  einem  Spracht*- 
scheid  herangezogen  werden,  der  für  kriminelle  Straftäter  gedacht 
ist. 

Wenn  ich  nachfolgend  Passagen  aus  dem  Presse-recht  einiger 
Länder  der  Bundesrepublik  Deutschland  hier  zitiere,  so  geschieht 
dies  in  der  Annahme,  daß  das  Presserecht  in  Österreich  analog 
kodifiziert  ist,  will  doch  der  österreichische  Staat  ebenfalls  als 
freiheitlich  demokratischer  Staat  gelten.  (Auf  Grund  der  kurzen 
Frist,  die  mir  von  der  Bezirkshauptmannschaft  Zell  am  See  für 
eine  begründete  Berufung  eingeräumt  worden  ist,  habe  ich  ver- 
ständlicherweise nicht  das  österreichische  Presserecht  zur  Hand). 

So  lautet  z.B.  das  Gesetz  über  die  Presse  in  Baden- Württem- 
berg (hier  beispielhaft  für  die  anderen  linder  zitiert): 

"§1 

(II  Die  Presse  ist  frei  Sie  dient  der  freiheitlichen  demokratischen 
Grundordnung 

(2)  Die  Freiheit  der  Presse  unterliegt  nur  den  Beschränkungen.  die 
durch  das  Grundgesetz  unmittelbar  und  in  seinem  Kähmen 
durch  dieses  Gesetz  zugelassen  sind.  ... 

§ 3 öffentliche  Aufgabe  der  Prßsse 
Die  Presse  erfüllt  eine  öffentliche  Aufgabe,  wenn  sie  in  A ngrlcg>‘n- 
heiten  von  öffentlichem  Interesse  \achrichtrn  beschafft  und 
verbreitet,  Stellung  nimmt,  Kritik  übt  oder  auf  andere  II  eise  an 
der  Meinungsbildung  mit  wirkt ” 

Oder  das  Gesetz  über  die  Presse  vom  3.10.1949  in  Bayern: 

“§  I Freiheit  der  fresse 

II)  Das  Kocht  der  freien  Meinungsäußerung  und  die  Pressefreiheit 
werden  durch  Art  III).  III  + 112  der  Verfassung  gewähr- 
leistet. 


(2)  Sondermaßnahmen  jeder  \rt.  die  die  Pressefreiheit  beeinträch- 
tigen. sind  unstatthaft. ....” 

Abgesehen  von  dieser  Definition  der  Pressefreiheit  in  den 
bundesdeutschen  Ländergesetzen  hat  das  Bundesverfassungs- 
gericht in  Karlsruhe  im  Beschluß  vom  1.3.1978  (NJW  1978, 
1621)  unter  Bezugnahme  auf  seine  grundsätzlichen  Ausführungen 
im  Hochschul  urteil  (BVerfGE  39.  79  I 12  ff  = NJW  1973.  1176) 
u.a.  ausgeführt; 

’ Damit  sich  Forschung  und  Lehre  ungehindert  an  dem  Be- 
mähen  um  Wahrheit  ausrichten  können,  ist  die  Wissenschaft  zu 
einem  von  staatlicher  Fremdbestimmung  freien  Bereich  persön- 
licher und  autonomer  I erantuortung  des  einzelnen  Wissenschaft- 
lers erklärt  worden.  Damit  wird  zugleich  zum  Ausdruck  gebracht, 
daß  Art.  ö III  (,(,  (Grundgesetz)  nicht  eine  bestimmte  Auffassung 
von  der  Wissenschaft  oder  eine  bestimmte  Wiste n schaf tsth eorie 
schätzen  Will.  Seme  Freiheitsgaranlie  erstreckt  sich  vielmehr  auf 
jede  wissenschaftliche  Tätigkeit,  iLh.  auf  alles,  was  nach  Inhalt 
und  form  als  ernsthafter  planmäßiger  Versuch  zur  Ermittlung  der 
Wahrheit  anzusehen  ist.  Dies  folgt  unmittelbar  aus  ih  r pringipiol 
len  I na hge schlossen  heit  jeglichen  wissenschaftlichen  Bemühens. 
Diese  in  Art.  5 III  CG  enthaltene  Werten Ischcidung  beruht  auf 
der  Schlüssel/ unk tion,  die  einer  freien  W issenschaft  sowohl  für  die 
Selbslveruirklichung  des  einzelnen  als  auch  für  die  gesamtgesell- 
schaftliche Entwicklung  zukommt. ... 

In  einem  jeden  Staat  der  westlichen  Welt  gelten  oder  sollten 
gelten  - diese  gleichen  Grundsätze,  auch  m.W.  in  Österreich.  Mir 
ist  keine  Verfassung  und  auch  kein  Gesetz  in  irgendeinem  Staat 
der  westlichen  Welt  bekannt,  das  den  einzelnen  Menschen  oder 
gar  Wissenschaftlern  vorschrribt.  zu  welchen  Meinungen  oder 
wissenschaftlichen  Erkenntnissen  in  hrzug  auf  historische  Ge- 
schehnisse des  eigenen  oder  eines  fremden  Volkes  der  einzelne 
Burger  zu  kommen  und  welche  er  folglich  zu  äußern  habe.  Auch 
- soweit  ich  unterrichtet  bin  - die  österreichische  Verfassung 
oder  die  österreichischen  Gesetze,  der  österreichische  Staat.sver- 
trag  oder  sonstige  Verträge  Österreichs  haben  solches  nicht  defi- 
niert oder  auch  nur  thematisch  an  klingen  lassen. 

Ist  dies  in  Österreich  für  den  österreichischen  Staatsbürger 
nicht  definiert  weder  in  bezug  auf  Österreichs  Geschichte  noch 
auf  historische  Vorgang«-  fremder  Länder  , so  natürlich  auch 
nicht  für  Fremde.  Die  Bezirkshauptmannschaft  Zell  am  Ser 
kommt  nun  zu  dem  Spruch,  «laß  ein  einreisender  Fremder  über 
die  Geschichte  seines  also  des  für  Österreich  fremden  Volkes 
Vorstellungen.  Überzeugungen.  Darstellung» weisen  mitztlbringen 
halse,  die  «ler  Auffassung  der  Bezirkshauptmannschaft  Zell  am  Sec 
ohne  Abweichung  entsprechen.  Selbst  wenn  sich  dieser  Fremde  in 
kein«-rlei  innerösleneic bische  Angelegenheiten  einmischt,  weder 
Osteririchs  Geschichte  noch  Politik  kritisiert,  herabsrtzt  oder 
angrcifl.  gegen  keinerlei  österreichische  Gesetze  verstoßt,  selbst 
weder  vorbestraft  ist  noch  von  Interpol  gesucht  wird,  sondern 
lediglich  F.inladungrn  österreichischer  Freunde  gefolgt  .ist,  um 
ihnen  neue  historische  Forschungsergebnisse  über  historische  Vor- 
gänge fremdvölkischer  Thcmcnbereiche  darzulegcn  Deutschland 
gilt  ja  der  Bezirkshauptmanns«  haft  Zell  am  See  als  fremdes  Land 
— , wrd  solches  Tun  mit  einem  10-jährigrn  Aufenthaltsverbot 
belegt,  nur  weil  dieser  Fremde  «Irr  pauschalen  Schulddiffamierung 
seines  - des  für  Österreich  fremden  Volkes  mit  wissenschaft- 
licher Akribie  entgegentritt. 

Als  Wissenschaftler  kann  ich  dazu  an  sich  nur  sagen,  daß 
solcherart  Brhordrncntschcidungen  wissenschaftliche  Forschung, 
jedwedes  Bemühen  um  bessere  Erkenntnis  erübrigen,  weil  die 
Bezirkshauptmannschaft  Zell  am  See  sich  langfristig  voraus  als 
besser,  als  einzig  richtig  informiert  auswrisL  Ein  Spruch  der 
Bezirkshauptmannschaft  bescheinigt.  was  historisch  wahr  hzw. 
nicht  wahr  ist.  Die  Bezirkshauptmannschaft  braucht  historische 
Wahrheitsbeweise,  selbst  wenn  sic  neu  sind,  auch  nicht  zu  prüfen. 
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weil  sie  ohnehin  weiß,  was  wahr  ist. 

Aber  abgesehen  von  dem  inhaltlichen  Problem  eines  solchen 
Spruches  bleibt  doch  auch  fest/ustellen.  daß  die  Verhältnismäßig- 
keit der  Mittel  bei  dem  vorliegenden  Spruchbeschcid  unangemes- 
sen ist.  Seit  I960  habe  ich  auch  in  Österreich  Vorträge  gehalten. 
Es  hat  in  all  den  Jahren  niemals  irgendwelche  Beanstandungen 
gegeben,  auch  nicht  in  jüngster  Zeit.  Niemand  der  anwesenden 
Herren  der  Kriminalpolizei  konnte,  wenn  er  ehrlich  berichtete, 
mir  nachsagen,  daß  ich  gegen  die  guten  Sitten  verstoßen.  Volks- 
verhetzung  oder  Rassenwahn  betrieben  hatte  oder  ähnliches,  was 
vielleicht  anstößig  hatte  sein  können.  Hatte  mir  jemals  einer  dieser 
Herren  den  Wunsch  seiner  Behörde  bekanntgcraacht.  dieses  oder 
jenes  Thema  nicht  zu  berühren,  das  - wenn  es  auch  gesetzlich 
nicht  genau  definiert,  so  doch  unerwünscht  sei.  so  halle  ich 
mich  an  den  Wunsch  der  Herren  des  Gastlandes  halten  können. 
Man  hätte  mir  ebenso  in  einem  Spruch  der  Bezirkshauptmann- 
schaft  kundtun  können,  daß  man  grundsätzlich  keine  Vorträge 
von  mir  mehr  in  Österreich  wünsche.  Aber  gleich  ein  10-jahriges 
Aufenthaltsverbot?  Nur  weil  ich  wissenschaftlich  nachzuweisen 
in  »Irr  Lage  bin,  daß  die  meinem  Volke  "bis  zur  letzten  Genera- 
tion" (Menachim  Begin  1981)  aufgeburdctc  Schuld  am  Ausbruch, 
«ler  Ausweitung  und  Brutalisierung  des  /weiten  Weltkrieges  sowie 
an  der  Vernichtung  von  6 .Millionen  Juden  wissenschaftlich 
widerlegbar  ist?  Dieses  Aufenthaltsvcrbot  schließt  ja  auch  un- 
politischen Urlaub,  sowie  wohl  auch  Durchreisen  nach  Italien  ein. 

Zur  Frage  der  Kriegsschuld  und  auch  zuin  Themenbereich 
Kriegsverbrechen  habe  ich  der  Öffentlichkeit  in  meinen  Publika- 
tionen '<»  umfangreiche  wissenschaftliche  Detailuntersuchungrn 
vorgelegt,  daß  ich  die  Bczirkshauplinannschaft  nur  darauf  hin- 
weisen.  liier  jedoch  nicht  in  sac  hlichen  Einzelheiten  alles  wieder- 
holen möchte.  Sollte  ich  mich  in  irgendwelchen  Einzelheiten 
meiner  Veröffentlichungen  geirrt  haben,  so  würde  ich  diese 
Intiimer  korrigieren.  Bisher  bestand  dazu  jedoch  kein  Anlaß. 
Nach  meinem  bisherigen  Wissenschaflsvcrständnis  muß  jedoch 
auch  rin  Irrtum  in  einer  Demokratie  erlaubt  bleiben  bzw.  gedul- 
det werden.  Wie  auch  immer  sich  Wahrheit  und  Irrtum  angesichts 
einer  Öffentlichen  Auseinandersetzung  schließlich  eines  lages 
auspendcln  werden:  stets  bleibt  dir  öffentliche  Auseinander- 
setzung notwendige  Voraussetzung  für  eine  richtige  Erkenntnis. 
Verbote  oder  Spruchbeschcide,  wie  z.B.  jener  der  Be/nkshaupt- 
man nscha ft  Zell  am  See,  tragen  nicht  zum  Fortschritt,  geistiger 
Weiterentwicklung,  zur  Anregung  zum  unabhängigen  Denken  bei. 
sondern  sind  Kennzeichen  überwundener  Zeiten. 

In  nahezu  6 Krirgsjahrrn  mörderischster  Kämpfe  in  ganz 
Europa  gegen  nahezu  alle  Weltmächte  unter  Einsatz  aller  damals 
bekannten  Waffen  hat  Deutschland  ca.  3,5  Millionen  Soldaten  im 
Kampf  verloren,  mehr  als  I Million  weiterer  Soldaten  sind  nach 
Kriegsende  tot  in  Kriegsgefangenschaft  verblieben;  die  deutsche 
Zivilbevölkerung  hat  durch  den  zivilen  Bombenkrieg  über  I 
Million  Menschen  verloren;  infolge  der  Vertreibung  der  Deutschen 
aus  den  deutschen  Ostgebieten  sind  3.28  Millionen  Menschen  zu 
Tode  gekommen;  dies  bedeutet  insgesamt  10  Millionen.  Die 
Nachweise  für  dieses  Geschehen  sind  vielfältigster  Art;  inan 
braucht  für  die  Beweisführung,  daß  solches  geschehen  ist.  weder 
Zeugenaussagen,  noch  Gerichtsurteile,  noch  Sachverständigen- 
gutachten zweckgerichteter  Institute  für  Zeitgeschichte.  Zeit. 
Aufwand,  Größenordnung.  Beweismittel I.  Funde  hierfür  sind  mit 
der  Behauptung  zu  vergleichen.  Deutschland  habe  von  1941  bzw. 
19  »2  bzw.  1943  an  bis  Ende  Oktober  194  I.  also  in  4 bzw.  3 bzw. 
knapp  2 Jahren  (schon  in  dieser  Terminierung  gibt  es  fachwisven- 
sc haftlieh  keine  Klarheit’.)  6 Millionen  Menschen  spurlos  und 
während  des  Krieges  auch  unmerklich  und  unauffindbar  zum 
Verschwinden  gebracht  |das  wurde  die  doppelte  Einwohnerschaft 
von  ganz  Ostpreußen  bedeuten!).  Hinzu  kommt,  daß  diese  Be- 
hauptung auf  Geschehnisse  verweist,  die  sich  nicht  in  der  Öffent- 
lichkeit. sondern  ganz  streng  geheim  abge wickelt  haben  sollen. 


wobei  bis  heute  keine  international  beglaubigten  Untersuchungen 
an  Ort  und  Stelle  des  Geschehens  zugclasscn,  keine  technischen 
Untersuchungen  durchgefuhrt  worden  sind  (so  lauten  jüngste 
Feststellungen  des  Instituts  für  Zeitgeschichte  in  München!)  usw. 
Diese  Aussagen  werden  weitestgehend  auf  Zeugenaussagen,  frag- 
würdige Dokumente,  die  z.T.  nur  aus  mit  Srhreibmaschinenschrift 
beschriebenem  Papier  bestehen.  Gerichtsurteile  und  Sachgut ach- 
ten gestutzt,  die  - untersucht  man  sie  neutral  unbefangen  und 
detailliert  zu  einem  großen  Teil  Fehlschlüsse,  Widersprüche. 
Unvollkommenheiten,  technische,  chemische  oder  physikalische 
Unmöglichkeiten  enthalten.  Dieses  ist  heute  wissenschaftlich 
nachweisbar. 

Ich  will  auch  hier  in  diesem  Beruftingsanirag  dieses  Thema 
nicht  wissenschaftlich  auvdiskutie.cn.  Es  mag  der  weitere  Hinweis 
genügen:  Der  langjährige  Führer  des  Weltzionismus.  Nahum  Gold- 
mann. vermerkt  in  einem  seiner  neuen  Bücher  "Mein  Leben  als 
deutscher  Jude",  daß  beim  Abschluß  des  Luxemburger  Abkom- 
mens von  1952  zur  Wiedergutmachung  "niemand  eine  zureichen- 
de Vorstellung  von  der  gewaltigen  Zahl  der  anspruchsberechtigten 
Opfer  (sprich  Überlebenden*)  hatte"  (S.  440).  Auch  unter  dem 
Eindruck  dieser  Aussage,  die  zu  dem  weiteren  Eingeständnis  von 
über  I Millionen  Wiedergut machungxan trägen  führte  (S.  145. 
die  Presse  spricht  l>cn-its  von  ül>er  5 Millionen)  muß  doch  wohl 
ein  denkender  Mensch  diese  neuen  Erkenntnisse  gegenüber  den 
vorgetragenen  Behauptungen  aus  den  Jahren  1945-  1952  revidie- 
ren. Halle  man  also  von  1945  bis  1952  von  6 Millionen  ge- 
sprochen. so  kann  doch  nunmehr  nach  den  bis  dahin  unerwarte- 
ten rberlebensmcl düngen  und  Nachweisen  diese  Zahl  nicht  mehr 
gelten. 

Auch  von  einer  Brzirkshauptmannschafl  in  Österreich  sollte 
al\  legitim  angesehen  werden,  daß 

a)  »ich  ein  Fremder  wo  immer  er  sich  auch  in  der  Welt  auf  hält 
für  die  Sachaufklärung  geschichtlicher  Vorgänge  einsetzt,  die 
zumal  sein  fremdes  Volk  betreffen  und  seinem  - fremden 
Volk  angelastet  werden,  und 

b)  jeder  konstruktive  Denkansatz  zur  sachlichen  Lageanalyse  und 
Wahrheilfindung  seitens  einer  demokratischen  Regierung  un- 
terstützt  werden  sollte,  zumindest  aber  einen  gleichberechtig- 
ten Stellenwert  neben  geduldeten  lügen.  Irrtümern  und  Kritik- 
losigkeit eingeraumt  bekommen  müßte. 

Solche  Den  kan  sätze  hingegen  mit  Aufenthallsvcrbotcn  u.a.  zu 
unterbinden,  verhindert  einen  geistigen  Fortschritt  und  wider- 
spricht  dem  Verfassungsauftrag  eines  demokratischen  Staates. 
Und  es  zahlt  sich  auch  politisch  nicht  aus.  denn  ein  geistiger 
Fortschritt  ist  mit  solchen  Spruchbescheiden  ohnehin  nicht  auf- 
zuhalten, zumal  nicht  in  der  heute  eng  verflochtenen  Welt.  Im 
übrigen  meine  ich.  daß  der  der  historischen  Forschung  in  den 
letzten  Jahren  gelungene  Nachweis,  demzufolge  bei  allem  auch 
von  mir  nachempfundenen  Schmerz  für  die  Kriegsopfer  aller 
Seilen  nicht  6 Millionen  Juden  umgekommen  oder  umgcbracht 
worden  sind,  eine  rrfieulichc  Nachricht  ist.  dir  auch  den  Nachbar- 
völkern Deuts«  hlands  zugutckommen  müßte,  keinesfalls  aber  die 
Nachbarvölker  Deutschlands  schädigen  könnte. 

In  einer  sachlichen  Stellungnahme  zum  Sprue hbcschcid  der 
Bezirkshaupt  mann schaft  Zell  am  See  muß  ich  mich  auch  gegen 
die  unbewiesene  Unterstellung  wenden,  ich  hätte  einen  "rechts- 
extremistischen"  Verlag.  Was  heißt  denn  das  konkret?  Nur  weil 
dieser  Verlag  von  der  allgemeinen  Meinung  abweichende  Erkennt- 
nisse vermittelt,  wird  CT  gleich  mit  einem  diffamierenden  Beiwort 
versehen,  ohne  daß  ein  solcher  Diffamiercr  auch  nur  den  gering- 
sten Beweis  für  die  Verwendung  eines  solchen  Schlagwortes 
anzutreten  braucht.  F.s  ist  dabei  auch  kaum  anzunehmen,  «laß  ein 
Angehöriger  der  Brzirkshauptmannschafl  Zell  am  See  die  Publika- 
tionen meines  Verlages  gelesen  hat. 

•J  ergänzt  vom  Vert. 
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Über  die  Kriegssehuldfrage  des  Ersten  Weltkrieges  hat  es  eine 
unermeßliche  Fülle  von  publizierten  Untersuchungen  selbst  mit 
unterschiedlichsten  Aussagen  gegeben,  ohne  daß  jemand  auf  den 
Gedanken  gekommen  war.  den  einen  oder  den  anderen  \utorrn 
mit  Ausdrücken  zu  belegen,  die  ihn  der  Diffamierung  durch  Hinz 
und  Kunz  anheimgaben.  Warum  nur  glaubt  man  in  bezug  auf  die 
Schuldfrage  des  Zweiten  Weltkrieges  nur  Spruchverdikte  auf  der 
einen  und  Diffamierung  auf  der  anderen  Seite  dulden  zu  sollen, 
hingegen  keine  öffentliche  Auseinandersetzung  in  der  Sache?  Ein 
solches  Verhalten  ist  nicht  dazu  angetan,  au»  den  Kriegen  der 
Vergangenheit  lur  die  friedliche  Gestaltung  der  gefährlichen  Zu- 
kunft zu  lernen!  Wir  leben  heute  allesamt  in  Europa  in  einer  Zeit 
höchster  Gefahr,  unermeßlicher  Rüstungen  und  Vcrnichtungv- 
Waffen,  so  daß  es  sehr  wohl  angebracht  ist,  auch  die  Vorgeschich- 
te des  Zweiten  Weltkrieges  sachlich  und  objektiv  zu  untersuchen 
und  Vergleiche  mit  der  Gegenwart  zu  ziehen,  um  nicht  aus 
Dummheit  oder  Feigheit  die  Entwicklung  zu  einem  Dritten 
Weltkrieg  zu  unterstützen.  Diffamierende  Sehlagwortc  gegen  wen 
auch  immer  helfen  uns  da  nicht  weiter,  sondern  allenfalls  Respekt 
vor  der  substantiiert  und  emotionslos  vorgetragenen  Sachanalyse 
eines  Andersdenkenden.  Nur  Sachlichkeit  und  Wahrheitswille 
werden  uns  allesamt  in  Europa  und  in  der  weltweiten  Politik 
überhaupt  eine  friedliche  Gestaltung  der  irdischen  Lebensverhält- 
nivse  auf  Dauer  ermöglichen.  Ich  hin  auch  naturwissenschaftlich 
soweit  vorgcbildet,  daß  ich  in  der  geschichtlichen  Entwicklung  der 
Menschheit  naturgesetzliche  Zusammenhänge  wirksam  »ehe.  die 
insbesondere  auch  für  die  Schuldverstrickung  im  l-ehen  der 
Völker  verantwortlich  sind.  Wie  auch  immer  dies«-  letzte  Beweis- 
führung hierfür  auch  ausfallen  wird.  — meine  wesentlichen  Ver- 
arbeiten hierfür  habe  ich  in  meinen  beiden  Binden  “Die  Welt- 
anschauung des  Wissens"  der  Öffentlichkeit  vorgrlegt.  Sie  helegen 
dem  unbefangenen  wie  auch  dem  ganz  und  gar  nicht  wohlmeinen- 
den I.eser.  daß  ich  an  alle  diese  Probleme  keineswegs  mit  partei- 
lich engem  Horizont  herangehe,  sondern  ganz  im  Gegenteil  auf 
Zusammenhänge  verweise,  die  seihst  die  Wissenschaft  bisher  nicht 
beachtet  hat. 

Zur  Diffamierung  mittels  Schlagworten  zahlt  auch  die  Be- 
hauptung der  Bezirkshaupt  man  nsc  halt  Zell  am  See.  ich  hatte  in 
meinen  Schriften  "jegliche  an  den  Juden  begangene  Verbrechen 
geleugnet".  Der  Be/irkshauptmannsehafr  ist  sicher  bekannt,  daß. 
wenn  ich  «lies  tatsächlich  so  geleugnet  halte,  ich  in  der  Bundes- 
republik Deutschland  langst  ein  Strafverfahren  hatte  und  verur- 
teilt worden  wäre,  da  im  Bundesgebiet  gerade  in  dieser  Frage, 
wenn  auch  nicht  in  Form  von  Gesetzen,  so  doch  in  «kr  Spnich- 
praxis  «ler  Gerichte  dogmatisch  harte  Urteile  gesprochen  werden. 
Dennoch  ist  in  der  Bundesrepublik  und  muß  e»  auch  sein,  wenn 
Demokratie,  Meinung*-  und  Wissenschaftsfreiheit  gewährleistet 
werden  sollen  erlaubt,  in  Detailuntersuchungen  Falschdarvtel- 
lungen,  Übertreibungen,  Fälschungen,  als  solche  zu  kennzeichnen 
und  Propaganda  von  Talsachenfeststellungen  zu  differenzieren.  So 
habe  ich  mich  in  allen  meinen  historischen  Publikationen  gegen 
Propagandabehauptungen  und  für  historische  Wahrheitsforschung 
eingesetzt.  Daß  sich  solche»  Verhalten  in  heutiger  Zeit  womöglich 
nur  ein  wirtschaftlich  unabhängiger  Historiker,  nicht  hingegen  ein 
beamteter  Behör«lenlciter  oder  Angestellter  im  öffentlichen 
Dienst  leisten  kann,  spricht  nicht  gegen  meinen  Einsatz  und  auch 
nicht  gegen  meine  Forschungsergebnisse. 

Abschließend  möchte  ich  noch  fcststellen.  daß  ich  bei  allem 
Unverständnis  für  den  Spruch  und  die  eingangs  herangezogenen 
Vorhaltungen  der  Bezirkshauptmannschaft  doch  die  Fairness  im 
letzten  Abschnitt  des  Spruchbescheides  als  wohltuend  empfand, 
mich  nicht  zu  beschuldigen,  die  öffentliche  Ruhe.  Ordnung  oder 
Sicherheit  in  Österreich  gefährdet  zu  haben,  sondern  mir  im 
Endeffekt  nur  vorzuhalten,  "öffentlichen  Interessen'*  zuwider- 
zulaufen. 


Die  Definition  dessen,  was  "öffentlichen  Interessen  zuwider- 
laufen"  bedeutet,  ist  jedoch  für  einen  Fremden  nicht  faßbar, 
zumindest  nicht  im  vorhinein  Daher  konnte  sich  ein  Fremder 
darauf  nicht  vorher  cinstrllcn.  Aus  diesem  Grunde  ist  aber  auch 
die  Harte  des  Sprurhbcschcides  besonders  unangemessen,  und  es 
hatte  genügt,  mir  durch  Spruchbescheid  kundzutun,  «laß  «ler 
österreichischen  Regierung  des  öffentlichen  Interesses  wegen 
meine  Vortrage  aus  diesen  oder  jenen  Gründen  unerwünscht  seien 
«»der  daß  ich  bestimmte  Themenberciche  bei  meinen  Vorträgen 
tunlichst  aussparen  möge  oder  auszusparen  hätte.  Ich  hätte  dann 
selbst  die  mir  als  Gast  in  einem  Gastland  obliegenden  Pflichten 
auch  dann  ein/uhallen  gewtißt.  wenn  gerade  «liesc  Themen  von 
meinen  prisaten  Einladen»  gewünscht  worden  wären.  Bisher  jeden- 
falls wußten  selbst  diese  privaten  österreichischen  Einlader  nichts 
von  unerwünschten  I hemen  oder  nicht  erlaubten  Meinungen, 
sonst  hatte  ich  «lies  bestimmt  von  jenen  erfahren  und  mich  danach 
ausrichten  können.  Doch  ohne  Vorlauf  einer  spezifizierten  Bitte, 
Anregung  oder  Warnung  ein  aus  heiterem  llinunel  heschiedcnes 
10- jähriges  Aufenthaltsverbot  mit  Krimmalfallakzent  kann  ich 
schlecht  mit  meinem  Ehrgefühl  und  Demokratievcrständnis  ver- 
einbaren. 

Man  sollte  zudem  bedenken,  daß  die  Definition  dessen,  was 
"im  öffentlichen  Interesse  liege",  in  cin«T  Demokratie  bzw, 
pluralistischen  Gesellschaft  eine  mehr  «>«ler  weniger,  stet»  wech- 
selnde parteipolitische  Definition  ist,  sich  aber  jedenfalls  nicht  aus 
den  Grundsätzen  einer  demokratischen  Staatsform  und  ihren 
gewährleisteten  Frcihcit.vrcehtcn  herleitet.  Die  Frage,  ob  es  im 
öffentlichen  Interesse  eines  demokratischen  Staates  liege,  der 
Öffentlichkeit  amtliche  Verdikte  zu  präsentieren,  die  auch  den 
eigenen  bclr«>ffenen  Staatsbürgern  nachweisen,  «laß  es  trotz  gegen- 
teiliger Beteuerungen  und  Verfassungsnormen  in  Wirklichkeit 
selbst  für  Wissenschaftler  keine  Meinungsfreiheit  und  Forschung*- 
berechtigung  in  wesentlichen  Kernfragen  der  politischen- histori- 
schen Urteilfindung  gibt,  «»der  ob  cs  nicht  «loch  sinnvoller  wäre, 
eine  sachliche  Geschichtsforschung  ohne  Verbote  zu  ertragen,  ist 
möglicherweise  nur  von  Männern  mit  großem  Format  im  Sinne 
eines  aufrechten  Demokrat  ieverständnisseslzu  beantworten  und  zu 
entscheiden.  Ich  meine,  daß  auch  unter  diesem  Aspekt,  um  «lie 
Glaubwürdigkeit  und  Beständigkeit  unserer  westeuropäischen 
Ordnungsgrumilagen  zu  erhalten,  die  Entscheidung  «lei  Brzirks- 
fuuptmannschaft  Zell  am  See  überprüft  und  abgeändert  bzw. 
aufgehoben  werden  sollte. 

Sollte  der  Spruchbc scheid  der  Bczirkshauptinannschaft  Zell 
am  See  nicht  aufgehoben  «»«ler  ahgeändert  werden,  so  kundige  ich 
hiermit  an.  daß  ich  den  anstehenden  Sachverhalt  publizieren 
werde,  denn  da  ich  als  Autor,  Verleger  unil  Referent  im  öffent- 
lichen Ix-ben  stehe,  bin  ich  schon  aus  diesem  Grunde  gezwungen, 
mich  gegen  öffentliche  Diskriminierung  zu  wehren. 

Ich  beschließe  diese  Berufung  mit  dem  Antrag  auf  Aussetzung 
der  Vollziehung  des  mir  zugegangenen  Bescheides  bis  zur  rechts- 
kräftigen Entscheidung  des  Bescheides  durch  ein  österreichisches 
Gericht,  wobei  ich  mich  bis  zu  einer  solchen  Entscheidung 
verpflichte,  in  Österreich  keine  politischen  Vorträge  mehr  zu 
halten.  Bitte  seien  Sic  zudem  s«>  freundlich  und  geben  mir  eine 
weitere  Krchtsmittelbelchriing  un«l  einen  Hinweis,  inwiefern  ich 
zur  Wahrnehmung  meiner  Rechtsintcressen  in  dem  vorliegenden 
Fall  mir  in  Österreich  einen  Rechtsanwalt  verpflichten  und  ich  für 
die  hierfür  notwendigen  Erörterungen  nach  Österreich  cinroisen 
darf  cxler  nicht. 

Hochachtungsvoll 
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Von  Amts  wege 
zur  Kenntnis 
zu  nehmen 


Der  heutige  österrei- 
chische Oberpolizei- 
rat Kurt  Hacker  lei- 
tet das  in  eine  Ge- 
denkstätte verwan- 
delte einstige  KL- 
Mauthausen.  Hacker 
durchlitt  Buchen- 
wald und  Auschwitz. 
Als  ein  Teil  des  Hol- 
lywood-Films "Holo- 
caust" in  Mauthau- 
sen gedreht  wurde, 
wirkte  Hacker  bera- 
tend mit. 


Fischer  t 1 ■ **  *>» 

, 1.  August  197H  an  die  KZ-Gedenkslättc  icilung  IV/-I.  Aus  diesem  Grunde,  aber  auch  da  zahlreiche  An- 
Lichtbilder  des  ehemaligen  Konzentration*-  fragen  beim  Museum  Mauthausen  zu  der  aufgeworfenen  Frage 
urdr  mir  in  Kopie  übermittelt.  Als  Antwort  einlangten,  wurde  eine  Untersuchung  eingeleit  et.  die  folgendes 
, Ergebnis  der  Angestellten  Erhebungen  in  ergab: 

mittein.  Vorhandene  Dokumente 

Hochachtungsvoll  , . „ , 

Hacker  Aus  den  Archivdokumenten  ist  zu  ersehen,  dal!  ein  Haltung 

Oberpolizeirat  de»  Kl.  Mauthausen,  der  aus  Österreich  gebürtige  Hans  Bonare- 
witz,  geboren  am  28.  Juli  1909.  im  Juni  1912  aus  dem  Lager 

des  Konzent.alioa.laBe.liaf.ling,  Han.  Bona  näeh.ce.  Da»  benutzte  «.  .in.  d"  großen  Ki.t.n  di.  in  der 

Haftlingstischlerci  angefertigi  und  meistens  ohne  Kontrolle  auf 
Lastwagen  der  SS  aus  dem  I-iger  an  die  Besteller  geliefert  wurden. 

. / . i.-  k^ikuno  497^  Es  gelang  ihm  tatsächlich  in  einer  Kiste  versteckt  den  Lager- 

o kstum  und  /eilgcschuhtsschrcihung.  * K , . . . . . ,,  .„u  1049  wieder 

esrepublik  Deutsch, i.t  in.  |ahre  .97ßein  W' 

^mTd,0W  lendv' «lehn«  Tji  wie*,  mg.iff.nrn  Finch, finge  an.  einen.  Konten,,., ion.I.g.r 

,1,  denen  Au.or  Id«  Walendy  «...hn.,.  Auf  J.  A „ lalJ  v„,  den  angetrrt.n.n  Häf.lingcn  nhn. 

,aup,„derAn,o,  daßbe«,mm,,  Fo.ogrd..n  CricM, .„fahren  gehlin g..  Am  Tage  die«,  Hinrieh- 

e.„g,  seien«  sondern  f.emalde.  d,e  na.hhe,  ^ „*m|kh  jm  30.  Juli  ,942,  norde  er  auf  einen  Handkarren 
darsteUcn.  «-Mellt,  auf  dem  auch  die  bei  der  Flucht  benützte  Kiste  am 

Cl"  .HJ‘ P,3""  Handkarren  Pl.„  haue.  Die  Ki..e  war  „,i,  de.  Aufsehrif,  'Warum 

eken  des  Kon««n.ra„on.lagcr,  M*»>hau»«.  «hweifen.  wenn  da.  Gut,  lieg,  so  nah"  und  "Den 

Hafllingsmusikkapelle  marsch, m,.  Den  Mu-  hcn-  in  Kurrcn.schrifl  versehen.  Der  Kamen  wurde 

" Kl'idun*  ,o1*  *“  d"  V“,®^  /um  Gaten  gezogen.  wöbe,  vor  ihm  eine  aus  Häftlingen  gebildete 

,uf  ihm  s.eh,  cm  Mann  m„  e.nem  Bumlel  am  c||r  marsch, er,,  und  l.iede,  wie  "Alle  Voglern  sind 

emc  Kis,e.  Im  Hm, ergründ  -md  Mannm  und  ..Komm  ,unick.."  spielen  mußte.  Während  des 

"■  . .....  , | „ ,r  Marsches  über  den  Appellplatz  sind  offenbar  die  Fotografien 

,e,.  um  seme  I heor.e  » beweisen cnlslandcn.  dif  Gegen., and  de,  oben  erwähn, en  Puhlika.ion  sind. 
,e  P"roncn  anatomisch  unr.ch.ig  dargceU.  Atct,Kj„,  M allth  Rundschreiben  des  Reichssichcrhe,«»- 

„ nur  auf  gemalien  B.ldern,  mehl  aber  auf  ^ rf„  im  Augu„  ,942  die  Kommandan,en_ alle.  Kl. 

,men  könne.  Z.B.  habe  em  Mus, kan,  au  uefc  P „„  bonem  Anlaß"  ihre  besondere  Wachsamkei,  auf 

aale  Schultern  die  Relanonen  , waschen  Kopf  ™ „nd  Bcha„nilse  au  rieh.en. 

unrichtig,  auch  die  Schuhgröße  weise  I nter-  P 

gene.  die  vor  dem  Karren  gehen,  hätten  un-  Aussagen  von  Augenzeugen 

-.Männer  aber  zu  schmale  Beine,  der  am  Karten  u 

cke  Hand.  Zum  Vergleich  laß,  de,  Au.o,  awei  Einige  de,  im  Spalier  befmdl.ehen  ehemal, gen  «afUrnp  des 

,e  neben  djn  von  ihm  angeawcifcl.cn  Fo.o  KI.  konn.en  nach  den  Fo.ograf.en  „kann,  und 
Er  komm,  ao  dem  Schluß,  daß  bei  den  werden.  Zwei  in  Frankreich  lebende  Personen  namheh  Inan 

• normale  anatomisch,  Ausmaße  de.  mensch-  Diego-  Herrana.  Paris  1 9.  ruc  PC.  I 4.  wk  und  Fel, pe  Yebrne.- 

den  Fotografien  aus  dem  KonaenUa.ionslage,  Rom  Mon.reuil-souvBoU,  17  „n passe  des  Chan, creme.  wh 

h „nna.ürliche  GroBeuverhältnisse  au  sehen  wurden  am  4.  „nd  5.12.1978  aum  Sachverhalt  als  Zeugen  c 

nommen.  Ihre  Aussagen  vor  dem  Directeur  Central  de  la  Police 

-n  Fotografien  sind  im  Museum  der  Gedenk-  Iudiciaires”  im  französischen  Innenministerium  und  dem  "ln- 

ausgestellt  und  befinden  sich  auch  in  der  specteur  de  Fad  ministrat.on  ' des  Französischen  tntcrnchts- 

Riindrsministeriums  für  Inneres,  Ab-  minüteriums  vermitteln  übereinstimmend,  daß  sic  den  Häftling 


Hans  Bonarewitz  sowohl  wahrend  jener  Tage  gesehen  haiicn.  wo 
er  nach  der  Flucht  in  der  Mähe  des  Lagertores  aufgestellt  worden 
sei.  als  auch  die  Hinrichtung  unter  Musikbegleitung  mitzuerleben 
gezwungen  worden  seien.  Beide  gaben  unabhängig  voneinander 
an.  auch  informiert  gewesen  zu  sein,  wieso  es  davon  Bilder 
gegeben  habe.  SS-Bewacher.  die  wiederholt  im  Lager  fotografier- 
ten. hätten  ihre  Filme  zum  Entwickeln  dem  sogenannten  “Er* 
kennungsdienst"  übergeben.  In  diesem  "Erkennungsdienst"  sei 
der  spanische,  inzwischen  jedoch  schon  verstorbene  Häftling 
F ranzisco  Boix,  ehemaliger  Pressefotograf,  beschäftigt  gewesen, 
der  als  Fachmann  im  Labor  die  von  SS- Männern  gemachten  Fotos 
entwickelt  habe.  Boix  sei  es  gelungen,  eine  größere  Anzahl  von 
Kopien  der  ausgearbeiteten  Bilder  anzu fertigen  und  aus  dem 
Utger  zu  bringen.  Als  Boix  nach  Ende  des  Krieges  in  das  zivile 
Leben  zurückkehrte  und  sich  in  Frankreich  etablierte,  hätte  er 
diese  Bilder  dorthin  gebracht. 

Zu  der  Person  des  bereits  verstorbenen  Boix  konnte  ermittelt 
werden,  daß  es  sich  um  den  Häftling  Nr.  5.185.  mit  vollem  Namen 
Francesco  Boix-Campos  handelt,  der  im  Nürnberger  Prozeß  (offi- 
zielle französische  Ausgabe,  Seite  I »2  und  143)  zu  dieser  Bil.ler- 
scric  vernommen  wurde.  Boix  sagte  damals  aus.  e%  handle  sich  um 
einen  österreichischen  Häftling,  der  als  Tischler  in  einer  Kiste  aus 
dem  Lager  zu  flüchten  versuchte,  nach  einiger  Zeit  aber  wieder 
ergriffen  und  schließlich  gehängt  wurde,  nachdem  er  unter  Musik- 
begleitung zum  Galgen  gekarrt  worden  sei.  Die  l*ezuglichrn  Foto- 
grafien aber  habe  der  SS-Oberu  h.irführer  Fritz.  Komak  aufge- 
iio  in  inen. 

F.in  weiterer  ehemaliger  Häftling,  der  Bundesbcdicnstetc 
Manuel  Gare ia-Barrado.  wohnhaft  in  Marbach  Nr.  38.  O.sterr.. 
wurde  an  seinem  Wohnort  von  Obcrpolizeirat  Hacker.  Bundes- 
■Ministerium  für  Inneres,  vernommen.  Garcia  bestätigt  vollständig 
die  bereits  zitierten  Ereignisse  um  Bonarewilz.  denn  auch  dieser 
Zeuge  hat  im  Spalier  die  Hinrichtung  mitansehen  müssen  und 
kannte  schließlich  sehr  gut  den  Mithäftling  Francesco  Boix.  von 
«lein  er  schon  während  seiner  Haftzeit  streng  vertraulich  die 


Information  erhalten  habe,  die  angefertigten  Kopien  seien  unter 
Mithilfe  der  damals  in  der  Ortschaft  Mauthausen  wohnhaften 
Angestellten  P«»intner  (Köchin  in  einem  Ziegclcibctrieb)  aufbe- 
wahn  worden.  Garcia  erklärte,  ebenso  wir  die  in  Frankreich 
vernommenen  Zeugen,  daß  dir  ihm  vorgelcgten  Bilder  durchaus 
echte  Fotografien  seien  und  keineswegs  Gemälde  darstellcn. 

Gutachten 

Da  der  Autor  Walendy  anatomisch-medizinische  Unrichtig- 
keiten bemerkt  haben  will,  wurde  der  Chefarzt  der  Polizridirrk- 
lion  Wien  und  gerichtlich  beeidete  Sachverständige.  Hofrat  Dr. 
Franz  Graf,  gebeten,  ein  Gutachten  zu  dieser  Frage  abzugeben. 
Hofrat  Dr.  Graf  hat  am  10.  Jänner  1979  bekanntgegeben,  die 
fraglichen  Bilder  unter  dem  Titel  “Häftling  wird  unter  Musik- 
begleitung zum  Galgen  gekarrt"  stellten  Fotografien  dar.  Alle 
^gebildeten  Einzelheiten  entsprächen  richtigen  anatomischen 
Ausmaßen  und  Gegebenheiten.  Ein  Vergleich  zwischen  fotogra- 
fierten Personen  und  fotografierten  menschlichen  Skeletten,  wie 
dies  der  Autor  versuchte,  sei  unwissenschaftlich  und  lasse  keine 
Schlußfolgerungen  «ler  Art  zu.  daß  es  sich  um  Gemälde  und  nicht 
um  Fotos  handle. 

Schlußfolgerungen 

Aus  allen  vorgebrachten  Untcrsuchungseinzrlergebnissen  gehl 
hervor,  daß  dir  im  Museum  des  ehemaligen  Konzentrationslagers 
Maulhausen  über  die  Flucht  «les  Hans  ßonarewitz  ausgestellten 
Fotografien  und  Dokumente  mit  Sicherheit  echt  sind  und 
Tatsachen  widerspiegeln,  dir  zieh  im  Juli  1912  im  damaligen  Kl. 
Mauthausen  ereigneten. 

Dir  Originale  «ler  Aussagen  und  «les  Gutachtens  werden  in  das 
Archiv  des  llundesministeriums  für  Inneres.  Abteilung  IV/4,  unter 
der  Ziffer  E 20/4567  ringe  reiht. 

Hacker 

Oberpolizrimi 


“Häftlinge  wurden  unter  Musikbegleitung  zum  Galgen  gekarrt.  Das  dafür 
vorgeschriebene  Lied  war ‘Alle  Vöglein  sind  schon  da'." 

Mit  diesem  Bildtext  veröffentlicht  in  Robert  Xeumann  '‘Hitler  - Aufstieg 
und  Untergang  des  3.  Reiches"  München.  Basel.  Wien  1961  Desch  Verlag  S. 
176.  6 

gleichermaßen  veröffentlicht  in  einigen  polnischen  Büchern. 


Dieses  Bild  ist  ein  Gemälde. 
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An  das  Bundcsministcrium 

des  Innern  der  Republik  Österreich 

z.H.  Herrn  Oberpolizeirat  Hacker 

Postfach  100  Vlotho,  10.3.1979 

A 101 4 Wien 

Retr.:  AZ  350/35  - IV/4/79  Bericht  über  Bild  (bzw.  Foto) 
KZ-Häftling  Hans  BONARF.WITZ  “Alle  Voglein  sind  schon 
da.  ” 

Sehr  geehrter  Herr  Hacker! 

Mir  wurde  mitge teilt,  daß  zun»  o.a.  Sachverhalt  ein  Gutachten 
von  Hofrat  Dr.  Graf  vom  10.1.1979  vorliegen  solle,  in  dem 
festgestellt  sei.  daß  ein  Vergleich  von  fotografierten  Personen  mit 


fotografierten  menschlichen  Skeletten  unwissenschaftlich  sei. 

Aus  diesem  Gutachten  soll  hervorgehen,  daß  der  von  mir 
veröffentlichte  Bildfalschungsnachwcis  als  falsch  widerlegt  sei. 

Da  ich  aus  diesem  Grunde  ein  besonderes  persönliches  und 
fachliches  Interesse  an  diesem  Gutachten  hal»e.  möchte  ich  Sic 
bitten,  mir  eine  Kopie  zur  F.insicht  zuzuleiten. 

Sollte  dies  Kosten  verursachen,  so  stellen  Sie  mir  diese  bitte  in 
Rechnung. 

Auch  wäre  ich  daran  interessiert  zu  erfahren,  ob  dieses  Gut- 
achten bzw.  eine  Diskussion  darüber  veröffentlicht  werden  darf. 

Hochachtungsvoll 

Udo  Walendy 


Vergleichsbilder:  Rechter  Musikant  und  Knochenmann,  a)  identische  Körper- 
größe, b)  identische  Kopfgröße.  Man  achte  auf  die  Beckengegend,  die  Lange 
und  Plattheit  des  angehobenen  Fußes  mit  Schuh  und  vergleiche  den  normalen 
Fuß  eines  Menschen  dieser  Größe,  wobei  ein  Schuh  das  Bild  noch  umfang- 
reicher gestalten  müßte.  Man  prüfe  die  verwinkelte  Außenkante  des  Schiffer- 
klaviers. Man  zeichne  auf  Pergamentpapier  die  Konturen  des  Unterschenkels 
mit  Fuß  des  gleichgroßen  Knochenmannes  und  lege  es  auf  den  angewinkelten 
Fuß  des  Musikanten.  F.rgebnis:  das  linke  Knie  müßte  hinter  dem  rechten  Bein 
hervorscheinen,  was  nicht  der  Fall  ist. 


*»£#***#»## 

Sehr  geehrter  Herr  Fischer! 

Haben  Sie  verbindlichen  Dank  für  Ihre  Zeilen  vom 
6.  März  sowie  die  Zuleitung  des  Berichtes  vom 
Bundesministerium  des  Innern  der  Republik  Öster- 
reich 3507/35  IV/4/79  vom  20.2.1979  über  die 

Hinrichtung  des  KI.-Haftlings  Hans  Bonarrwitz. 

Ich  sehe  mich  in  diesem  Bericht  mit  Behauptun- 
gen konfrontiert  Zeugenaussagen,  Verfahren,  Do- 
kumenten bzw.  "Dokumenten"  , die  ich  weder 
narhprufen  noch  heurteilen  kann. 

Wenn  wie  geschehen  jedoch  in  dem  Bericht 
behauptet  wird.  I»ei  dem  zur  Debatte  stehenden  Bild 
"Alle  Voglein  sind  schon  da"  handele  es  sich  um  eine 
Fotografie  (diesbezüglich  angeführte  Zeugenaussagen 
ubergehe  ■«  h.  weil  sie  zur  Brwcisfähigkcil  ja  nichts 
besagen).  — weil  laut  Gutachten  des  Chefarztes  der 
Polizeidirektion  Wien  und  gerichtlieh  beeideten  Sach- 
verständigen llofrat  Dr.  Franz  Graf  erklärt  habe,  "ein 
Vergleich  zwischen  fotografierten  Personen  und  foto- 
grafierten menschlichen  Skeletten  sei  unwissenschaft- 
lich und  lasse  keine  Schlußfolgerungen  der  Art  zu, 
daß  cs  sich  um  Gemälde  und  nicht  um  Fotos  han- 
dele ",  so  richte!  sich  der  gesamte  Bericht  mit  diesem 
Inhalt  selbst.  So  etwas  ist  doch  grotesk!  Welche 
Prüfverfahren  soll  es  denn  sonst  geben,  als  Skelett- 
vrrgleiche ? Es  ist  doch  geradezu  irrig,  wolle  man 
behaupten,  der  "Geiger"  dieses  Bildes  habe  entgegen 
allen  menschlichen  Wesen  dieser  Welt  einen  Fuß,  der 
samt  Stiefel  schmaler  ist,  als  der  Raum,  der  allein  für 
die  Knochen  nötig  ist.  und  der  habe  einen  unmöglich 
kurzen  Unterschenkel  und  laufe  dennoch  wie  ein 
“normalci  Mensch".  Dies  ist  irn  übrigen  nicht  die 
einzige  Unmöglichkeit  dieser  "Fotografie". 

Ich  werde  mich  gleichzeitig  bemühen,  mir  dieses 
Gutachten  einmal  von  Wien  aus  anzufordern  bzw. 
senden  zu  lassen. 

Was  von  der  ganzen  Art  dieses  Sachverhaltes  zu 
halten  ist,  muß  ich  Ihrem  Sachverstand  überlassen. 
"Von  Amts  wegen"  sind  schon  vielerlei  Sachen  in 
dieser  Welt  behauptet  worden.  Bedenken  Sie  bitte, 
daß  bei  Vergrößerungen  der  Bilder  (also  auch  des 
Skelett-)  die  Unterschiede  zwischen  Realität  und 
jener  Zeichnung  noch  ganz  erheblich  mehr  in  Erschci- 
nung  treten. 

Mit  freundlichem  Gruß 
Udo  Walendy 
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Verlag  für  Volkstum  und  Zeitgeschichisforschung 
Einschreiben 

An  das  Bundesinnenministerium 
der  Republik  Österreich 
z.  H.  Herrn  Überpolizeirat  Hacker 
Postfach  100 
A 1014  Wien 

Vlotho,  11.4.1979 

Durchschlag  an  Herrn  Woifgang  Fischer 

Betr.:  AZ  350/35  - IV/6/79  Bericht  über  Bild  (bzw.  Foto) 
KZ-Häftling  Hans  Bonarewitz  "Alle  Vöglcin  sind  schon  da" 
Bezug:  Mein  Schreiben  vom  10.3.1979 

Sehr  geehrter  Herr  Harker! 

Am  10.3.1979  schrieb  ich  Ihnen  mit  o.a.  AZ  und  bat  um 
Durchgabe  des  von  Ihnen  behaupteten  “Sachverständigrnbe- 
nchts"  von  Hofrat  Dr.  Graf,  demzufolge  es  "unwissenschaftlich 


sei.  fotografierte  Personen  mit  fotografierten  Skeletten  zu  ver- 
gleichen". Aus  diesem  Gutachten  soll  hervorgehen,  der  von  mir 
veröffentlichte  Bildfakchungsnachweis  sei  falsch. 

Ich  stelle  hiermit  fest,  daß  Sie  mir  auf  meine  höfliche  Anfrage, 
die  der  Klärung  der  Sachlage  dienen  sollte,  keine  Antwort  gaben. 
Ich  muß  daraus  die  Schlußfolgerung  ziehen,  daß  Ihre  Darlegun- 
gen. die  Sic  Herrn  Fischer  gegenüber  schriftlich  gemacht  haben, 
unwahr  sind  und  Sie  es  sich  offensichtlich  nicht  leisten  können, 
mit  Fachleuten  eine  ernsthafte  Auseinandersetzung  zu  führen. 

Sollten  Sie  mir  auf  diesen  Einschreibebrief  ebenfalls  keine  der 
Sachaufklärung  dienende  Antwort  gehen  mit  z.B.  Einsichtnahme- 
möglichkeit  in  das  von  Ihnen  behauptete  Gutachten,  so  muß  ich 
unseren  Schriftwechsel  mit  der  von  mir  im  vorigen  Absatz 
gezogenen  Schlußfolgerung  als  beendet  betrachten  und  behalte 
mü  vor.  diesen  unseren  Schriftwechsel  zu  veröffentlichen. 

Mit  besonderer  Empfehlung 
Udo  Walendy 


Auch  dieser  Einschreibebrief  ist  ohne  Antwort  geblieben! 


„Solche  Historiker  sind  untragbar1 


>oo° 


Prüfstein  der  Geschichtsforschung 


° o 


° > 


I.in  Demokrat  kämpft  um  seine  Rehabilitierung 


. D * " dor  viel  zitierten  “zitternden  Hände“  des  Vorsitzenden  Richteis  Bogen  beim  Oberlandesgericht  Düsseldorf  bei 
der  Urteilsverkündung  im  Majdanek-Prozeß  waren  mit  Sicherheit  symptomatisch  auch  im  Hinblick  auf  die  zahllosen 
Schwierigkeiten  bundesdeutscher  Gerichte,  über  Fragen  der  Zeitgeschichte  objektiv  und  unabhängig  juristisch  zu  befinden. 
um*  aE  , * J®,d?ch  dlcsen  Problembereich  tangierende  Angelegenheit  haben  wir  vor  einiger  Zeit  im  sog.  "Fall 

* berichtet.  Bekanntlich  wurde  der  Nürnberger  Studiendirektor  Han*  Jürgen  Witsch  Anfang  1981  wegen  angeblicher 
TUd!Ra  ,l  T dim  1stadt,schen  Schuldienst  entlassen.  Inzwischen  konnte  Witzsch  jedoch  wichtige  Teilerfolge  im 
j»  b l wc*e"  Semer  En,lassung  erzielen.  Zwar  bestätigte  das  Ansbacher  Verwaltungsgericht  (Az:  AN  6 D 81  A.438)  die 
XSbiu*  Shus.P;:ndlcrunK  deKs  B^mten.  wies  aber  gleichzeitig  die  schweren  Vorwürfe  hinsichtlich  indossierender  Unterricht«- 
tatigkelt  inhaltlich  wie  auch  formal  zurück.  Lediglich  das  erwähnte  Flugblatt  “17.  Juni"  soll  nach  Meinung  des  Gerichts  eine 
mangelnde  politische  Mäßigung  eines  Beamten  erwiesen  haben.  ... 

Die  dabei  zutage  getretene  politische  Brisanz  wird  schon  an  folgendem  Satz  in  der  Urteilsbegründung  deutlich: 

Dem  Beamten  muß  aufgrund  der  bei  ihm  vorauszusetzenden  Intelligenz  auch  klar  sein,  daß  eine  Verkleinerung  oder 
Verharmlosung  der  Verbrechen  der  Führer  des  Dritten  Reiches  rechlsextrcmcn  Bewegungen  Vorschub  leistet.“ 

^ Dies  ist  allerdings  äußerst  mehrdeutig  aufzufassen.  Zunächst  fragt  sich  natürlich,  was  unter  einer  “Verkleinerung*’  oder 
Verharmlosung  zu  verstehen  ist.  Ist  es  eine  "Verharmlosung  der  Verbrechen",  wenn  mutige  Zeithistoriker  den  jüngst  in  die 
Weit  gesetzten  neuen  Horrorzahlen  von  angeblich  500.000  ermordeten  Zigeunern  im  Dritten  Reich  entgegentreten?  Ist  esoine 
Verkleinerung  von  NS- Verbrechen,  wenn  auf  die  Diskrepanz  von  eidesstattlichen  Zeugenaussagen  über  Veraasungen  im  KZ 
Dachau  und  der  Dementierung  durch  ein  Münchener  Zeitgeschichtsinstitut  1960  hingewiesen  wird?  Und  ist  es  schließlich 
,.:i?f.harT  °iUü?  ; wenn  auf*rund  1979  erstmalig  veröffentlichter  britischer  Diplomatenberichte  über  kriegslüsterne  polnische 
Militärs  der  Schluß  gezogetvwird,  daß  auch  das  Polen  des  Jahres  1939  nicht  gerade  den  Friedensnobelpreis  verdient  hat? 

Aul  die  naheliegende  Präge,  ob  nicht  gerade  die  Tabuisierung  gewisser  zeitgeschichtlicher  Themen  oder  die  Nichtveröffent- 
“Tanoh  7o°,k.spada^lsirch  unerwünschter"  Informationen  (z.B.  die  Feststellung  des  Bundeskriminalamtes,  daß  Teile  des 

^nn®.  F”nk,  .-ch  194o  geschrieben  worden  sind!)  durch  die  Presse  "rechtsextremen  Bewegungen  Vorschub" 
leisten  kann,  sind  die  Richter  leider  nicht  eingegangen. 

*}  Das  Ostpreußenblatt,  Hamburg  29.8.198t.  S.  4 

- Demokrat  hier  und  heute:  Stadtrat  Witzsch  wurde  inzwischen  seiner  Me.nung  wegen  aus  der  CSU  ausgeschlossen  - 
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Stellungnahme  des  Studiendirektors  Hans-Jürgen  Witzsch  zum  Gutachten  des  Instituts  für 


Zeitgeschichte  in  München  (IfZ)  im  Rechtsstreit  gegen  die  Stadt  Nürnberg  (Auszug) 


"Der  Kläger  betrachtet  das  IfZ  grundsätzlich  nicht  als 
wissenschaftliche  Instanz,  die  mit  der  gebotenen  Unab- 
hängigkeit und  Unvoreingenommenheil  über  historische 
Vorgänge  urteilt.  Dem  IfZ  sind  wiederholt  Fehlgutach- 
ten nachgewiesen  worden,  u.a.  von  dem  englischen 
Historiker  Irving  über  die  sog.  Tagebücher  des  Majors 
Engel  sowie  von  dem  deutschen  Historiker  Dr.  Alfred 
Schicket  z.B.  über  die  Lagcruniversitätcn  für  polnische 
kriegsgefangene  Offiziere.  Das  IfZ  sieht  sich  deshalb 
immer  wieder  berechtigter  Kritik  ausgesetzt,  die  nament- 
lich durch  die  Grundtendenz  des  IfZ  ausgelöst  wird,  die 
historische  Schuld  Deutschlands  aufzubauschen,  ohne 
auf  widersprüchliche  Aussagen  und  Dokumente  aus- 
reichend einzugehen,  und  andererseits  im  Kontext  dazu 
die  Schuld  der  alliierten  Mächte  entweder  zu  verschwei- 
gen oder  nur  als  Reaktion  auf  NS-Politik  zu  verstehen. 
Zutreffend  urteilt  darüber  der  renommierte  Historiker 
Prof.  Bolko  Freiherr  von  Richthofen: 

"Die  Veröffentlichungen  dieses  Instituts  können  ... 
an  der  wahrheitsgemäßen  Darstellung  des  Geschehenen 
nicht  Vorbeigehen,  versuchen  aber  z.T.  immer  wieder  aus 
einem  nicht  überwundenen  Ressentiment  gegenüber  der 
jüngsten  Vergangenheit  in  Deutschland,  die  wissenschaft- 
lichen  Erkenntnisse  diesen  Ressentiments  zu  unterwer- 
fen. so  daß  man  dieses  Institut  häufig  als  Propaganda- 
werkzeug zur  Aufnötigung  gewisser  gewünschter  Mei- 
nungen und  deren  Durchsetzung  ansehen  muß."  (B.F.v. 
Richthofen,  “Kriegsschuld  1939  - 1941".  Vaterstetten 
1975,  S.  205) 

Vgl.  dazu  auch  die  Ausführungen  in  "Student"  vom 
Juni  1981.  ...  Deshalb  hat  der  Kläger  dieses  Institut 
wiederholt  in  der  Öffentlichkeit  und  in  Fachkreisen 
angegriffen,  weshalb  ein  Gutachten  des  IfZ  bereits  aus 
dem  Grundsatz  der  Befangenheit  hatte  abgelehnt  werden 
müssen.  Bezeichnenderweise  ist  das  IfZ  in  seinem  Gut- 
achten auf  den  massiven  Vorwurf  gegen  das  Institut 
nicht  eingegangen,  das  der  Kläger  in  seinem  Flugblatt 
vorgebracht  hatte.  Auch  Dr.  Schickei  übt  in  seiner 
jüngsten  Veröffentlichung  deutliche  Kritik  am  IfZ  (Dr. 
A.  Schickei.  "Zeitgeschichte  am  Scheideweg".  Würzburg 
1981,  S.  7 - 8) 

Der  Gutachterin  des  IfZ.  Frau  Dr.  Ino  Arndt,  er- 
mangelt nach  eigenem  Bekunden  die  Voraussetzung  für 
eine  unvoreingenommene  wissenschaftliche  Arbeit  auf 
diesem  Gebiet.  Als  vereidigte  Sachverständige  beim 
Huscher- Prozeß  in  Nürnberg  1978  erklärte  sic: 


1. )  Sie  lese  Schriften  nicht,  die  geeignet  seien,  das  Dritte 

Reich  zu  exkulpiercn,  d.h.  sie  ignoriert  die  gesamte 
revisionistische  Forschung. 

2. )  Sic  verlasse  sich  auf  in  unbeglaubigter  Abschrift 

vorliegende  Dokumente. 

3. )  Sie  stütze  sich  auf  in  un beglaubigter  Abschrift  vor- 

liegende Dokumente  des  IMT  und  auf  Ergebnisse  in 
NS-Prozessen. 

Damit  läßt  sie  aber  das  Grundprinzip  jeglicher  Wis- 
senschaft außer  acht,  unvoreingenommen  und  gründlich 
zu  forschen.  Dies  führt  dann  wie  im  Fall  ihres  Gutach- 
tens über  das  Flugblatt  “17.  Juni  1953”  zu  Pauschal- 
urteilen und  abwegigen  Aussagen  über  historische  Vor* 
gängc. 

Dies  wird  bereits  beim  Gesamt  urteil  über  das  Flug- 
blatt deutlich: 

"Die  in  der  oben  genannten  Veröffentlichung  auf- 
gestellten Behauptungen  zu  zeitgeschichtlichen  Fragen, 
vor  allem  ....  haben  mit  der  historischen  Wahrheit  nichts 
zu  tun."  (S.  1) 

Das  IfZ  schränkt  also  sein  Urteil  nicht  ein,  es  verweist 
nicht  auf  die  Richtigkeit  von  Aussagen  und  auf  die 
Unrichtigkeit  von  anderen  Behauptungen,  die  cs  fest- 
gestellt  haben  will,  sondern  es  erklärt  pauschal  alles  für 
historisch  falsch  und  als  "Geschichtslegenden  rechts- 
extremer Herkunft"  (S.  1).  Für  das  IfZ  historisch  falsch 
sind  demnach  auch: 

1. )  Die  Untersuchungsergebnisse  renommierter  inter- 

nationaler Institute  zur  Zahl  der  Opfer  kommunisti- 
scher Gewaltherrschaft,  wie  sie  auch  offiziell  von  der 
CDU/CSU  übernommen  wurden. 

2. )  Die  offiziellen  Angaben  der  Bundesregierung  über  die 

Zahl  der  Opfer  der  Vertreibungsverbrechen  sowie  die 
diesbezüglichen  Berichte. 

3. )  Die  Aussagen  von  Nahum  Goldmann,  der  von  1956  - 

1968  Präsident  der  zionistischen  Weltorganisation 
war 

Aus  der  Vielzahl  sachlicher  Irrtümcr  des  IfZ  sei 
einiges  beispielhaft  hervorgehoben.  Es  beginnt  bereits 
mit  der  ersten  kritischen  Anmerkung,  der  genannte 
Nathan  Kaufman,  hieße  in  Wirklichkeit  Theodore  Kauf- 
man.  Wie  bereits  durch  Fotokopie  der  deutschen  Aus- 
gabe von  1941  bei  der  Einleitungsbehörde  vom  Kläger 
nachgewiesen  wurde,  hieß  der  genannte  Verfasser  Theo- 
dore Nathan  Kaufman.  der  in  der  Forschung  als  Theo- 
dore oder  Nathan  Kaufman  zitiert  wird.  Entgegen  der 
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Behauptung  des  IfZ  ist  der  Kaufman-Plan  von  Rooseveit 
zustimmend  zur  Kenntnis  genommen  worden. 

“Fr  (Rooseveit)  hat  sogar  ernsthaft  erwogen,  ob  man 
die  Deutschen  nicht  auch  sterilisieren  solle.  Als  Jackson 
( US-Chefankläger  vor  dem  IMT  in  Nürnberg  1945  - 
1946)  das  nicht  glauben  wollte,  schilderte  Roseman.  wie 
Rooseveit  amüsiert  eine  Skizze  von  einer  Maschine  an- 
gefertigt  habe,  mit  der  man  die  Operation  massenhaft 
durchfuhren  könnte.”  (David  Irving,  "Der  Nürnberger 
Prozeß”,  München  1979,  S.  17) 

F.in  völlig  unbedeutender  Außenseiter  konnte  Kauf- 
man  wohl  auch  nicht  gewesen  sein,  da  er  Präsident  der 
amerikanischen  Friedcnsgesellschaft  (!)  war.  Offenbar 
kann  das  IfZ  die  Tatsache  des  Kauf man- Planes  über- 
haupt nicht  in  den  historischen  Kontext  einordnen.  Er 
bedeutet,  daß  in  unverantwortlicher  Weise  ein  Massen- 
vernichtungsplan gegen  Deutsche  in  Form  einer  Zwangs- 
sterilisierung eines  Volkes  in  amerikanischen  Zeitungen 
und  Rundfunkprogrammen  diskutiert  werden  konnte, 
wobei  dies  in  einem  Land  geschah,  das  damals  noch  (bis 
1 1.12.1941)  dem  Namen  nach  neutral  war 

Tatsächlich  werden  heute  in  der  wissenschaftlichen 
Diskussion  gewichtige  Zweifel  an  der  Existenz  von  Gas- 
kammern in  Auschwitz  und  anderswo  vorgetragen.  Für 
die  bisherige  Annahme  sprachen  im  wesentlichen  nur 
Zeugenaussagen,  die  dazu  noch  äußerst  widersprüchlich 
in  sich  waren.  Allein  die  hartnäckig  vorgetragenen  Be- 
hauptungen über  Gaskammern  in  Dachau,  Buchenwald 
u.a.,  die  erst  zu  Beginn  der  sechziger  Jahre  endgültig  von 
der  Forschung  auch  des  IfZ  in  den  Beieich  der  Ge- 
schieh liegenden  verwiesen  werden  konnten,  hätten  für 
Forschung  und  Gerichte  Anlaß  zu  einer  kritischeren 
Überprüfung  sein  müssen 

Das  IfZ  konnte  zunächst  die  Hinweise  des  Flugblatts 
nicht  widerlegen,  wonach  aus  der  Fülle  der  Dokumente 
/um  Aufbau  des  Auschwitzkomplexes  einschließlich  von 
Birkenau  keines  vorgelegt  werden  konnte,  das  auf  den 
Bau  einer  Gaskammer  bezogen  werden  kann.  Das  IfZ 
weist  ferner  nicht  zurück,  daß  dem  dort  jahrelang  inhaf- 
tierten führenden  jüdischen  österreichischen  Sozial- 
demokraten Dr.  Kautsky  nichts  von  einer  Gaskammer 
bekannt  war.  Schließlich  kann  das  IfZ  auch  nicht  wider- 
legen,  daß  die  1979  veröffentlichten  amerikanischen 
Luftbilder  von  1944  ebenfalls  den  bisherigen  Behaup- 
tungen widersprechen.  Inzwischen  sind  durch  Dr. 
Schickei  aus  den  National-  Archives  in  Washington 
weitere  wichtige  Belege  gefunden  worden,  nämlich  die 
bemerkenswerte  Tatsacheen  4 Großangriffen  der  ame- 
rikanischen Luftwaffe  1944  auf  die  Industrieanlagen  von 
Auschwitz  (Nürnberger  Zeitung  vom  24.4.1981,  S.  10). 

Es  ist  wohl  kaum  vorstellbar,  daß  man  bei  der  Zahl  der 
zwischen  350  und  560  eingesetzten  Bomber  die  betref- 
fenden Anlagen  nicht  ebenfalls  angegriffen  hatte,  wenn 
die  damals  bereits  in  der  Auslandspresse  behauptete 
Massenvernichtung  in  Auschwitz  Tatsache  gewesen  wäre. 


Die  Berichte  in  der  ausländischen  Presse  während  des 
Krieges,  es  gebe  in  Auschwitz  Gaskammern  zur  Massen- 
vernichtung von  Menschen,  haben  auf  deutscher  Seite  zu 
Einladungen  an  das  IRK  (Internationale  Rote  Kreuz) 
geführt,  das  in  verschiedenen  Lagern,  u.a.  in  Auschwitz 
wiederholte  Besuche  unternahm.  Der  Bericht  des  IRK 
über  den  Besuch  in  Auschwitz  im  September  1944 
enthält  jedoch  keinen  Hinweis  auf  Gaskammern.  Ge- 
naueres ließe  sich  vielleicht  feststellen,  wenn  dieser 
Bericht  auch  hier  in  Widerspruch  zu  den  Behauptun- 
gen des  IfZ  - vollständig  veröffentlicht  würde,  was 
bisher  trotz  wiederholter  Aufforderungen  nicht  ge- 
schehen ist 

Die  Ausführungen  des  IfZ  zur  Kriegsschuldfrage  wer- 
den von  der  ernsthaften  Forschung  nicht  gedeckt.  Es  sei 
hier  nur  beispielhaft  auf  den  jüdischen  englischen  Histo- 
riker Taylor  verwiesen,  der  als  international  anerkannte 
Kapazität  in  seinem  Werk  "The  Origins  of  the  Sccond 
World  War”  auf  Seiten  216,  217  und  250  u.a.a.O.  die 
Behauptung  eines  von  Hitler  bewußt  gewollten  Krieges 
zurückweist  und  im  genannten  Werk  wie  viele  andere 
Historiker  die  frühere  Darstellung  einer  Alleinschuld 
Deutschlands  am  Zweiten  Weltkrieg  nach  Auswertung 
der  zugänglichen  Dokumente  und  Quellen  als  falsch 
widerlegt  Wenn  das  IfZ  hierauf  eine  eigene  Publikation 
verweist  (Benz/Graml,  “Sommer  1939".  Stuttgart 
1979).  um  seine  Behauptungen  abzustützen,  so  ist  dies 
sein  gutes  Recht,  doch  muß  es  dann  auch  eine  kritische 
Überprüfung  dieses  Werkes  auf  den  wissenschaftlichen 
Wert  hinnehmen.  Darüber  urteilt  aber  sehr  zutreffend 
Dr.  Schickei: 

"Das  Münchner  Institut  für  Zeitgeschichte  ....  wid- 
mete dem  ‘Sommer  1939'  sogar  eine  Sonderpublika- 
tion. Was  cs  freilich  darin  an  zeitgeschichtlicher  Erkennt- 
nis anbot,  mußte  dem  Fachmann  mehr  als  mager  erschei- 
nen. ...  So  finden  sich  in  diesem  Sammelsurium  Behaup- 
tungen über  die  deutsche  Außenpolitik  zwischen  1933 
und  1939,  die  durch  sorgfältige  Recherchen  des  Wein- 
heimer  Neuhistorikers  Dr.  Dietrich  Aigner  schon  längst 
widerlegt  sind;  oder  werden  Werturteile  über  deutsche 
Generäle  kolportiert,  die  der  anerkannte  Hannoversche 
Privatforscher  Fritz  Tobias  mit  gleicher  Beweiskraft  ins 
Reich  der  Fabel  verwiesen  hatte."  (A.  Schickei,  “Zeit- 
geschichte am  Scheideweg",  Nürnberg  1981,  S.  11-12). 

Die  wissenschaftlichen  Mängel  des  Mitautors  GramI 
wurden  erst  vor  kurzem  wieder  bei  Weckert  nachgewic- 
sen  (I.  Weckert,  “Feuerzeichen  - Die  Reichskristall- 
nacht”, Tübingen  1981,  S.  98  - 102) 

Es  ist  in  höchstem  Maße  unverständlich,  wenn  der- 
artig un qualifizierte  Gutachten,  wie  sie  der  Kläger  hier 
u.a.a.O.  feststellen  mußte,  von  deutschen  Gerichten  und 
namentlich  von  der  Bundesprüfstelle  für  jugendgefähr- 
dende Schriften  im  Rahmen  einer  eigentlich  grundge- 
setzwidrigen Indizierungspraxis  vielfach  kritiklos  zur 
Urteilsfindung  herangezogen  werden.  Es  ist  bedauerlich, 
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wenn  dadurch  die  Glaubwürdigkeit  der  deutschen  Justiz 
leidet 

Die  vom  IfZ  angegebenen  Dokumente  müßten  des- 
halb erst  auf  ihre  Echtheit  überprüft  werden,  da  die 
Forschung  im  Regelfall  keine  Originaldokumente  sehen 
kann  und  der  Aufenthaltsort  der  meisten  Original- 
dokumente nicht  einmal  bekannt  ist,  wie  dem  Kläger 
erst  jüngst  im  Nürnberger  Staatsarchiv  bestätigt  wurde. 
Es  wäre  im  übrigen  nicht  das  erstemal,  daß  das  IfZ 
Fälschungen  aufgesessen  wäre,  weil  sie  in  der  gewünsch- 
ten historischen  Richtung  lagen,  wofür  der  Kläger  bereits 
auf  Seite  I einen  Beleg  geliefert  hat.  Dem  117.  müßte 
auch  von  planmäßigen  Fälschungen  derartiger  Dokumen- 
te im  Ostblock  etwas  bekannt  sein  (vgl.  J.  Barron, 
"KOB".  Ben»  1974  sowie  die  Aussagen  des  geflohenen 
tschechischen  Generals  Sejna  oder  die  bekannten 
I alschungen  gegen  den  seinerzeitigen  Bundespräsidenten 
l.übke  und  Minister  Oberländer).  Dem  Kläger  ist  nicht 
< bekannt,  daß  auch  nur  eine  einzige  der  aufgedeckten 
Fälschungen  ein  Verdienst  des  IfZ  gewesen  wäre 

Die  Behauptung  des  IfZ,  der  Klager  verbreite  Ge- 


schichtslegenden rechtsextremer  Herkunft,  die  mit  der 
historischen  Wahrheit  nichts  zu  tun  hätten,  ist  nach 
alledem  ebenso  unverständlich  wie  falsch.  Da  das  soge- 
nannte Gutachten  des  IfZ  von  einer  einseitig  eingestell- 
ten Presse,  die  nicht  einmal  den  Versuch  von  Objektivi- 
tät erkennen  läßt,  gegen  den  Kläger  ausgeschlachtet 
wurde,  erhebt  sich  die  Frage  nach  Schadenersatz  des  IfZ 
gegenüber  dem  Kläger  wegen  erwiesener  Rufschädigung 
und  übler  Nachrede.  Wissenschaftliche  Fehler  und  fal- 
sche historische  Schlüsse  müssen  auch  dem  Historiker 
zugestanden  werden,  so  auch  dem  IfZ,  sofern  eine 
ernsthafte  Bemühung  um  objektive  Darstellung  histori- 
scher Ereignisse  erkennbar  ist.  Dies  muß  beim  vorlie- 
genden Gutachten  des  IfZ  jedoch  verneint  werden.  Die 
wissenschaftliche  Ignoranz  und  Unfähigkeit,  wie  sie  sich 
zweifellos  aus  dem  Gutachten  des  IfZ  ergeben,  sollte 
staatliche  und  amtliche  Stellen  in  Zukunft  veranlassen, 
Gutachten  des  IfZ  nicht  mehr  zur  Urteilsfindung  hcr- 
anzuzichen,  wenn  sie  nicht  Gefahr  laufen  wollen,  im 
Verlaß  auf  die  Richtigkeit  derartiger  Gutachten  Un- 
rechtsurtcile  vorzuprogrammieren.  ” 


tt* ***************************************** 


Truth  for  Germany  - The  Guilt  Question  of  the  Second  World  War 

hnrd  cover  DM  42.-.  soft  cover  DM  32.-.  535  pages.  historical  maps,  complctc 
seien tilical  documentations,  Index.  ISBN  3-922252-11-7 

Ihc  profound  Fnglish  Version  ol  the  German  Standard  documentation  about  the 
reasons  and  facts  which  starred  the  Sccond  World  War  in  1939  is  now  availablc 
alter  an  intensive  historical  research  of  all  availablc  German  and  particular  forcign 
sourccs.  documents.  Statements  of  the  leading  participants  and  honest  historians. 

Ihc  thesis  of  the  German  Guilt  for  this  War  is  refuted.  The  German  Version 
wliich  was  published  years  ago  in  Western  Germany  was  ncither  attacked  nor 
disproved.  bin  it  was  clavsilled  as  a "dangerous"  book.  "Dangerous"  but  only  for 
those  who  arc  not  inclincd  to  teil  peoplc  the  truth! 

AUSCHWITZ  im  IG-Farben  Prozess 

- Holocaustdokumente 

Hrsg,  von  Udo  Walend v 

404  S.  » III..  eine  reine  Dokumentation.  Ln.  DM  38,  Cov.  DM  32.- 

AK  einer  der  großen  Wirtsckiftsprozessc.  die  die  l/S-ßrsatzungsmacht  nach  1913  gegen 
Deutschland  führte,  ist  der  IG-Farben  Prozeß  1947/48  von  besonderer  historischen  Bedeutung: 

/um  einen  deswegen,  weil  die  Anklage  gegen  dieses  größte  deutsche  "Wirtschaftsimperium’' 
restlos  zusammrngelallcn  ist.  Rüstungsschrittmacher  und  Mit  Verschwörer  für  Aggression  und 
Völkcrversklavung  gewesen  zu  sein,  /um  andern  auf  Grund  der  I atsachc.  daß  IG-Farben  mitten  im 
Krieg  au»  eigener  Kraft  in  Auschwitz  ein  Großwerk  mit  iiher  30.000  Beschäftigten  buchstäblich  aus 
dem  Boden  gestampft  hatte.  ausgesprochen  dort,  wo  die  Rcichsfiihrung  zur  selben  Zeit  eine 
Massenvernichtungsstätte  ebenfalls  aus  dem  Nichts  installiert  haben  soll,  in  der  Millionen 
Menschen  durch  Gas  getötet  und  spurlos  zum  Verschwinden  gebracht  worden  sein  sollen. 
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